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Vorwort 

Das DWS-Symposium 2014 hat mit der „Selbstveranlagung – Wegfall 
des Amtsermittlungsgrundsatzes?“ ein zukunftsweisendes Thema ge-
wählt. Es mag auf den ersten Blick ungewöhnlich erscheinen, einem 
verfahrensrechtlichen Thema solch eine Aufmerksamkeit zu schenken; 
allerdings hat das Symposium gezeigt, welch herausragende prakti-
sche Bedeutung diese Frage sowohl für die Steuerpflichtigen als auch 
für die Steuerberater hat.  

Es geht um nichts Geringeres als um die Neustrukturierung des steuer-
lichen Veranlagungsverfahrens. Damit einher stellen sich Fragen nach 
den materiellen Konsequenzen und nicht zuletzt danach, was Steuer-
pflichtige und Steuerberater von der Selbstveranlagung haben. 

Die Finanzverwaltung verknüpft die Diskussion um die Selbstveranla-
gung mit der Einführung oder Erweiterung von Risikomanagementsys-
temen. Ein wesentlicher Grund hierfür sind die sich vermindernden 
Personalressourcen. Im Ergebnis darf es jedoch nicht zu einer Abkehr 
von unserem bisherigen Verständnis der Verantwortlichkeiten im Be-
steuerungsverfahren kommen.  

Bislang hat die Finanzverwaltung – quasi als Herrin des Verfahrens – 
den Sachverhalt von Amts wegen aufzuklären, wobei der Steuerpflich-
tige zur umfassenden Mitwirkung verpflichtet ist. Dieses ausgewogene 
und erprobte System erlaubt es dem Steuerpflichtigen schon in seinen 
Erklärungen, wenn nötig, eine von der Finanzverwaltung abweichende, 
aber gesetzeskonforme Rechtsauffassung zu vertreten. Daran darf 
nicht gerüttelt werden.  



4 Vorwort 

Auch der Inhalt des Wortes „Selbstveranlagung“ ist im Rahmen der 
Diskussion klärungsbedürftig. Sollte hiermit die Verlagerung der Ver-
antwortung von der Finanzverwaltung auf den Steuerpflichtigen ge-
meint sein, kann sich der Berufsstand der Steuerberater hiermit nicht 
identifizieren und lehnt dies ab. Ist aber unter Selbstveranlagung ledig-
lich zu verstehen, dass die Höhe der Steuern von den Steuerpflichtigen 
selber errechnet und abgeführt wird, wäre das aus unserer Sicht ein 
diskutabler Weg.  

Wir danken Prof. Dr. Roman Seer für seinen Impulsvortrag und 
Prof. Dr. Heinz-Jürgen Pezzer für die Moderation des Podiums. 

Dr. Horst Vinken Nora Schmidt-Kesseler 
Vorstandsvorsitzender Geschäftsführerin 
des Deutschen wissenschaftlichen des Deutschen wissenschaftlichen 
Instituts der Steuerberater e.V. Instituts der Steuerberater e.V. 
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Selbstveranlagung – Wegfall des 
Amtsermittlungsgrundsatzes? 

I. Impulsreferat 

Prof. Dr. Roman Seer, Ruhr-Universität Bochum,  
Vorsitzender des wissenschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ 

1. Hoheitliche Veranlagung versus Selbstveranlagung 

Die Reichsabgabenordnung (RAO) bestimmte in § 210 Abs. 1 Folgendes: 

„Nach Abschluss seiner Ermittlungen setzt das Finanzamt durch Steu-
erbescheid die Steuer fest.“ 

Otto Mayer hielt die Einschaltung eines Verwaltungsakts zwischen der 
Entstehung und der Entrichtung der Steuerschuld für eine Ausprägung 
des Gedankens der „Justizförmigkeit“ der Steuerverwaltung.1 Die Vor-
stellung, dass die Verwaltung von Amts wegen zunächst die Besteue-
rungsgrundlagen ermittelt und auf dieser Basis sodann den Steuerbe-
scheid erlässt, kennzeichnet (bis heute) die hoheitliche Veranlagung. In 
diesem System ist die Steuererklärung lediglich ein Beweismittel zur 
Erleichterung des Hoheitsakts; der Steuerpflichtige ist nur ein „Erfor-
schungsgehilfe“ der Behörde.2 Darauf bezogen findet sich in § 205 
RAO die folgende Anordnung: 

„(1) Das Finanzamt hat die Steuererklärungen zu prüfen. Soweit nötig, 
hat es tunlichst durch schriftliche Aufforderung zu veranlassen, daß Lü-
cken ergänzt und Zweifel beseitigt werden. 
(2) Trägt das Finanzamt Bedenken gegen die Richtigkeit der Erklärung, 
so hat es, wenn nötig, Ermittlungen vorzunehmen…“ 

Diese durch die Reichsabgabenordnung vermittelte Ausgangslage führt 
dazu, dass auch heute noch die Vorstellung verbreitet ist, dass der 
steuererhebliche Sachverhalt in jedem Fall geprüft werden müsse. Ab-
weichungen von dieser „100-Prozent-Doktrin“ werden dann gern als 
Vollzugsnotstand oder gesetzwidriges Vollzugsdefizit gebrandmarkt.  
  
1 O.Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, Bd. I, 2. Aufl., 1914, 64. 
2 So Söhn, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO/FGO, § 88 AO Rz. 94 (März 2010). 
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Einen völlig anderen Weg beschritten die USA bereits mit der Einfüh-
rung der Bundeseinkommensteuer im Jahre 1913. Die Einkommens-
teuer wird dort seitdem im Wege eines „Self-Assessment“ (einer 
Selbstveranlagung) erhoben.3 Dort geben die Steuerpflichtigen von je-
her nicht nur jährliche Einkommensteuererklärungen ab, sondern be-
rechnen die Steuer selbst und führen sie zu einem fixen Fälligkeitstag 
(15. April des Folgejahres) auch von selbst ab. Diesem Vorbild sind in 
der Zwischenzeit viele Staaten gefolgt.4 

Allerdings gab es in Gestalt der Abzugssteuern (insb. Lohn- und Kapi-
talertragsteuer) sowie der Umsatz- und Verbrauchsteuern auch in 
Deutschland bereits zu Zeiten der RAO Selbstberechnungssteuern. In 
der damals noch jungen Bundesrepublik Deutschland kam rasch die 
Idee einer Selbstveranlagung auch für die Einkommen- und Körper-
schaftsteuer auf. 1959 unterbreitete der Bund Deutscher Steuerbeam-
ter einen entsprechenden Vorschlag.5 Das Land Niedersachsen führte 
daraufhin einen größeren Feldversuch erfolgreich durch.6 „DER SPIE-
GEL“ feierte den gelungenen Versuch im Heft 13/1962 vom 28.3.1962 
mit der Überschrift „Gehirn ist Kapital“: 

„Die Einkommensteuerzahler der niedersächsischen Finanzamtsbe-
zirke Stadthagen und Celle haben Anspruch auf eine Fußnote in der 
deutschen Fiskalgeschichte erworben: Sie sind die ersten Bundes-
bürger, die ihre Steuerschuld für das Kalenderjahr (1960) selbst er-
rechnet haben.  

Entgegen der Tradition deutscher Behörden, Intelligenz und Charak-
terstärke der Bürger gering zu veranschlagen und deshalb auch die 
Berechnung der Einkommensteuer von den Finanzbeamten vor-
nehmen zu lassen, hatte die Oberfinanzdirektion Hannover ein Ex-

  
3 Eingehend bereits Debatin, Die Steuerverwaltung und das Besteuerungsverfahren 

der USA, StuW 1957, Sp. 483 ff.; später Seer, Besteuerungsverfahren: Rechtsver-
gleich USA-Deutschland, 2002, Rz. 15 ff. 

4 Ohne Anspruch auf Vollständigkeit und beispielhaft: Australien, Argentinien, Brasilien, 
Bulgarien, China, Großbritannien, Irland, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Litauen, 
Polen, Spanien, Slowakei, Tschechien, Ungarn, USA (siehe International Bureau of 
Fiscal Documentation [IBFD], Datenbank). 

5 Denkschrift des Bundes Deutscher Steuerbeamten, Vorschläge zur Finanz- und 
Steuerreform, 1959; ebenso der Präsident des Bundesrechnungshofs in seinem Be-
richt v. 24.10.1959, s. BT-Drucks. III/1518, 137 f. 

6 Zum Gegenstand und zu den Ergebnissen des Praxisversuchs ausführlich Hartmann, 
Reform des Veranlagungsverfahrens durch Selbstberechnung der Steuer, 1967; s. a. 
Beske, DStZ/A 1962, 375 ff. 
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periment mit der Eigeninitiative der Steuerzahler gewagt. In 
Stadthagen und Celle wurden neuartige Formulare verteilt:  

Auf 87 Zeilen war die übliche Einkommensteuererklärung, das heißt 
die Aufgliederung der Einkünfte und abzugsfähigen Ausgaben vor-
zunehmen; dann folgten weitere 45 Zeilen, auf denen der Steuer-
pflichtige die Höhe seiner Abgaben an den Staat exakt ausrechnen 
konnte. Eine Steuertabelle wurde kostenlos mitgeliefert.  

Rechnerisch unbegabte Untertanen durften die zusätzliche Hausar-
beit verweigern, da sie nur durch eine Gesetzesänderung zur Pflicht 
gemacht werden kann. Dennoch rechneten fast 90 Prozent der 
Testbürger ihre Steuern selbst aus.“7 

Die Fehlerquote war erstaunlich gering. Sie lag bei nur 5,3 Prozent der 
Steuerpflichtigen. Gleichwohl distanzierte sich die Bundesregierung von 
diesem Projekt. Sie hielt bereits die damals geltenden Steuergesetze 
für zu kompliziert, um den Steuerpflichtigen die Selbstberechnung der 
Einkommen- oder Körperschaftsteuer zumuten zu können.8 Die Alter-
native sah das Bundesfinanzministerium vielmehr in der Automatisie-
rung der hoheitlichen Veranlagung.9 Dazu diente der mit dem Gesetz 
zur Neuordnung von Steuern vom 16.12.195410 erweiterte § 100 Abs. 2 
RAO. Danach konnte die Steuer „vorläufig“ festgesetzt werden, wenn 
der Steuerpflichtige der Betriebsprüfung unterlag oder wenn das Fi-
nanzamt den Inhalt der abgegebenen Steuererklärung übernahm. Be-
reits vor der Einführung der Abgabenordnung (AO) 1977 konstatierte 
Tipke in seiner Kommentierung des § 210 RAO Folgendes:11 

  
7 DER SPIEGEL, Heft 13/1962: Gehirn ist Kapital (Anlage 1). 
8 So die Antworten des Bundesministers der Finanzen v. 4.3.1960 auf eine Anfrage zur 

Denkschrift und v. 23.5.1962 auf Anfrage zu den Feldversuchen Niedersachsens, 
s. BT-Drucks. III/1659 u. IV/432, unter Hinweis auf das Institut für Finanzen und 
Steuern, Grundlagen und Möglichkeiten einer organischen Finanz- und Steuerreform, 
Heft 30, Bd. I, 1954, 70 f. 

9 „Der damalige Bundesfinanzminister Etzel wollte jedoch den Steuerapparat auf ande-
re Weise modernisieren. Er hatte bereits einige Elektronengehirne versuchsweise 
aufstellen lassen und berichtete dem Parlament: „Man kann nach dem Ergebnis der 
bisherigen Versuche annehmen, daß bei dem künftigen Grad der Technisierung im 
wesentlichen dieser Weg beschritten werden wird.“ Dann könne „eine Selbstveranla-
gung“ möglicherweise gegenstandslos werden“. DER SPIEGEL (Anlage 1) 

10 Art. 12 des Gesetzes v. 16.12.1954, BGBl. I 373 (392). § 100 Abs. 2 RAO war einge-
führt worden durch § 28 Realsteuer-Einführungsgesetz v. 1.12.1936, RGBl. I 1936, 
961 (966). 

11 Tipke/Kruse, Reichsabgabenordnung, 7. Aufl., § 210 Tz. 1 (22. Lfg./Juni 1975). 



10 Prof. Dr. Roman Seer 

„§ 210 Abs. 1 hat viel von seiner Bedeutung eingebüßt durch den 1936 
in die AO eingefügten § 100 Abs. 2. § 100 Abs. 2 kehrt das Prinzip ‚Erst 
ermitteln, dann festsetzen!‘ um in das Prinzip: ‚Erst einmal festsetzen, 
später ermitteln!‘.“ 

Auf diesem Vorbild fußend, vollzog die AO 1977 dann den konsequen-
ten Umschwung in die Automation durch den umfassenden Vorbehalt 
der Nachprüfung des § 164 AO. Gleichzeitig schuf der Gesetzgeber die 
verfahrensrechtliche Rechtsform der Selbstveranlagung in Gestalt der 
sogenannten Steueranmeldung. Die Steueranmeldung setzt die Selbst-
veranlagung um und besitzt eine Doppelfunktion, indem sie die Steuer-
erklärung mit den Wirkungen einer Steuerfestsetzung nach § 168 Satz 
1 AO verbindet. Durch die Fiktion eines Steuerbescheides, der unter 
dem Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164 AO) steht, schafft die AO eine 
Rechtsform, welche die Idee einer kontrollierten Selbstregulierung im 
Verfahren bereits heute abbildet.  

Damit hat die AO 1977 den verfahrensrechtlichen Schritt in einen 
selbstregulierenden Steuervollzug vollzogen: Der Steuerpflichtige er-
klärt nicht nur die Besteuerungsgrundlagen, sondern setzt zugleich die 
Steuer fest, erledigt damit das Steuerermittlungs- und Steuerfestset-
zungsverfahren in einem Arbeitsgang. In letzter Konsequenz schafft er 
zugleich den Vollstreckungstitel gegen sich selbst! Zugleich rationali-
siert die Verwaltungsaktfiktion das Verfahren bis hin zur Möglichkeit 
des Einspruchs, den der Anmeldende gegen den selbst geschaffenen 
fiktiven Steuerbescheid einlegen kann. Die von Otto Mayer geprägte 
Handlungsform des Verwaltungsakts (§ 118 AO) hat sich so in weiten 
Bereichen des Besteuerungsverfahrens gewandelt, da es zu einer 
Selbstregulierung durch die Steuerpflichtigen kommt. Denn in diesen 
Bereichen sagt nicht mehr die Behörde dem Bürger, was rechtens ist, 
sondern umgekehrt zunächst der Bürger der Behörde, die ihn aber bei 
dieser Selbstregulierung hoheitlich kontrolliert. 

2. Paradigmenwechsel: Wandel der hoheitlichen Besteuerung 
zum Akt kontrollierter Selbstregulierung 

Mit der Einführung des Regimes der §§ 164, 167, 168 AO enthält damit 
schon die geltende Verfahrensordnung den Paradigmenwechsel von 
einer hoheitlichen Besteuerung zur kontrollierten Selbstregulierung. Die 
Steueranmeldungen dominieren bereits heute – literarisch weithin un-
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bemerkt – den Steuervollzug und sichern dem Staat das Steuerauf-
kommen:12 

– der Umsatzsteuer (Voranmeldung und Jahreserklärung), 

– der besonderen Verbrauchsteuern (Alkohol-, Tabak-, Kaffeesteuern), 

– der Energie- und Stromsteuern, 

– der Luftverkehrsteuer, 

– der Kernbrennstoffsteuer, 

– der Lohnsteuer, 

– der Kapitalertragsteuer, 

– der Bauabzugsteuer, 

– der Aufsichtsratsteuer, 

– der Abzugsteuer für Steuerausländer, 

– der Versicherung- und Feuerschutzsteuer, 

– der Wettsteuern. 

Diesem das Besteuerungsverfahren prägenden Kooperationsbeitrag 
wird es nicht gerecht, darin bloß einen Akt mitwirkungsoffenen Verwal-
tens13 oder eines „bloßen Erforschungsgehilfen“14 zu sehen. Wenn 
mehr als zwei Drittel des gesamten Steueraufkommens von den Steu-
erpflichtigen in Gestalt von Steueranmeldungen selbst erklärt, errech-
net und bezahlt werden, reduziert sich der staatliche Ermittlungsauftrag 
allein auf die Überwachung der Steuerpflichtigen.  

Der Selbstregulierungsprozess hat aber auch längst Eingang in die üb-
rige Veranlagungspraxis gehalten. Angesichts der jährlich zu verarbei-

  
12 Siehe die Aufzählung von Heuermann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO/FGO, 

Kommentar, § 167 AO, Rz. 3 (November 2010). 
13 So aber Müller-Franken, Mittelbares Verwalten, Habil., 2004, 236. 
14 So aber Söhn, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 88 AO Rz. 94 (März 2010). 
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tenden Verfahrensmassen können auch die Einkommen-, Körper-
schaft- und Gewerbesteuererklärungen nur in einem sehr geringen Um-
fang manuell geprüft werden. Deshalb handelt es sich bei den heutigen 
„hoheitlichen“ Steuerveranlagungen faktisch um Selbstveranlagungen, 
die nur einer eingeschränkten manuellen Kontrolle unterliegen.15 Es ist 
überfällig, diese mit zumutbarem personellem Verwaltungsaufwand 
nicht änderbare Situation offen einzugestehen und daraus die ange-
messenen verfahrensrechtlichen Konsequenzen zu ziehen.  

3. Selbstveranlagung als Ausdruck einer Kooperationsmaxime 

Im steuerlichen Massenverfahren lässt sich der strukturelle Vollzugssi-
cherungsauftrag von den Finanzbehörden nicht allein hoheitlich erfül-
len.16 Je mehr das Steuergesetz die Erfassung individueller wirtschaftli-
cher Leistungsfähigkeit erstrebt, umso mehr bedarf sein Vollzug der 
Kooperation von Finanzbehörden und Steuerpflichtiger, weil die Finanz-
behörden regelmäßig außerstande sind, den gesetzlich zutreffenden 
Steueranspruch allein zu ermitteln und durchzusetzen. Die Finanzbe-
hörden wären hoffnungslos überfordert, wenn ihnen die besteuerungs-
relevanten Daten nicht auf der Grundlage umfangreicher Mitwirkungs-
pflichten (§§ 90 ff., 134 ff. AO) zur Verfügung gestellt bzw. übermittelt 
würden. § 88 AO steht daher in einer engen Verbindung zu § 90 AO, 
der die Beteiligten zur Mitwirkung bei der Sachaufklärung verpflichtet. 

In ihrer Zusammenschau legen §§ 88, 90 AO das Besteuerungsverfah-
ren auf eine kooperative Arbeitsteilung zwischen Finanzbehörden und 
Steuerpflichtigen an. Ich habe dieses Verhältnis als Kooperationsma-
xime bezeichnet, bei der die Finanzbehörde als „Treuhänderin der Ge-
meinwohlinteressen“17 allerdings die Letztverantwortung zu tragen hat. 
Sachaufklärungspflicht von Amts wegen und Mitwirkungspflicht bilden 
dabei keine Gegensätze. Die Mitwirkung des Beteiligten (§ 90 AO) 
dient – wie die Beweismittel des § 92 AO – der Aufklärung des Sach-
verhalts von Amts wegen, sie ist ein Mittel dazu. Darüber hinaus be-
gründen die Mitwirkungspflichten aber auch eine sphärenorientierte 
Mitverantwortung für die Sachaufklärung, an deren fehlender Erfüllung 

  
15 Zur Entwicklung einer faktischen Selbstveranlagung s. Seer, Reform des Veranla-

gungsverfahrens, StuW 2003, 40 (42 f.). 
16 Eingehend Drüen, Inanspruchnahme Dritter für den Steuervollzug, DStJG Bd. 31 

(2008), 167 (169 ff.). 
17 Seer, Verständigungen in Steuerverfahren, Habil., 1996, 179 ff.; Seer, in: Tipke/Lang, 

Steuerrecht, 21. Aufl., 2013, § 21 Rz. 4. 
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§ 162 Abs. 2 AO in Gestalt der Schätzungsbefugnis konkrete beweis-
rechtliche Folgen knüpft.  

Die Selbstveranlagung setzt diese so verstandene Kooperationsmaxi-
me folgerichtig um. Gerade im Falle der Selbstveranlagung ist der 
Steuerpflichtige kein bloßes Objekt staatlichen Handelns. Vielmehr ist 
er im Rahmen der Selbstveranlagung ein Verfahrenssubjekt des kon-
kreten Steuerrechtsverhältnisses zur Finanzbehörde. Durch die frühzei-
tige Beteiligung am Verfahren realisiert sich der Grundrechtsschutz 
durch Verfahren.18 Insoweit kann die Selbstveranlagung als eine frei-
heitswahrende Selbstregulierung des Steuervollzugs verstanden wer-
den. 

4. Der Untersuchungsgrundsatz als Prinzip behördlicher 
Letztverantwortung 

Das Gesetzmäßigkeitsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) und das Gebot der 
Rechtsanwendungsgleichheit (Art. 3 Abs. 1 GG) schließen es indessen 
aus, dass die Steuerfestsetzung allein von der Deklarationsbereitschaft 
der Steuerpflichtigen abhängt. Deshalb sieht § 88 Abs. 1 AO zur Ver-
wirklichung des Vollzugszwecks nicht etwa den Verhandlungsgrund-
satz, sondern den Untersuchungsgrundsatz vor.19 Nach § 88 Abs. 1 
Satz 1 AO ermittelt die Finanzbehörde den Sachverhalt von Amts we-
gen. Der Untersuchungsgrundsatz dient dem Zweck materieller Wahr-
heitsfindung, der seinerseits durch das Gesetzmäßigkeitsprinzip vorge-
geben wird.20 Daraus wollen nicht wenige Autoren die Aufgabe der 
Finanzbehörde ableiten, die Feststellung des wahren (realen, wirkli-
chen) Sachverhalts „in jedem Einzelfall“ gewährleisten zu müssen.21 
Unter Vernachlässigung der Grundbedingungen steuerlicher Massen-
verfahren leiten sie aus dem Gesetzmäßigkeitsprinzip sogar die Regel 
ab, dass wie im Prozessrecht steuerrelevante Sachverhalte mit an Si-

  
18 Aus diesem Blickwinkel s. Seer, DStJG Bd. 31 (2008), 7 (15). 
19 Zur Bedeutung des Untersuchungsgrundsatzes im Besteuerungsverfahren s. Seer, 

SteuerStud 2010, 369 ff.; zur unionsrechtlichen Dimension des Untersuchungsgrund-
satzes s. Englisch, IStR 2009, 37 ff. 

20 Nierhaus, Beweismaß und Beweislast, Habil., 1989, 478. 
21 Wittmann, StuW 1987, 35 (36); Müller-Franken, Maßvolles Verwalten, Habil., 2004, 

279 ff., 305 ff.; im Ausgangspunkt auch zuletzt Jansen, Das Steuerverfahren im 
Spannungsfeld von Europa- und Verfassungsrecht, Diss., 2012, 30. 
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cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, m. a. W. zur vollen Überzeu-
gung der jeweils zuständigen Beamten, festgestellt werden müssten.22 

Diese in der Literatur teilweise immer noch geforderte 100-Prozent-
Doktrin23 ist jedoch wirklichkeitsfremd und ebenso wie eine Absolutie-
rung des Untersuchungsgrundsatzes abzulehnen. Weder das Grund-
gesetz (Art. 3 Abs. 1, 20 Abs. 3 GG) noch die Abgabenordnung fordern 
einen realitätsblinden Gesetzesvollzug. § 88 AO sagt über das Be-
weismaß überhaupt nichts aus. Die Untersuchungsmaxime erweist sich 
insoweit nur als ein negatives Prinzip:24 Sie verneint die Abhängigkeit 
der Sachaufklärung vom Parteivortrag (§ 88 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 
AO), lässt im Übrigen aber offen, wie die zur Amtsermittlung verpflichte-
te Behörde die ihr unbekannten Tatsachen in Erfahrung bringen soll. 
Nicht nur eine Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung, sondern bereits 
eine durchschnittliche Einkommensteuererklärung enthält so viele 
steuererhebliche Tatsachen, dass der Finanzbeamte sie unmöglich zu 
seiner vollen Überzeugung feststellen kann. Wollte man dies von ihm 
ernsthaft verlangen, so wäre er gezwungen, entweder die Beweislas-
tentscheidung zur Regel werden zu lassen oder nur noch einige Fälle 
ganz genau, die überwiegende Anzahl der Fälle aber überhaupt nicht 
mehr zu bearbeiten. Beide Verhaltensalternativen sind mit den Funda-
mentalprinzipien der Gesetz- und Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
schlechterdings unvereinbar.25 

Ich habe auf der 32. Jahrestagung der Deutschen Steuerjuristischen 
Gesellschaft den Vollzug der Steuergesetze unter den Bedingungen ei-
ner Massenverwaltung aus verfassungsrechtlicher Sicht näher skiz-
ziert.26 Ich möchte dies hier nicht im Einzelnen wiederholen. Nur so 
viel:  

In den jährlich (periodisch) wiederkehrenden steuerlichen Massenver-
fahren tritt an die Stelle der größtmöglichen Realisierung der Gesetz-
mäßigkeit im Einzelfall die größtmögliche Realisierung der Gesetzmä-
ßigkeit im Gesamtvollzug, das heißt in der Summe aller Einzelfälle. 

  
22 Schmidt, Die Problematik der objektiven Beweislast im Steuerrecht, Diss., 1998, 

42 ff.; Müller-Franken, Maßvolles Verwalten, Habil., 2004, 277 ff. 
23 Begriff nach Ahrens, Der Vollzug von Steuergesetzen durch den niederländ. Belas-

tingdienst, Diss., 2005, 91 ff. 
24 Pestalozza, Der Untersuchungsgrundsatz, Festschrift für den Boorberg Verlag, 1977, 

185 (186). 
25 Eingehend bereits Seer, Verständigungen in Steuerverfahren, Habil., 1996, 184 ff. 
26 Seer, DStJG Bd. 31 (2008), 7 ff. 
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Dies kann in keinem entwickelten Industriestaat unserer Erde dadurch 
geschehen, dass die Finanzbeamten jeden Einzelfall im Detail untersu-
chen. Eine solche Vorgehensweise würde ein Heer von Finanzbeamten 
mit Eingriffsbefugnissen bedeuten, die bis in den Kern der ehelichen 
und familiären Lebensgemeinschaften hineinreichen. Ein solches „Ide-
al“ wäre angesichts des unverhältnismäßigen Freiheitseingriffs und sei-
ner Unwirtschaftlichkeit sogar verfassungswidrig. In den steuerlichen 
Massenverfahren kann die Finanzbehörde der Untersuchungsmaxime 
a priori nur durch ein am strukturellen Kontrollbedürfnis der Fälle anset-
zendes Risikomanagement nachkommen. In diesem Stadium der 
Sachaufklärung geht es noch nicht um das Beweismaß im konkreten 
Einzelfall, sondern erst um die Erfüllung eines strukturellen Verifikati-
onsauftrages nach dem Kontrollbedürfnis. 

Erst wenn nach dieser Vorfilterung der massenhaften Steuerfälle das 
finanzbehördliche Risikomanagement konkrete Zweifel an der Richtig-
keit und Vollständigkeit der Angaben des Steuerpflichtigen begründet, 
hat die Finanzbehörde in eine Einzelfallprüfung einzutreten und – wenn 
nötig – Beweise zur Überzeugungsgewinnung zu erheben. Dasselbe 
gilt, wenn der Steuerpflichtige eine Feststellung der Finanzbehörde an-
zweifelt und über diesen Streit entschieden werden muss. Erst ab die-
sem Stadium macht die prozessuale Beweismaßdoktrin überhaupt 
Sinn. Selbst dann aber ist nicht statisch das Beweismaß von der vollen 
Überzeugung anzuwenden. Vielmehr orientiert sich das Beweismaß an 
der jeweiligen Sphärenverantwortlichkeit von Finanzbehörden und 
Steuerpflichtigen.27 

Zudem wird die finanzbehördliche Sachaufklärung durch das freiheits-
schützende Übermaßverbot (Verhältnismäßigkeitsprinzip) beschränkt:28 
Die finanzbehördlichen Ermittlungshandlungen verlaufen in einem ver-
fassungsrechtlichen Dreieck zwischen Gesetzmäßigkeit, Rechtsanwen-
dungsgleichheit und dem Schutz der betroffenen Freiheitsgrundrechte. 
Gesetzgeber und Finanzverwaltung trifft ein Optimierungsauftrag.29 Sie 
müssen zwischen divergierenden Rechtsgütern einen angemessenen 
(verhältnismäßigen) Ausgleich schaffen. Kein Rechtsgut darf auf Kosten 

  
27 Seer, in: Tipke/Kruse, AO/FGO-Kommentar, § 96 FGO Tz. 73 (Oktober 2011); § 162 

AO Tz. 4 ff. (Mai 2014). 
28 Seer, DStJG Bd. 31 (2008), 7 (13 ff.). 
29 Dem folgt auch Jansen, Das Steuerverfahren im Spannungsfeld von Europa- und 

Verfassungsrecht, Diss., 2012, 224 ff., wo er von einem „Optimierungsmodell“ spricht. 
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eines anderen überproportional derart gewichtet werden, dass Letzte-
res praktisch geopfert wird.  

Mit dem grundrechtsschützenden Übermaßverbot korreliert ein die 
Grundrechte aller übrigen Steuerpflichtigen als Solidargemeinschaft 
schützendes Untermaßverbot. Das Untermaßverbot kennzeichnet eine 
unverhältnismäßige (unangemessene) staatliche Zurückhaltung.30 Es 
setzt einer finanzbehördlichen Zurückhaltung nach unten hin eine 
Grenze, während das Übermaßverbot die Intensität des Grundrechts-
eingriffs nach oben hin begrenzt.31 In diesem Korridor bewegt sich das 
in § 88 Abs. 1 Satz 3 und § 92 Satz 1 AO verankerte Verfahrensermes-
sen der Finanzbehörde. 

Der Untersuchungsgrundsatz fordert von der Finanzbehörde damit 
nicht, jeden einzelnen Steuerfall nach Art eines Untersuchungsrichters 
auszuermitteln. Das Untermaßverbot ist erst verletzt, wenn die Finanz-
behörde für die Besteuerung erheblichen Sachverhalten nicht nach-
geht, die sich ihr nach den Umständen des Einzelfalls ohne Weiteres 
hätte aufdrängen müssen. Das Untermaßverbot verlangt gem. § 85 
Satz 2 AO von den Finanzbehörden, zur Sicherstellung der Gesetzmä-
ßigkeit im Gesamtvollzug ein Verifikationssystem einzuführen und vor-
zuhalten, das strukturell der Gefahr von Steuerverkürzungen wirksam 
begegnet. Als „Treuhänderin von Gemeinwohlinteressen“ trägt die Fi-
nanzbehörde die (im Untersuchungsgrundsatz dokumentierte) Letzt-
verantwortung für die materielle Richtigkeit der Sachaufklärung. Positiv 
lässt sich dem Untersuchungsgrundsatz für die Finanzverwaltung im 
Sinne dieser Letztverantwortung nur die Aufgabe entnehmen, für eine 
strukturelle Verifikation der Angaben der Steuerpflichtigen zu sorgen.32 

5. Ausgestaltung des strukturellen Verifikationsprinzips im 
Selbstveranlagungsverfahren 

Ein Selbstveranlagungsverfahren entspricht damit nur dann den verfas-
sungsrechtlichen Fundamentalprinzipien der Gesetz- und Gleichmäßig-

  
30 Seer, Verständigungen in Steuerverfahren, Habil., 1996, 298 f.; Funke, Archiv des öf-

fentlichen Rechts, Bd. 132 (2007), 168 (203 ff.). 
31 Seer, DStJG Bd. 31 (2008), 7 (14). 
32 Nach Jansen, Das Steuerverfahren im Spannungsfeld zwischen Europa- und Verfas-

sungsrecht, Diss., 2012, 30 ff., muss sich die Finanzbehörde ein „eigenes Bild“ vom 
steuerrelevanten Sachverhalt machen. Zugleich weist aber auch er richtig darauf hin, 
dass dies keine Pflicht zur Verifikation der Angaben des Steuerpflichtigen in jedem 
Einzelfall, sondern nur eine strukturelle Verifikation bedeuten kann. 
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keit der Besteuerung, wenn es durch ein effizientes Kontrollsystem un-
terstützt wird.33 Die Untersuchungsmaxime wird zur strukturellen Verifi-
kationsmaxime. Ich habe dies sowohl auf der 32. Jahrestagung der 
Deutschen Steuerjuristischen Gesellschaft (2007)34 als auch auf dem 
46. Steuerberater-Kongress vor einigen Jahren (2008) näher beschrie-
ben35. In aller Kürze möchte ich hier noch einmal überblicksartig die 
Strukturelemente der Verifikationsmaxime im Selbstveranlagungsver-
fahren nennen: 

– maschinelle Plausibilitätskontrolle und maschineller Abgleich mit ob-
ligatorischen Kontrollmitteilungen (z. B. der Arbeitgeber, Versicherer 
und Banken) 

– elektronisches Risikomanagement, das sowohl durch das Objektrisi-
ko als auch durch das Subjektrisiko (i. S. einer Steuervita) gesteuert 
wird 

– Verfeinerung des elektronischen Risikomanagements durch perio-
denübergreifende maschinelle Analysen von Bilanzdaten 

– flankierende maschinelle Zufallsauswahl für eine manuelle Intensiv-
kontrolle 

– Einspeisung der dadurch gewonnenen Erkenntnisse in das Risiko-
management als selbstlernendes System zur permanenten Überprü-
fung und Anpassung der Risikofaktoren 

– Verzahnung des elektronischen Risikomanagements mit einer zeit-
nah auszugestaltenden Außenprüfung 

Die Erkenntnismöglichkeiten der Finanzbehörden durch bloße Plausibi-
litätsprüfung und Verprobung von Steuererklärungen und deren Anla-
gen sind naturgemäß begrenzt. Die Selbstveranlagung bietet die Mög-
lichkeit, das Heer der qualifiziert ausgebildeten Veranlagungsbeamten 
von der technischen Veranlagungsarbeit zu befreien und stattdessen in 
flexiblen Kontrolleinheiten einzusetzen. Ein bisher nur punktuell genutz-
tes, wirksames Instrumentarium ist die Nachschau, die jüngst über das 
Zoll-, Verbrauch- und Umsatzsteuerrecht hinausgehend in § 42g EStG 

  
33 Eingehend Seer, StuW 2003, S. 40 (46 ff.). 
34 Seer, DStJG Bd. 31 (2008), 7 (16 f., 29 ff.). 
35 Seer, DStR 2008, 1553 (1555 ff.). 
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auch auf das Lohnsteuerrecht ausgedehnt worden ist. Sie ist m. E. zu 
einem allgemeinen zeitnahen Steueraufsichtsinstrument auszuweiten. 
Es besteht kein ernsthaftes Hindernis, die Nachschau nicht generell – 
wie vor Jahren schon einmal vorgeschlagen – in der AO für alle Veran-
lagungssteuern zu verankern. Die Nachschau (international: present 
observation) beinhaltet die sinnliche Wahrnehmung von steuerlich rele-
vanten Gegenständen, Zuständen und Vorgängen. Sie dient sowohl 
der Ad-hoc-Kontrolle als auch der Ex-ante-Prävention gegen steuerli-
che Unregelmäßigkeiten.36 Die Nachschau vermag Beweismittel für die 
Außenprüfung zu sichern und den Zustand der Buchführung zeitnah in 
Augenschein zu nehmen. 

Durchaus gebräuchliche, aber in einer Grauzone durchgeführte Ermitt-
lungsmaßnahmen (z. B. sogenannte Testkäufe) sind auf eine sichere 
gesetzliche Grundlage zu stellen. Die Verzahnung von Nachschau und 
Außenprüfung trägt prophylaktisch zur Gesetz- und Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung gerade im verkürzungsgeneigten Bargeschäftssektor 
bei. Zugleich ermöglicht der frühe persönliche Kontakt der Finanzbeam-
ten mit den Steuerpflichtigen vor Ort, Fehler rechtzeitig abzustellen und 
den Steuerpflichtigen vor unliebsamen Überraschungen bei einer Au-
ßenprüfung in späteren Jahren zu bewahren. 

6. Gefahr der Ausweitung der steuerstrafrechtlichen 
Verantwortlichkeit zu Lasten des Steuerpflichtigen 

Gegen ein automatisches Selbstveranlagungssystem wird eingewandt, 
dass es den Bürgern die Verantwortung nicht nur für die Sachverhalts-
ermittlung, sondern auch für die Berechnung des Steuerbetrages aufer-
lege. Nun sei der Steuerpflichtige nicht nur für die vollständige und 
wahrheitsgemäße Offenbarung der steuererheblichen Tatsachen, son-
dern auch für die richtige Rechtsanwendung verantwortlich. Dadurch 
ergebe sich eine erhebliche Ausweitung der Strafbarkeitszone zu Las-
ten des Steuerpflichtigen. 

Jedoch kann sich der Steuerpflichtige bereits heute nicht uneinge-
schränkt auf die Vertretbarkeit seiner Rechtsauffassung berufen. So 
darf er nach der BGH-Rechtsprechung nicht unter Berufung auf seine 
eigene, ihm günstige Rechtsansicht bestimmte Tatsachen in der Steu-
ererklärung verschweigen, die aus dem durch eine abweichende 

  
36 Siehe auch Rüsken, DStJG Bd. 31 (2008), 243 (253 f.). 
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Rechtsansicht geprägten Empfängerhorizont der Finanzbehörde ent-
scheidungserheblich sind.37 Dort, wo der Steuerpflichtige erkennen 
kann, dass die Finanzbehörde bestimmte Tatsachen aufgrund einer 
von ihr formulierten Rechtsauffassung für erheblich hält, darf er sie in 
seinem formalisierten Subsumtionsvorschlag nicht einfach übergehen, 
sondern muss der Finanzbehörde diese Tatsachen offenbaren. Dies 
bedeutet im Ergebnis, dass der Steuerpflichtige zwar im Erklärungsvor-
druck eine Zahl zugrunde legen darf, die seiner Rechtsansicht bzw. 
seinem Subsumtionsergebnis entspricht. Er muss aber zugleich der Fi-
nanzbehörde die Chance geben, die Berechtigung seiner Rechtsan-
sicht zu prüfen. 

Um dies mit einem einfachen Beispiel zu verdeutlichen: Der Steuer-
pflichtige kann nicht einen Werbungskostenbetrag in Höhe von 
3.000 Euro ohne weiteren Kommentar in seiner Steuererklärung gel-
tend machen und später auf Nachfrage des Finanzamts erklären, er sei 
der Auffassung, dass all seine Straßenanzüge Werbungskosten seien, 
da er diese nur in seiner beruflichen Sphäre tragen würde. Dies wäre 
eine Steuerhinterziehung, da er einer klaren Rechtsauffassung der 
Rechtsprechung und Verwaltungspraxis widersprechen und dies nicht 
nach außen hin deutlich machen würde. Um keine Missverständnisse 
entstehen zu lassen: Es kann jede Rechtsauffassung vertreten werden, 
sie muss aber für den Empfänger sichtbar werden. Auf das Beispiel be-
zogen würde dies bedeuten, dass der Steuerpflichtige in seiner Steuer-
erklärung in einer Anlage aufführen müsste, dass er 3.000 Euro als 
Werbungskosten unter der Position „Aufwendungen für ausschließlich 
beruflich genutzte Straßenanzüge“ geltend macht. Wenn dies von ei-
nem Risikomanagementsystem nicht beanstandet und deshalb aus der 
entsprechenden Steuerfestsetzung ein Steuerschaden resultieren wür-
de, wäre es jedenfalls keine Steuerhinterziehung.  

Der für den Steuerpflichtigen erkennbare Empfängerhorizont der Finanz-
behörde darf dabei jedoch nicht auf Spekulationen beruhen, sondern 
muss eine Entäußerung in die Außenwelt gefunden haben.38 Deshalb 
ist zum einen auf die Verwaltungsvorschriften der Finanzverwaltung 
abzustellen, sofern sie im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht worden 
  
37 BGH v. 19.12.1990 – 3 StR 90/90, BGHSt 37, 266 (284 f.); BGH v. 15.11.1994 – 5 

StR 237/94, wistra 1996, 69; BGH v. 10.11.1999 – 5 StR 221/99, wistra 2000, 137 
(138); zum Problemkreis s. Hellmann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO/FGO, 
Kommentar, § 370 AO Rn. 86 (November 2013); Ransiek, in: Kohlmann, Steuerstraf-
recht, Kommentar, § 370 AO Rz. 237 ff. (Juni 2012). 

38 Siehe Seer/Krumm, DStR 2013, 1814 (1816). 
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sind. Verwaltungsvorschriften erlangen damit ungeachtet ihrer Funkti-
on, durch ihre innerdienstliche Verbindlichkeit einen gleichmäßigen 
Steuervollzug zu gewährleisten, auch eine im Außenverhältnis wirken-
de Schutzfunktion: Die (frühzeitige) Stellungnahme der Exekutive 
zwingt den Steuerpflichtigen trotz aller Formalisierung in den Erklä-
rungsvordrucken zu einem Erklärungsverhalten mit offenem Visier. 
Zum anderen wird der Empfängerhorizont der Finanzbehörde durch die 
im Bundessteuerblatt Teil II veröffentlichten und nicht mit einem Nicht-
anwendungserlass gebannten Entscheidungen des Bundesfinanzhofs 
(BFH) konkretisiert. Denn hierdurch hat der Bundesminister der Finan-
zen – wenngleich ohne Bindungswirkung – zum Ausdruck gebracht, 
dass diese Judikate bei der Bearbeitung gleich gelagerter Fälle allge-
mein angewendet werden sollen.39 Beides zusammen ergibt einen „ty-
pisierten Empfängerhorizont“ der Finanzbehörde, der vom Steuerpflich-
tigen nicht einfach ignoriert werden darf. Soweit der Empfängerhorizont 
des Finanzamts allerdings nicht dergestalt vorab konkretisiert ist, bleibt 
es dem Steuerpflichtigen unbenommen, seine Rechtsansicht bis zur 
Grenze evidenter Unvertretbarkeit in der Steuererklärung ohne beson-
dere Erläuterungen umzusetzen. 

Diese Demarkationslinie verschiebt sich durch eine Selbstveranlagung 
nicht weiter zu Lasten des Steuerpflichtigen. Bei der Selbstveranlagung 
kann der Steuerpflichtige ebenfalls jede vertretbare, ihm günstige 
Rechtsauffassung zugrunde legen. Weicht diese allerdings von dem 
nach außen hin verlautbarten „typisierten Empfängerhorizont“ der Fi-
nanzverwaltung ab, muss die Abweichung kenntlich gemacht werden. 
Nur so ist es der Finanzbehörde überhaupt möglich, die abweichende 
Rechtsauffassung zu prüfen. Dazu wird die jeweilige Position in den 
USA etwa in ein sogenannte Disclosure Statement (Form 8275) einge-
tragen.40 Trägt der Steuerpflichtige in eine entsprechende (elektroni-
sche) Anlage die „Divergenz“ oder „unsichere Position“ ein, hat er sei-
ner Mitwirkungspflicht – wie bisher auch – Genüge getan. Eine 
Ausdehnung des Strafbarkeitsrisikos findet dann nicht statt. 

Letztlich verbleibt bei der Selbstveranlagung nur der weitere Schritt der 
Steuerberechnung, den heute aber das Computerprogramm für den 
Steuerpflichtigen erledigen wird. Deshalb ist das Argument der Kompli-
ziertheit kein tragfähiges Gegenargument mehr. Wer die Selbstveran-

  
39 BFH v. 31.8.2011, X R 19/10, BStBl. II 2012, 190. 
40 Siehe http://www.irs.gov/form8275; Seer, Besteuerungsverfahren: Rechtsvergleich 

USA-Deutschland, 2002, Rz. 58 f., 93 f. 
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lagung für eine unzumutbare Überforderung des Steuerpflichtigen hält, 
muss dies auch de lege lata für die geltende Steuererklärungspflicht 
konstatieren. Der Selbstveranlagung gleichwertig wäre es, statt einer 
Einkommensteueranmeldung weiterhin nur eine (elektronische) Ein-
kommensteuererklärung vorzusehen, auf deren Grundlage dann aber 
automatisch ein Steuerbescheid folgt.41 Dieser wäre dann dem Regime 
der Steueranmeldungen im Sinne des § 168 AO mit der Folge zu un-
terstellen, dass er ipso iure einen Nachprüfungsvorbehalt trägt und in 
Erstattungsfällen der Zustimmung der Finanzbehörde bedarf. 

7. Finanzbehördliche Auskunftspflicht als kompensatorische 
Bedingung für einen selbstregulierenden Steuervollzug 

Verlangt der mit einem rein hoheitlichen Steuervollzug überforderte 
Staat von seinen Bürgern, Unternehmern und Steuerberatern eine 
Selbstveranlagung, muss er für sie auch Bedingungen schaffen, die 
ihnen die Selbstregulierung erleichtern, ja möglichst einfach machen. 
Den richtigen Grundgedanken enthält § 42e EStG für die Lohnsteuer. 
Danach hat das Betriebsstätten-Finanzamt auf Anfrage eines Beteilig-
ten darüber Auskunft zu geben, ob und inwieweit im einzelnen Fall die 
Vorschriften über die Lohnsteuer anzuwenden sind. Die Anrufungsaus-
kunft kompensiert in gewissem Umfang das verschuldensunabhängige 
Haftungsrisiko des für die Lohnsteuer zwangsverpflichteten Arbeitge-
bers. Der Arbeitgeber darf auf den Inhalt einer erteilten Auskunft ver-
trauen. Hält er sich daran, ist seine Inanspruchnahme als Haftungs-
schuldner ermessensfehlerhaft.42 Problematisch ist der Fall, wenn sich 
das angerufene Betriebsstätten-Finanzamt nicht verbindlich äußert. 
Immerhin gibt ihm die neuere Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
einen im Wege der Verpflichtungsklage durchsetzbaren Anspruch auf 
inhaltliche Auskunftserteilung.43 Der Gesetzgeber hätte aber eine Frist 
in das Gesetz aufnehmen sollen, innerhalb derer eine inhaltliche Aus-
kunft zu erteilen ist, wenn die Finanzbehörde ihr Recht auf Inanspruch-
nahme des Arbeitgebers nicht verlieren will. Bleibt die Antwort der Fi-
nanzbehörde aus, muss der Steuerpflichtige ohne negative 
Haftungskonsequenzen die für vertretbar gehaltene lohnsteuerliche 
Behandlung vornehmen können. 
  
41 So der Vorschlag des Kölner Entwurfs zur Reform der Einkommensteuer (J. Lang 

u. a.), Köln 2005, 27, 108. 
42 BFH v. 16.11.2005 – VI R 23/02, BStBl. II 2006, 210; BFH v. 17.10.2013 – VI R 

44/12, BStBl. II 2014, 892 (894, Rz. 13). 
43 BFH v. 30.4.2009 – VI R 54/07, BStBl. II 2010, 996 (998 f.); BFH v. 27.2.2014 – VI R 

23/13, BStBl. II 2014, 894 (895 f., Rz. 14–16). 
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Im Übrigen greift die Lohnsteuerauskunft in ihrer Reichweite zu kurz. 
Das Bedürfnis nach Absicherung des Steuerentrichtungspflichtigen be-
steht nicht nur bei der Lohnsteuer, sondern auch bei der Kapitalertrag-
steuer, Bauabzugsteuer und anderen Quellensteuern. Insoweit soll 
nach Auffassung des Bundesfinanzministeriums aber nur die allgemei-
ne gebührenpflichtige Regelung des § 89 Abs. 2 AO über die verbindli-
che Auskunft greifen.44 Diese Unterscheidung verletzt den Gleichheits-
satz des Art. 3 Abs. 1 GG. Nimmt der Staat Privatpersonen als 
„verlängerte Arme der Finanzverwaltung“ ohne jeglichen Kostenersatz 
für die fiskalischen Zwecke des Quellensteuerabzugs in Anspruch, 
müssen die staatlichen Finanzbehörden diesen die notwendigen Aus-
künfte, die zum ordnungsmäßigen Steuereinbehalt erforderlich sind, zur 
Vermeidung von Haftungsrisiken auch kostenlos erteilen. Unter diesem 
Aspekt ist eine Gebührenpflicht auch im Bereich der Umsatzsteuer, wo 
der Unternehmer materiell nur als „Steuereinsammler“ des Staates fun-
giert, überschießend und deplatziert. Geht es etwa um die richtige  
Anwendung des Umsatzsteuersatzes, kann der Unternehmer in Zwei-
felsfällen die Umsatzsteuer nicht mehr im Nachhinein auf den Leis-
tungsempfänger abwälzen und bedarf daher bereits ex ante einer ver-
bindlichen Auskunft über die richtige Anwendung des Steuersatzes. 

Wird die Steueranmeldungspflicht auch auf die Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer erstreckt, verlangt die Kooperationsmaxime nach einer 
kostenfreien obligatorischen verbindlichen Auskunft in Zweifelsfragen. 
Wenn sich für die Finanzverwaltung im Zuge der Selbstveranlagung der 
belastende Veranlagungsaufwand deutlich mindert, ist das bisher ange-
führte „Überforderungsargument“ für die lediglich im Ermessen der Be-
hörde stehende verbindliche Auskunft endgültig hinfällig geworden. 
Verlangt der Staat von Bürger und Unternehmen umfangreiche Mitwir-
kung, hat er seinerseits alles in seinen Kräften Stehende zu tun, um 
diesen die Mitwirkung zu erleichtern. 

8. Selbstveranlagung als Mittel und Anlass zur 
Verfahrensbeschleunigung 

Das derzeitige Veranlagungsverfahren leidet in Deutschland nach wie 
vor unter seiner ausgeprägten Länge. Einem kooperativen Steuer-
rechtsverhältnis entspricht dagegen das Prinzip zeitnaher Besteuerung. 

  
44 Der Anwendungserlass zur AO v. 31.1.2014, BStBl. I 2014, 290 (358 ff.), 4.1.4., 

nimmt neben der verbindlichen Zusage i. S. des § 204 AO nur die Lohnsteueranru-
fungsauskunft nach § 42e EStG von der Gebührenpflicht aus. 
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Die zeitliche Verknüpfung von Einnahmeerzielung und Steuerzahlung 
besitzt nicht nur fiskalische Gründe zur Sicherung der Staatseinnah-
men, sondern basiert auch auf dem Grundgedanken, die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit abzuschöpfen, solange sie in Form von Liquidität 
noch aktuell vorhanden ist.45 Die äußere Frist für die Durchführung ei-
ner Außenprüfung bedarf dringend der Verkürzung; dies nicht nur zur 
Herstellung von Rechtsfrieden, sondern auch zur internationalen An-
schlussfähigkeit bei grenzüberschreitenden Prüfungen.46 

Kein Land vermag so viele Außenprüfer einzusetzen, dass alle prü-
fungsbedürftigen Steuerpflichtigen und Sachverhalte tatsächlich geprüft 
werden. Daher führt kein Weg daran vorbei, anhand von Risikomana-
gementsystemen eine am Steuerrisiko orientierte Fallauswahl zu treffen 
und Prüfungsschwerpunkte zu bilden. Es ist daher richtig, das starre 
System von sogenannten Anschlussprüfungen bei Großbetrieben und 
Konzernen durch eine zeitnahe Außenprüfung auf der Basis eines risi-
koorientierten Prüfungsansatzes zu ersetzen. Mitwirkungsbereite Un-
ternehmen sollten durch Verfahrenserleichterungen und Vorabauskünf-
te belohnt werden. Neben die Einzelüberprüfung von Sachverhalten 
sollten Systemprüfungen mit ausgewählten Prüfungsschwerpunkten 
treten.  

Das langjährige Damoklesschwert des Wiederaufgreifens längst abge-
schlossener Veranlagungszeiträume verunsichert die Steuerpflichtigen. 
Detailverliebte, fiskalisch motivierte Regelungen ziehen die an sich an-
gemessene und hinreichende vierjährige Festsetzungsfrist durch ein 
Zusammenspiel von An- und Ablaufhemmungstatbeständen – wie 
Kaugummi – in die Länge. Die Festsetzungsfristen mit ihren unter-
schiedlich wirkenden Verlängerungsbestandteilen verfehlen einen an-
gemessenen Ausgleich zwischen der Rechtssicherheit und dem fiskali-
schen Interesse an der Durchsetzung des Steueranspruchs.  

Gleichzeitig erleben steuerliche Berater täglich, dass die von ihnen – 
oftmals auf Vorab-Anforderungen – eingereichten Steuererklärungen 
monatelang in Amtsstuben vor sich hin schimmeln. Als besonderen 
Hohn müssen sie es empfinden, wenn sie dann nach einigen Monaten 
den Steuerbescheid mit einem Verspätungszuschlag nach § 152 AO 
garniert erhalten. Die ermessensgeleitete Ausgestaltung des Ver-

  
45 Hey, Steuerplanungssicherheit, Habil., 2002, 787, dort Fn. 432. 
46 Zutreffend Drüen, Rechtsrahmen und Rechtsfragen der multilateralen Betriebsprü-

fung, DStR 2013, Beihefter zu 41/2013, S. 82, 88. 
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spätungszuschlags ist misslungen. Die Vorschrift wird von Finanzamt 
zu Finanzamt, ja sogar von Veranlagungsstelle zu Veranlagungsstelle 
innerhalb desselben Finanzamts unterschiedlich gehandhabt. Dies wi-
derspricht dem Gleichheitssatz. 

Zur Absicherung des Veranlagungsverfahrens bedarf es vielmehr ein-
deutiger gesetzlicher Fristen mit einer daran anknüpfenden, von Er-
messenserwägungen unabhängigen, obligatorischen Sanktionierung 
durch einen Verspätungszuschlag. Die Frist sollte realistisch ausgestal-
tet sein (z. B. 31.12. des Folgejahres, um den organisatorischen Be-
dürfnissen der steuerberatenden Berufe Rechnung zu tragen).  

9. Selbstveranlagung als Anlass zur Entpönalisierung des 
Steuerrechts 

Die wesentliche Rechtfertigung einer Kriminalstrafe ist die Herstellung 
eines Schuldausgleichs unter gleichzeitiger Berücksichtigung spezial- 
und generalpräventiver Gesichtspunkte. Das Steuerstrafverfahren ist 
dementsprechend ein Individualverfahren, das nach Schuld und Ver-
antwortung fragt. Es ist deshalb a priori ungeeignet, strukturelle Voll-
zugsdefizite in den steuerlichen Massenverfahren auszugleichen und 
die gebotene Belastungsgleichheit herzustellen. Dasselbe gilt aber für 
das dem Opportunitätsprinzip folgende Ordnungswidrigkeitenrecht, bei 
dem es ebenfalls der Feststellung eines persönlichen, individuellen 
Fehlverhaltens bedarf.  

Im steuerlichen Massenverfahren sollte Fehlverhalten nicht primär 
durch das dafür untaugliche Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht, 
sondern durch eine effiziente Ausgestaltung des hierfür bestimmten 
Besteuerungsverfahrens begegnet werden. Es macht keinen Sinn, die 
Strafbarkeitszone ohne Rücksicht auf ihre Vollzugsfähigkeit normativ 
auszudehnen. Straftatbestände, die eher zufällig aufgrund von rechts-
staatswidrigen Datenankäufen verfolgt werden, diskreditieren das 
Recht und untergraben die Steuermoral. Die Steuerordnungswidrigkei-
ten-Tatbestände stehen in Deutschland mehr oder weniger auf dem 
Papier. Sie werden nur sporadisch, eher zufällig verfolgt und sind nicht 
geeignet, Gesetz- und Gleichmäßigkeit des Steuervollzugs im Massen-
verfahren zu sichern. Da das Steuerstrafrecht den regulären Verwal-
tungsvollzug nicht sicherstellen kann, sollte es sich auf seine originäre 
Aufgabe konzentrieren, schwere Steuerkriminalität zu bekämpfen. Die 
Kluft zwischen dem materiellen Gesetz und seiner praktischen Umset-
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zung lässt sich nur überwinden, wenn die Legislative das Gesetz der 
Vollzugswirklichkeit anpasst.  

Es verwundert daher nicht, dass Länder mit einer langen Selbstveran-
lagungstradition (wie die USA) im Massenverfahren auf verschuldens-
unabhängige Zuschlagsinstrumente statt auf das Individualstrafrecht 
setzen. Kommt der Steuerpflichtige seinen gesetzlichen Pflichten nicht 
oder nicht rechtzeitig nach, so sollte kraft Gesetzes ein obligatorischer 
Verspätungszuschlag entstehen. Eine an dem realen Marktzinsniveau 
ausgerichtete, bereits mit der Entstehung der Steuer einsetzende Ver-
zinsung kann dafür sorgen, dass eine verspätete oder unsorgfältige Er-
stellung von Steuererklärungen wirtschaftlich ohne Vorteil bleibt. Einer 
substanziellen Unterbemessung der Steuervorauszahlungen könnte 
schließlich ein Nachzahlungszuschlag entgegenwirken. 

Eine derartige Entkriminalisierung des Steuerrechts mindert keines-
wegs die staatliche Autorität. Diese würde ganz im Gegenteil gestärkt, 
wenn die Exekutive die Steuergesetze bereits im Besteuerungsverfah-
ren breitflächig durchsetzen könnte. Da sich das Steuerstrafrecht dann 
ganz auf Fälle gesteigerter krimineller Energie beschränkt, könnte es 
seinen Verfassungsauftrag besser erfüllen. Wenn sich die Strafverfol-
gungsbehörden mit deutlich weniger Fällen zu befassen haben, ließen 
sich die (Steuer-)Strafverfolgungsbehörden von den Finanzbehörden 
auch ressortmäßig trennen. Dadurch entfielen die durch die Gemenge-
lage von Besteuerungs- und Steuerstrafverfahren hervorgerufenen 
rechtsstaatlichen Probleme. Das Spannungsverhältnis zwischen steu-
erlichen Mitwirkungspflichten und dem strafrechtlichen Selbstbezichti-
gungsverbot ließe sich so weitgehend auflösen. In den massenhaften 
Steuerverfahren verlöre die individuelle Einzelfallbetrachtung wegen 
der verminderten Eingriffsintensität von schlichten Steuerzuschlägen an 
Bedeutung. Die aus dem Gesetz für jedes steuerliche Fehlverhalten 
minderer Schwere ablesbare (außerstrafrechtliche) Sanktion würde 
dem verfassungsrechtlich fundierten Bestimmtheitsgebot auf besonde-
re Weise gerecht. Vom Verhandlungsgeschick abhängige „Strafverfah-
renseinstellungs-“ und „Gesamtbereinigungspakte“ wichen einem bere-
chenbaren und ex ante transparenten Verfahren, das festen Regeln 
folgt. Dadurch würde zugleich das dem Schuldprinzip verpflichtete 
(Steuer-)Strafrecht nachhaltig gestärkt. Auf den in der Praxis kaum re-
levanten Zwitter eines Steuerordnungswidrigkeiten-Tatbestandes ließe 
sich wohl getrost verzichten.  
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10. Zusammenfassende Thesen 

a) Eine vom Untersuchungsgrundsatz geprägte hoheitliche Veranla-
gung ist für eine Massenverwaltung unrealistisch. Sie hat in Wirklichkeit 
nicht einmal unter der Geltung der Reichsabgabenordnung existiert. 
Mehr als zwei Drittel des derzeitigen Steueraufkommens werden im 
Wege einer Selbstveranlagung sichergestellt. Außerhalb dessen be-
obachten wir im Bereich der Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbe-
steuer eine faktische Selbstveranlagung mit kapazitätsabhängiger ma-
nueller Kontrolle. 

b) Die Rechtsform der Selbstveranlagung ist die in § 150 Abs. 1 Satz 3 
AO i. V. m. §§ 167, 168 AO kodifizierte Steueranmeldung. Die Steuer-
anmeldung verbindet die Steuererklärung mit den Wirkungen einer 
Steuerfestsetzung und fingiert einen Steuerbescheid unter dem Vorbe-
halt der Nachprüfung. Der Erklärende schafft damit einen „Titel gegen 
sich selbst“ und rationalisiert das Verwaltungsverfahren einschließlich 
eines Rechtsbehelfs. Die Steueranmeldung bildet damit die Idee einer 
kontrollierten Selbstregulierung im Verfahren ab. 

c) Der Untersuchungsgrundsatz (§ 88 AO) steht in einer Wechselbe-
züglichkeit zu den Mitwirkungspflichten (§ 90 AO u. a.). Beide Elemente 
des Besteuerungsverfahrens führen zu einer zwangsweisen Kooperati-
on im Dauerrechtsverhältnis Staat – Bürger/Unternehmen. Ausdruck 
dieser Kooperationsmaxime sind Mitwirkungsrechte des Steuerpflichti-
gen. Aus diesem Blickwinkel garantiert die Selbstveranlagung eine 
frühzeitige Beteiligung des Steuerpflichtigen und sichert ihm Grund-
rechtsschutz im Verfahren. 

d) Der Untersuchungsgrundsatz wird zur Sicherung des Gesetzmäßig-
keitsprinzips auch im Selbstveranlagungsverfahren nicht obsolet. Der 
Untersuchungsgrundsatz legt der Finanzbehörde aber nicht die Ver-
pflichtung auf, jeden Einzelfall prüfen zu müssen. Vielmehr trifft die Fi-
nanzbehörden nur ein struktureller Verifikationsauftrag. Dieser struktu-
relle Verifikationsauftrag entspricht dem verfassungsrechtlich fundierten 
Prinzip der behördlichen Letztverantwortung für die Steuerfestsetzung. 

e) Im Zusammenhang mit einem Selbstveranlagungsverfahren kommt 
der Verifikationsgrundsatz insbesondere durch folgende Strukturele-
mente zum Ausdruck: computergesteuerte Plausibilitätskontrolle; Kon-
trollmitteilungssystem zum automatischen Abgleich mit den Selbstver-
anlagungsdaten; am objektiven und subjektiven Risiko ausgerichtetes 
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elektronisches Risikomanagement; zufallsgesteuerte manuelle Stich-
probenkontrolle mit anschließender Rückkoppelung im Risikomanage-
ment nach dem Prinzip eines selbstlernenden Systems; Verzahnung 
des elektronischen Risikomanagements mit einer zeitnahen Außenprü-
fung; Ad-hoc-Kontrollen durch Verwaltungsmaßnahmen der Nach-
schau. 

f) Ein Selbstveranlagungsverfahren führt nur vordergründig zu einer 
Ausweitung der steuerstrafrechtlichen Verantwortlichkeit des Anmel-
denden. Nach gefestigter Rechtsprechung des BGH darf der Steuer-
pflichtige in der Steuererklärung auch de lege lata keine Tatsachen 
verschweigen, die aus dem typisierten Empfängerhorizont der Finanz-
behörde entscheidungserheblich sind. Der typisierte Empfängerhorizont 
der Finanzbehörde manifestiert sich in den im BStBl. I veröffentlichten 
Verwaltungsvorschriften sowie den (ohne Nichtanwendungsvorbehalt) 
im BStBl. II für allgemein anwendbar erklärten höchstrichterlichen Prä-
judizien. Will der Steuerpflichtige davon abweichen, muss er dies be-
reits heute in der Steuererklärung unter Angabe der Tatsachen kennt-
lich machen. In einem Selbstveranlagungsverfahren geschieht dies 
durch eine zusätzliche Anlage. 

g) Die Belastung der Steuerpflichtigen durch einen selbstregulierenden 
Steuervollzug ist nur verhältnismäßig, wenn ihn der Steuerpflichtige 
beherrschen kann. Dies setzt voraus, dass er sich seiner Pflichten je-
derzeit durch Auskunft der Finanzbehörde versichern kann. Den richti-
gen Grundgedanken enthält § 42e EStG für die Lohnsteuerentrich-
tungspflicht. Die kostenfreie Steuerauskunft ist auf alle Fälle der 
Steueranmeldung zu erweitern und bildet das verfahrensrechtliche Kor-
relat der Selbstveranlagung. 

h) Die Selbstveranlagung führt zur schnellen, zeitnahen Steuerfestset-
zung. Sie entspricht damit dem Gebot der Besteuerung nach der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit, da sie Steuerkraft (Liquidität) ab-
schöpft, solange diese aktuell noch vorhanden ist. Dem sollten die 
Ermittlungsmaßnahmen der Finanzverwaltung, die durch die Selbstver-
anlagung entlastet wird, durch folgende Instrumente entsprechen: 
Nachschau und zeitnahe Außenprüfung, Verkürzung der Festsetzungs-
fristen; Ausschaltung von Verzögerungsanreizen durch das Steuerzu-
schlagsystem (eindeutig bestimmbarer Verspätungszuschlag, kapital-
marktorientierte Ist-Verzinsung). 
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i) Als an die persönliche Schuld anknüpfendes Individualverfahren ist 
das Strafverfahren ungeeignet, strukturelle Vollzugsdefizite der steuer-
lichen Massenverfahren auszugleichen. Als Ultima-Ratio-Sanktionsmittel 
sollte sich die Kriminalstrafe auf die Bekämpfung der schweren Steuer-
kriminalität beschränken. Dazu böte die Einführung der Selbstveran-
lagung einen geeigneten Anlass. Die präventive Vorsorge gegen die  
Verletzung steuerlicher Pflichten können verschuldensunabhängige 
Verwaltungszuschläge nach dem Vorbild ausländischer Staaten, die 
Selbstveranlagungssyteme pflegen, übernehmen.  
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II. Einführungsreferate 

1. Ministerialdirektor Michael Sell, Leiter der Steuerabteilung 
beim Bundesministerium der Finanzen 

Bei einer ernsthaften Diskussion um die Selbstveranlagung ist zunächst 
zu beachten, dass sie unter dem Blickwinkel der Steuer- und Verwal-
tungswirklichkeit geführt werden muss. Vor diesem Hintergrund ist die 
Doktrin einer 100-prozentigen Detailüberprüfung jeder Steuererklärung 
abzulehnen. Dies kann und muss keine Massenverwaltung leisten. Die 
Prüfung einer Steuererklärung muss nicht mit der Intensität der Prüfung 
wie durch die Rechtsbehelfsstelle erfolgen. Hierfür haben wir die 
Rechtsbehelfsstellen, die den Sachverhalt sehr viel intensiver aufarbei-
ten können als im klassischen Massenverfahren. Weiterhin sollte sich 
die Diskussion um die Selbstveranlagung nicht in erster Linie auf das 
Vorbild der USA konzentrieren. Hierbei wird oft dem Gedanken gefolgt: 
„Warum kommt die USA mit rund 320 Millionen Bürgern mit so und so 
vielen Finanzbeamten aus?“ Die Schlussfolgerung aus dieser Betrach-
tung ist dann, dass mittels Dreisatz berechnet wird, dass in Deutsch-
land eine entsprechende Zahl von Finanzbeamten ausreichend sein 
müsste. 

Schon der Umstand, dass es in Deutschland – mit Ausnahme des Bun-
deszentralamt für Steuern (BZSt) – im Gegensatz zu den USA keine 
Bundessteuerverwaltung gibt, wird hierbei oft übersehen. Eine Diskus-
sion über die Selbstveranlagung mit diesem Blickwinkel ist müßig. Die 
USA haben bereits Anfang des 20. Jahrhunderts die Selbstveranlagung 
eingeführt und somit eine andere Tradition als wir entwickelt.  

Zweiter Punkt ist, dass an der Modernisierung ohnehin kein Weg vor-
beiführt, sofern man nicht bereit ist, zusätzliche Gelder für Personal zur 
Verfügung zu stellen und mehr Steuerbeamte einzustellen. Da den 
Ländern die Hoheit über die Organisation der Steuerverwaltung zu-
steht, liegt die Entscheidung hierüber allein in deren Kompetenzbe-
reich. 

Wenn die Entscheidung jedoch ist, nicht für jeden ausscheidenden Be-
amten entsprechende Einstellungen vorzunehmen, müssen wir dazu 
kommen, die Steuerverwaltung auf anderem Wege zu optimieren. Und 
das heißt, wir müssen mehr Mittel in die Verifikation und weniger in die 
klassische Veranlagung zu investieren. Der Weg in die IT ist unter den 
gegebenen Parametern daher nicht änderbar. Es werden somit Risiko-
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parameter benötigt, nach denen verifiziert wird. Diese Parameter basie-
ren auf wissenschaftlichen Überlegungen und sind nicht willkürlich. Es 
werden statistische Auffälligkeiten und Wahrscheinlichkeiten überprüft. 
Im Detail werden diese jedoch nicht öffentlich gemacht. Klar ist aber 
auch, dass eine gewisse steuerliche Argumentationsfreudigkeit nicht 
dazu führt, dass jemand geprüft wird. Es wird nicht das Motto geben, 
„Wer regelmäßig Einsprüche schreibt und diese begründet, wird des-
halb automatisch einer schnelleren oder intensiveren Betriebsprüfung 
unterzogen.“ Hier sind jegliche Befürchtungen grundlos. Dies ist kein 
Parameter und versteht sich von selbst. Ein Einspruch ist per se nichts 
Negatives oder zu Kritisierendes, solange das Rechtsmittel nicht miss-
bräuchlich verwendet wird.  

Es kann also festgehalten werden, dass Stichproben vorgesehen sind 
und es damit nicht die vollautomatische Veranlagung für jeden gibt, 
sondern dass sowohl nach statistischen als auch nach Zufälligkeiten 
entsprechende Fälle ausgesteuert werden. Es werden selbstverständ-
lich auch zukünftig anderweitige Rechtsansichten vertretbar sein kön-
nen. Diese müssen sich allerdings in den Steuererklärungen wiederfin-
den. Wie die Kenntlichmachung der abweichenden Rechtsauffassung 
in der Praxis zu erfolgen hat, ist noch zu diskutieren. Die Eintragung in 
der elektronischen Erklärung gestaltet sich schwierig, da Freifelder den 
Vorteil der automatischen Erfassung und Bearbeitung zunichtemachen 
würden. 

Klar ist jedoch, dass keiner gezwungen werden darf, die Rechtsansicht 
der Verwaltung zugrunde legen zu müssen. Das ist ein Mindeststan-
dard in einem Rechtsstaat und muss verfahrensmäßig sichergestellt 
sein. Die Möglichkeit, abweichend argumentieren zu können, muss da-
her bestehen bleiben. Dies korrespondiert allerdings mit der Verpflich-
tung, seine Auffassung rechtzeitig kenntlich zu machen. Hierdurch 
schützt sich der Steuerpflichtige aber auch selber. Denn durch die Of-
fenlegung seiner Auffassung kann ihm der Vorwurf der Steuerverkür-
zung später nicht mehr gemacht werden.  

Eine praxisgerechte Ausgestaltung der verbindlichen Auskunft ist 
grundsätzlich wünschenswert. Allerdings ist fraglich, ob diese nach 
dem Vorbild der Lohnsteueranrufungsauskunft verpflichtend eingeführt 
werden sollte. Bei dieser besteht die Besonderheit, dass nur ein enger 
Zeitrahmen für die Entscheidung zur lohnsteuerlichen Veranlagung be-
steht. Hier wird schnell Rechtssicherheit benötigt. Ob dies bei den Jah-
ressteuern ebenso ist, insbesondere wenn es sich um periodenüber-
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greifende Steuergestaltungen handelt, scheint zumindest diskussions-
würdig. Darüber hinaus darf nicht übersehen werden, dass es immer 
Steuerpflichtige gibt, die „hoch am Wind segeln“. Nicht die Masse, aber 
doch nicht so wenige, die dann Steuergestaltungsmodelle immer weiter 
verfeinern, bis sie irgendwann gesagt bekommen, diese Gestaltung ist 
nicht mehr von den gesetzlichen Bestimmungen gedeckt. Und damit 
würde die Finanzverwaltung quasi in den iterativen Prozess des Aus-
testens von Steuergestaltungsmöglichkeiten einsteigen und diese 
dann, zumindest in dem Moment, wo die verbindliche Auskunft gege-
ben wird, zertifizieren. Ob die verbindliche Auskunft der richtige Weg 
ist, ist daher zu diskutieren. Klar ist allerdings, dass je mehr die Verifi-
kation durch Personen reduziert wird, desto mehr muss die Möglichkeit 
bestehen, sich entsprechend im Vorfeld über die steuerliche Handha-
bung zu informieren.  

Das Strafrecht sollte im Massenverfahren weniger Anwendung finden. 
Die Verknüpfung der Betriebsprüfung mit einer begleitenden strafrecht-
lichen Komponente oder die Hinzuziehung der Straf- und Bußgeldstel-
len in der Schlussbesprechung sollte möglichst restriktiv gehandhabt 
werden. Das Strafrecht mag zwar helfen, eine Einigung zu erzielen, ist 
aber dafür nicht der richtige Weg und sollte den Fällen der Steuerkrimi-
nalität vorbehalten bleiben. Keinesfalls sollte aber das Strafrecht durch 
Verwaltungszuschläge ersetzt werden. Hiermit sind ausdrücklich keine 
Verspätungszuschläge gemeint, sondern Verwaltungszuschläge, weil 
die Erklärung nicht richtig oder nicht ordnungsgemäß erstellt wurde. 
Hierdurch würde eine ökonomische Betrachtung der Pflicht zur Abgabe 
einer Erklärung gefördert. Es besteht die Gefahr, dass abgewogen wird 
zwischen der Frage „Was kostet der Verwaltungszuschlag?“ und „Was 
kostet es, die Erklärung in der entsprechenden Form aufzuarbeiten 
oder sich anderweitig regelkonform zu verhalten?“. Diese Überlegung 
ist auch im Alltag zu beachten. Es stellt sich schnell die Frage, ob sich 
0,50 oder 0,20 Euro Parkgebühr lohnen, wenn nicht die Angst besteht, 
abgeschleppt zu werden. Diese Ökonomisierung – ist der Zuschlag 
ökonomisch günstiger als die Kosten, sich regelkonform zu verhalten – 
muss jedenfalls vermieden werden. 

Weiterhin sollte der Verspätungszuschlag reformiert werden. Hierzu hat 
die Finanzverwaltung in ihrem „gemeinsamen Konzept von Bund und 
Ländern zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“ einen guten 
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Kompromiss vorgeschlagen.47 Hiernach soll nach 14 Monaten ein au-
tomatischer Verspätungszuschlag eingeführt werden. Wenngleich es 
sicherlich Stimmen geben wird, die sich eine längere Frist wünschen, 
so ist dies doch ein guter Vorschlag. Insbesondere die automatische 
Verwirkung trägt erheblich zur Verfahrenserleichterung bei. Hierdurch 
entfällt die Notwendigkeit der Ermessensausübung und -begründung 
und ggf. der Nachprüfung in einem gerichtlichen Verfahren mit seinen 
sehr hohen Anforderungen. Gerade durch den hohen Maßstab, den die 
Gerichte an die Ermessensausübung anlegen, hat der Verspätungszu-
schlag in der Praxis seine Wirkung verloren. Unabhängig davon bleibt 
natürlich die Möglichkeit, im Einzelfall bei ungewöhnlichen Umständen 
von dem Zuschlag abzusehen.  

Aus dem „gemeinsamen Konzept von Bund und Ländern zur Moderni-
sierung des Besteuerungsverfahrens“ ist auch erkennbar, dass nicht 
das amerikanische Modell als Blaupause für das deutsche Besteue-
rungsverfahren dienen soll.48 Eine Selbstveranlagung würde also nicht 
zu einer Überschreibung unserer steuerlichen Grundsätze durch ameri-
kanische Traditionen führen. Die Entscheidung, das Diskussionspapier 
vorab zu veröffentlichen und hierdurch eine Diskussion anzustoßen, ist 
darüber hinaus richtig. Es bleibt allerdings zu hoffen, dass die Diskus-
sionen auf eine konstruktive Weise geführt werden. So sollte zu den 
Vorschlägen Stellung genommen werden und nicht die Gelegenheit 
genutzt werden, eigene „Wunschlisten“ zu platzieren. 

  
47 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2). 
48 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2). 
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2. Dr. Hartmut Schwab, StB, Mitglied des wissenschaftlichen 
Arbeitskreises „Steuerrecht”, Vizepräsident der 
Bundessteuerberaterkammer 

Um es vorwegzunehmen: Der Berufsstand der Steuerberater steht dem 
Selbstveranlagungsverfahren grundsätzlich offen, aber kritisch gegen-
über.  

Als besonders problematisch und nicht praktikabel sind die Überlegun-
gen zu bewerten, das angloamerikanische System – quasi eins zu eins 
– in den Fragen der Selbstveranlagung zu übertragen. Es darf nicht 
übersehen werden, dass es sich hierbei um ein grundlegend anderes 
Rechtssystem handelt. Das deutsche Steuerrecht wird durch das Prin-
zip der Amtsermittlung geprägt und ist in diesen Ländern gänzlich un-
bekannt. Schon aus diesem Grund ist es kritisch zu sehen, Erfahrun-
gen dieser Länder auf das deutsche Steuerrecht übertragen zu wollen 
und hiermit die Einführung bestimmter Mechanismen zu rechtfertigen. 

Im Rahmen der Diskussion um eine Selbstveranlagung sollte man sich 
zunächst auch Gedanken über eine Definition des Begriffs der Selbst-
veranlagung gemacht werden. Muss eine „deutsche“ Selbstveranla-
gung identisch zu der angloamerikanischen sein oder kann nicht viel-
mehr das deutsche System entsprechend angepasst werden? Es geht 
also – um zumindest an dieser Stelle einen Anglizismus zu verwenden – 
bei der Diskussion auch um das „wording“. 

Eine wesentliche Forderung des Berufsstands der Steuerberater ist, 
dass an dem kooperativen Steuervollzug, erreicht durch die Wechsel-
wirkung von Amtsermittlungsgrundsatz und Mitwirkungspflicht, bei der 
Selbstveranlagung nicht gerüttelt wird. Bestimmte hoheitliche Aufgaben 
müssen weiterhin von der Steuerverwaltung wahrgenommen werden. 
Dazu gehört ein ausreichendes Maß an Kontrollen, um sicherzustellen, 
dass die Gleichmäßigkeit der Besteuerung gewährleistet wird. Die Be-
weislast darf jedoch nicht allein auf die Steuerpflichtigen abgewälzt 
werden. Der Nachweis eines gesetzwidrigen Verhaltens muss durch 
die Finanzverwaltung geführt werden. 

Keinesfalls darf es im Rahmen der Selbstveranlagung zu einer Ver-
schärfung der strafrechtlichen Sanktionen kommen. Hiermit würde auch 
einhergehen, dass de facto nur die Auffassung der Finanzverwaltung 
sanktionslos erklärt werden darf. Jedoch muss insbesondere die geset-
zes-, aber nicht zwingend verwaltungskonforme, steuerliche Deklarati-
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on weiterhin möglich bleiben! Aus diesem Grund sind auch Forderun-
gen nach der Einführung von Verwaltungszuschlägen abzulehnen. Ob 
die Offenlegung der abweichenden Rechtsauffassung künftig durch ei-
ne gesonderte Erklärung in einer Anlage zu erfolgen hat, ist zumindest 
diskussionswürdig. 

Sicherlich ist es mit Blick auf die Judikatur schon heute so, dass eine 
abweichende Rechtsauffassung grundsätzlich kenntlich gemacht wer-
den muss. Dies mag in spezialisierten großen Beratungs- und Gestal-
tungsfällen auch problemlos möglich sein und wird auch heute schon 
praktiziert. Allerdings stellt sich die Frage, ob eine solche, ggf. zwin-
gend zu verwendende Anlage, nicht die Grenzen der möglicherweise 
strafrechtlichen Sanktion zu Lasten der Steuerpflichtigen faktisch er-
heblich verschiebt. Es sei hierbei an die Fälle gedacht, in denen nicht 
die rechtliche Würdigung, sondern schon die Bewertung des Sachver-
halts unterschiedlich gesehen werden kann. Beispielhaft kann die Beur-
teilung der Angemessenheit von Vergütungen und die daraus resultie-
rende Frage der verdeckten Gewinnausschüttung genannt werden. 
Muss zukünftig dann ausdrücklich erklärt werden, dass die Vergütung 
angemessen ist? Muss daraus folgend erklärt werden, dass eine ande-
re Rechtsfolge zu ziehen ist, falls durch die Finanzverwaltung eine an-
dere Bewertung des Sachverhalts erfolgen sollte? All dies würde zu-
mindest nicht zu einer Vereinfachung des Verfahrens führen.  

Mit Blick auf die schon heute praktizierte Steuererhebung mittels Steu-
eranmeldungen stellt sich die Frage, ob es in Deutschland nicht ausrei-
chend wäre, das bestehende Steuerregime zu modernisieren und ge-
gebenenfalls auf andere Steuerarten auszuweiten. Auch stellt sich die 
Frage, ob dies nicht schon eine Selbstveranlagung darstellt. Hierdurch 
könnte der grundlegende Wechsel unseres erprobten Steuersystems 
vermieden werden. Dies wäre eine Entwicklung, die die Steuerberater 
unterstützen würden. 
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3. Prof. Dr. Heribert M. Anzinger, Universität Ulm 

Den Thesen zum Wesen des Untersuchungsgrundsatzes im Einfüh-
rungsreferat von Herrn Prof. Seer kann ich uneingeschränkt zustim-
men. Seinen Argumenten, die für eine Ausweitung des Anwendungsbe-
reichs der Steueranmeldung auf die Besitzsteuern sprechen, schließe 
ich mich ebenfalls überzeugt an. Gleichzeitig kann ich aber auch die 
Einwände von Herrn Dr. Schwab verstehen und meine wie Herr Sell, 
dass wir mit der Einführung eines Selbstveranlagungsverfahrens keine 
Rechtsangleichung mit den USA anstreben müssen. Vielleicht gelingt 
mir eine Synthese. Im Diskussionsentwurf „Modernisierung des Be-
steuerungsverfahrens“49 kommt die Selbstveranlagung nicht vor. Das 
verdient eine gesonderte Würdigung. 

Der Begriff der Selbstveranlagung wird oft nicht mit eindeutigen Inhal-
ten verbunden. Darauf hat Herr Dr. Schwab berechtigt hingewiesen. 
Herr Prof. Seer hat die historischen Zusammenhänge in meinen Augen 
aber hervorragend deutlich gemacht. Das Gesetz kennt seit der AO 
1977 die Steueranmeldung. Wir verbinden sie mit der Umsatzsteuer 
und anderen Verkehrs- und Verbrauchsteuern, obwohl sie darauf nicht 
notwendig begrenzt ist. In der Rechtsanwendungspraxis gibt es das 
Institut der Steueranmeldung noch sehr viel länger als die gesetzlichen 
Regelungen. Die Rechtsprechung hat es für die Fälle der widerspruchs-
losen Entgegennahme einer Steuererklärung durch die Finanzbehörde 
entwickelt.50 Herr Prof. Seer hat das Beispiel der Lohnsteuer genannt 
und auf das Wesen der Steueranmeldung hingewiesen. Steueranmel-
dung ist eine Steuererklärung, in der der Steuerpflichtige nicht nur den 
Sachverhalt, sondern auch die Steuer erklärt und dadurch selbst fest-
setzt. Die Steueranmeldung hat die Wirkung eines Steuerbescheids un-
ter dem Vorbehalt der Nachprüfung. Diese Rechtsfolge ist heute bereits 
allgemein für alle Steuerarten in den §§ 167, 168 AO geregelt. Zur blo-
ßen Einführung eines Selbstveranlagungsverfahrens bräuchte die AO 
nicht ergänzt zu werden. Ein Gebot in den Einzelsteuergesetzen, die 
Steuer selbst zu berechnen, würde grundsätzlich genügen. Wenn wir 
über die Einführung eines Selbstveranlagungsverfahrens nachdenken, 
meinen wir also die Erweiterung des Anwendungsbereichs der Steuer-
anmeldung auf die Besitzsteuern, die jährlich veranlagt werden. 

  
49 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2). 
50 RFH v. 6.2.1941, IV 189/40, RStBl. 1941, 164. 
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Herr Prof. Seer hat zutreffend auf die Realität des Amtsermittlungs-
grundsatzes hingewiesen. Er hat völlig Recht. Faktisch ist die Selbster-
klärung heute in einer Vielzahl der Fälle eine Selbstveranlagung, weil 
der Steuerpflichtige die Steuerfestsetzung durch seine Erklärung de-
terminiert und im Massenverfahren nicht jede einzelnen Aussage in je-
der Steuererklärung durch die Finanzbehörde überprüft werden kann. 

Die damit unabhängig von einem Selbstveranlagungsverfahren im en-
geren Sinne bestehende Lückenhaftigkeit des Amtsermittlungsgrund-
satzes muss aber ebenso wenig für seinen Wegfall sprechen, wie die 
Durchbrechungen der Maßgeblichkeit im Steuerbilanzrecht für die Auf-
gabe des Maßgeblichkeitsgrundsatzes sprechen muss. Man könnte, 
völlig unabhängig von der Einführung eines Selbstveranlagungsverfah-
rens, auch über eine an neue technische Möglichkeiten angepasste 
Revitalisierung der Amtsermittlung nachdenken – so verstehe ich Herrn 
Dr. Schwab – oder sich darauf besinnen, was die Funktion des Unter-
suchungsgrundsatzes ist, nämlich, da unterschreibe ich den Gedanken 
von Herrn Prof. Seer, Letztverantwortung der Finanzbehörde. Der Un-
tersuchungsgrundsatz hat noch nie gebieten können, dass jeder Einzel-
fall zu 100 Prozent geprüft wird. Im Vordergrund steht die Frage, wie 
das mit dem Untersuchungsgrundsatz verbundene Ziel, „die Steuern 
nach Maßgabe der Gesetze gleichmäßig festzusetzen und zu erhe-
ben“, erreicht werden kann.  

In den Überlegungen zur Einführung eines Selbstveranlagungsverfah-
rens und zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens spielen Risi-
komanagementsysteme eine zentrale Rolle.51 Herr Prof. Seer verweist 
auf ein effizientes Verifikationssystem mit vielfältigen Kontrollmitteilun-
gen in den USA. Gerade was die Kontrollmitteilungen anbelangt, sollten 
wir indessen nicht vergessen, dass jede Datenübermittlung durch pri-
vate Dritte dem verfahrensrechtlichen Grundsatz widerspricht, Auskünf-
te zuerst beim Beteiligten einzuholen und die aufzubauenden zentralen 
Datensammlungen einen möglicherweise oft unterschätzten Eingriff in 
das verfassungsfundierte Recht der informationellen Selbstbestimmung 
darstellen. Das ist kein Widerspruch zur Einführung eines effektiven Ri-
sikomanagementsystems. Es ist ein Hinweis darauf, dass die Forde-
rung, die Parameter eines Risikomanagementsystems offenzulegen, 
nicht nur auf einem rechtspolitischen Wunsch beruht, sondern verfas-
sungsrechtlich fundiert ist. Wenn der Gesetzgeber Kontrollmitteilungen 
  
51 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2). 



Einführungsreferate 37 

einfordern und Datensammlungen einrichten will, muss er den Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz im Auge behalten. Es genügt nicht immer, ein-
fach in das Gesetz einen weiteren Einwilligungsvorbehalt zu Gunsten 
des Beteiligten für unmittelbare Kontrollmitteilungen durch private Dritte 
an die Finanzbehörden aufzunehmen, wenn diese Einwilligung nicht 
freiwillig sein kann, weil deren Verweigerung mit einer materiell höhe-
ren Steuerbelastung verbunden wird. Solche Förmeleien belasten das 
innere und äußere Regelungssystem des Steuerrechts, ohne dem 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung materiell zur Geltung zu 
verhelfen. Risikomanagementsysteme sind daher nicht nur technisch, 
sondern auch verfassungsrechtlich in ihren Möglichkeiten begrenzt. 
Deshalb lohnt es, sich an andere wirksame Instrumente der Rechts-
durchsetzung zu erinnern. 

Es ist eine Binsenweisheit, dass die beste Maßnahme zur Stärkung der 
„Tax Compliance“ die Akzeptanz der Steuer und des Besteuerungsver-
fahrens ist. Das beste Risikomanagementsystem kann nicht das leis-
ten, was die Einsicht beim Steuerpflichtigen bewirkt. Diese Einsicht wird 
gestärkt, wenn der Steuerpflichtige fühlt, dass sich die Finanzbehörde 
um eine dem Gesetz entsprechende Verteilung der Finanzierungsleis-
tungen zu seinen Lasten, aber auch zu seinen Gunsten bemüht. Amts-
ermittlung bedeutet, Ermittlung und Verifikation zu Lasten und zu Guns-
ten des Steuerpflichtigen. Das wird gelegentlich vergessen. Es ist eine 
Unsitte, dass Betriebsprüfer allein nach den Mehrergebnissen incenti-
viert werden.  

Es gibt wenige Einrichtungen, der große Teile der Bevölkerung in fes-
ten Raten mehr Geld schulden als ihrer Finanzbehörde. Gar nicht so 
selten geht ein Drittel des Bruttoeinkommens an das Finanzamt. Bei 
vielen Unternehmern ist der Anteil höher. Darf man deshalb dort einen 
festen persönlichen Ansprechpartner und eine einzelfallbezogene Erör-
terung der Sach- und Rechtsfragen erwarten? Der Gedanke wirkt 
fremd. Steuerrecht ist wie das Polizeirecht Eingriffsrecht. Aber vor dem 
Gesetz besteht kein Über-/Unterordnungsverhältnis. Steuerpflichtiger 
und Finanzbehörde sind gleichberechtigt an Gesetz und Recht gebun-
den. Wenn eine Partei sich nicht an die gesetzlichen Regeln hält, wird 
die andere sie durchsetzen. Dass nur die Finanzbehörde dies ohne Ge-
richt kann und der Steuerpflichtige einen Informationsvorsprung hat, 
kennzeichnet eine Macht- und Informationsasymmetrie, die zur Zu-
sammenarbeit zwingt. Am effektivsten und effizientesten funktioniert 
das Besteuerungsverfahren, wenn Finanzbehörde und Steuerpflichtiger 
kooperieren. In der Praxis gelingt das in der Masse der Fälle sehr gut. 
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Die Sachbearbeiter, die auf den Schreiben des Finanzamts genannt 
sind, gibt es wirklich. Da kann man anrufen und hinschreiben, und 
manches lässt sich im persönlichen Gespräch ohne Einspruch und 
Klage klären. Es wird auch der Eindruck vermittelt, dass da Menschen 
sitzen, die tatsächlich darum besorgt sind, die Steuern nach Maßgabe 
der Gesetze gleichmäßig festzusetzen und zu erheben. Bei manchem 
Telefonanbieter ist der Name des Bearbeiters nur ein Synonym für ei-
nen Callcenter-Bereich. Wer sich über den Service ärgert, ist unzufrie-
den. Dann wird der Anbieter gewechselt. Wenn der Service gut ist, wird 
nicht jede Rechnung hinterfragt, und man ist sogar bereit, etwas mehr 
zu zahlen. 

Im Zusammenhang mit der Diskussion um das Selbstveranlagungsver-
fahren wird oft darauf hingewiesen, dass der demografische Faktor und 
der technische Fortschritt nicht nur die Relativierung, sondern den Ver-
zicht auf die persönliche Überzeugungsbildung durch einen Veranla-
gungsbeamten im Festsetzungsverfahren gebieten. Es stellt sich die 
Frage, ob es Verschwendung von Haushaltsmitteln ist, Veranlagungs-
beamte in den Finanzämtern vorzuhalten und ob es nicht besser wäre, 
deren Funktion zu automatisieren und die Ansprechpartner für die 
Steuerpflichtigen in wenigen Callcentern in strukturschwachen Regio-
nen zu konzentrieren. Man muss sich klarmachen, dass die Verwaltung 
jede Modernisierung des Besteuerungsverfahrens mit Personaleinspa-
rungen verbinden möchte und diese an irgendeiner Stelle stattfinden 
müssen. Darauf muss man kurz eingehen, wenn man über die Moder-
nisierung des Besteuerungsverfahrens nachdenkt. 

Wenn es um Modernisierung der Verwaltung geht, zieht man gerne ei-
nen Vergleich mit der Privatwirtschaft. Vielleicht ist man dort ja wirklich 
schon weiter. Auch Banken und die Versicherungen denken über die 
Modernisierung ihrer Prozesse nach. Kfz-Versicherungen und Girokon-
ten sind ebenso Gegenstand von Massenverfahren, wie die Steuerfest-
setzung. Der Automatisierungsgrad könnte hoch sein. Trotzdem wird 
selbst von den Kfz-Versicherungen nur ein kleiner Teil online abge-
schlossen.52 Die Quote eines großen Versicherungsunternehmens, bei 
dem nur 10 Prozent der Kunden ausschließlich das Internet für den 

  
52 Börsen-Zeitung v. 24.10.2014, S. 3; Interview mit dem Chef von Allianz Deutschland, 

Markus Rieß, Börsen-Zeitung v. 27.11.2014, S. 2; Flämig/Kullrich, Aufbruch in die 
hybride Welt, Börsen-Zeitung v. 31.12.2014, S. 39; Börsen-Zeitung v. 14.1.2015, 
S. 5. 
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Vertragsabschluss nutzen,53 dürfte noch unter der Quote der durch 
ELSTER online eingereichten Steuererklärungen liegen. Die persönli-
che Beziehung zum Kundenberater ist offenbar zu wichtig. Verfahrens-
bezogene Online-Strategien gelten nur dort als erfolgreich, wo sie mit 
einer Vereinfachung der Produkte einhergehen.54 Das sollten wir bezo-
gen auf das Steuerrecht festhalten. Selbst für eine einfache Versiche-
rung, mit einer Prämie von wenigen hundert Euro im Jahr wird in der 
Mehrheit der Fälle noch ein Kundenberater benötigt. Auch die Banken 
haben in jüngerer Zeit viel über ihr Geschäftsmodell nachgedacht. Sie 
halten am teuren Filialbankenprinzip fest, weil die persönliche Kunden-
beziehung zu wichtig ist.55 

Was ist daraus für die Modernisierung des Besteuerungsverfahrens 
und das Verhältnis der Finanzbehörde zu den Steuerpflichtigen zu fol-
gern, die jährlich ein Vielfaches ihrer Kfz-Versicherungsprämie an das 
Finanzamt überweisen? Herr Kirchhof spricht immer von der Blume, die 
man jedem Steuerzahler überreichen sollte. Das sollten wir ernst neh-
men. Steuern sind keine Strafzahlung für ungebührliches Verhalten, 
sondern eine Beteiligung an der Verantwortung für die Finanzierungs-
lasten des staatlichen Gemeinwesens. Wer jedes Jahr einen großen 
Teil seines Einkommens an das Finanzamt überweist und damit Ver-
antwortung übernimmt, der ist kein Verkehrssünder, der im elektroni-
schen Massenverfahren abzuspeisen ist, sondern der hat eine indivi-
duelle Behandlung verdient. Es besteht freilich kein Zweifel daran, dass 
das Besteuerungsverfahren effizient ausgestaltet werden muss. Effi-
zient ist ein Verfahren, das gleichermaßen ausgerichtet am Ganzen 
und am Einzelnen, eine den Steuergesetzen entsprechende Verteilung 
der Finanzierungslasten möglichst kostengünstig bewirkt. Und darum 
geht es, wenn über das Selbstveranlagungsverfahren oder auch über 
die Modernisierung des Besteuerungsverfahrens geredet wird. 

Parallel zu den Workshops und Expertenrunden, die zur Vorbereitung 
einer Machbarkeitsstudie die Rahmenbedingungen und technischen 
  
53 Rieß, Börsen-Zeitung v. 27.11.2014, S. 2: „(...) gut ein Zehntel wählt ausschließlich 

das Internet. Zwischen 35 % bis 40 % aber recherchieren im Internet und schließen 
vor Ort ab.“ 

54 Mit dem Beispiel eines großen deutschen Versicherungsunternehmens: Flämig/Kullrich, 
Aufbruch in die hybride Welt, Börsen-Zeitung v. 31.12.2014, S. 39. 

55 Börsen-Zeitung v. 1.3.2014, S. 5: Zukunft ist persönlich und digital; Lind, Börsen-
Zeitung v. 10.5.2014, „Filialen sind noch zeitgemäß“; Börsen-Zeitung v. 1.11.2014, 
S. 1: „Persönlicher Kontakt statt anonymes Internet“; Lang, Banking 3.0: Vom Gejag-
ten zum Jäger, Börsen-Zeitung v. 31.12.2014, S. 37: „(...) die meisten Kunden verfah-
ren noch nach dem Prinzip ‚research online, purchase offline‘“. 
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Details eines Selbstveranlagungsverfahrens erarbeitet haben, hat eine 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe Vorschläge zur Modernisierung des Be-
steuerungsverfahrens ausgearbeitet.56 Ein Austausch zwischen den 
beiden Gruppen konnte leider nicht stattfinden. Der Begriff „Selbstver-
anlagung“ kommt in dem Diskussionspapier der Bund-Länder-
Arbeitsgruppe nicht vor. Die Arbeitsgruppe ist einen anderen Weg ge-
gangen. Ein übergeordnetes Ziel in dem Diskussionspapier ist die Er-
höhung des Anteils der vollmaschinell bearbeiteten Einkommensteuer-
erklärungen.57 Dazu sollen zunächst möglichst viele Daten an der 
Quelle, also bei Dritten erhoben werden und auf die Abfrage dieser Da-
ten beim Steuerpflichtigen in der Erklärung verzichtet werden.58 Dieser 
Ermittlungsweg über Dritte birgt die Gefahr, dass falsche Tatsachen in 
die Erklärung einfließen oder nicht übermittelte Tatsachen gar nicht be-
rücksichtigt werden. Deshalb muss es dem Steuerpflichtigen zum einen 
möglich sein, die übermittelten Tatsachen zu überprüfen, und wenn 
diese falsch sind, zum anderen die Finanzbehörde durch geeignete 
Nachweise vom zutreffenden Sachverhalt zu überzeugen, ohne dass er 
beim Dritten Richtigstellung erwirken muss. Beides sieht der Diskussi-
onsentwurf vor.59 Für die Finanzbehörde wäre es vielleicht einfacher, 
der Steuerpflichtige würde die Übermittlung der zutreffenden Daten 
durch den Dritten bewirken. Das kann aber für den Steuerpflichtigen 
sehr aufwendig sein, wenn der private Dritte nicht kooperieren will – 
und sei es nur, weil er in seinem Callcenter für solche Anliegen keinen 
Prozess angelegt hat. 

Um eine hohe maschinelle Bearbeitbarkeit zu gewährleisten, muss die 
Steuererklärung elektronisch eingereicht werden und darf möglichst 
keine individuellen oder von der Verwaltungspraxis abweichenden An-
gaben enthalten. Damit stellt sich die Frage, wie mit solchen ergänzen-
den Angaben umzugehen ist, die sich der maschinellen Bearbeitung 
entziehen. Für automatisierte Bescheide soll in die Abgabenordnung 
eine Vorschrift aufgenommen werden, die ein Begründung der Abwei-
chung bzw. der mangelnden Prüfung von „nicht verkennzifferten“ An-
gaben des Steuerpflichtigen zu Tatsachen oder Beweismitteln oder An-

  
56 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2). 
57 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2), Rn. 64. 
58 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2), Rn. 57. 
59 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2), Rn. 57. 
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trägen bzw. Erläuterungen zur (ggf. von der Verwaltung abweichenden) 
rechtlichen Behandlung seines Steuerfalls entbehrlich macht.60 Ver-
kürzt formuliert hieße das: Was nicht in der vorgesehenen Taxonomie 
abbildbar ist, landet ohne Kenntnisnahme durch die Finanzbehörde im 
Reißwolf.  

Wenn die Steuererklärung so stark vorstrukturiert würde, dass sie nur 
eine der Verwaltungspraxis entsprechende rechtliche Bewertung des 
Sachverhalts erlaubt, determiniert die Erklärung den Bescheid. Das wä-
re ein Selbstveranlagungsverfahren in der radikalen Ausprägung voll-
ständiger Verwaltungskonformität. Tatsachen, die der Steuerpflichtige 
im Rahmen der geltenden Gesetze für relevant hält, die aber in der Ta-
xonomie nicht vorgesehen sind, könnte er dann nur im Einspruchs- und 
Klageverfahren vorbringen. Der Steuerpflichtige würde dann zum Ob-
jekt eines faktischen Selbstveranlagungsverfahrens mit dem Nachteil, 
dass nicht er, sondern Verwaltungspraxis und Technik vorgeben, was 
er erklären darf. Und das wäre doch ein deutlicher Rückschritt. Wir 
würden zurückgehen von der Kooperation im Vollzug der Gesetze, die 
wir seit der AO 1977 erfolgreich entwickelt haben, zu einem Verständ-
nis des Über- und Unterordnungsverhältnisses zwischen Staat und 
Bürger, das für Geschwindigkeitsüberschreitungen, aber nicht für die 
Steuerfestsetzung angemessen ist.  

Das Diskussionspapier relativiert das Gebot der Verwaltungskonformi-
tät freilich selbst. Trägt der Steuerpflichtige Tatsachen vor, die über den 
verkennzifferten Inhalt der Steuererklärung hinausgehen, nicht mit ver-
kennzifferten Informationen in der Steuererklärung verknüpft sind und 
in denen er gleichzeitig ausdrücklich auf abweichende Angaben im 
Verhältnis zu der dem Steuerpflichtigen bekannten Verwaltungsauffas-
sung hinweist, soll er die Möglichkeit haben, dies durch ein Ankreuzfeld 
kundzutun. Dann wird seine Steuererklärung personell bearbeitet, wenn 
das zugehörige Freitextfeld ausgefüllt ist.61  

Der Unterschied zwischen vollmaschinell bearbeiteten Einkommen-
steuererklärungen und einer Selbstveranlagung ist gering. Praktisch 
manifestiert er sich in der Entscheidung, ob die Steuer auf dem PC des 
Steuerpflichtigen oder im Rechenzentrum der Finanzbehörde mit der 

  
60 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2), Rn. 70. 
61 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2), Rn. 73. 



42  Prof. Dr. Heribert M. Anzinger 

Wirkung eines Steuerbescheids berechnet wird. Die zugrunde liegen-
den Berechnungsschritte werden dieselben sein. Folgen hat der Unter-
schied nur für den Zeitpunkt der Steuerfestsetzung. Die Bestandskraft, 
insbesondere den Vorbehalt der Nachprüfung, wird man für vollma-
schinell bearbeitete Einkommensteuererklärungen und Steueranmel-
dungen ähnlich regeln müssen. Und es ist kaum vorstellbar, dass gro-
ße Steuererstattungen ohne personelle Überprüfung freigegeben 
werden, unabhängig davon, ob sie sich aus einer Steueranmeldung 
oder einer vollmaschinell bearbeiteten Einkommensteuererklärung er-
geben. 

Das Selbstveranlagungsverfahren hat aber den Vorzug, dass der Steu-
erpflichtige selbst die Verantwortung übernimmt und nicht zum Objekt 
einer vollmaschinellen Verwaltungspraxis wird. In beiden Varianten 
muss er sich bei seiner Erklärung mit der Verwaltungspraxis auseinan-
dersetzen, aber nur im Selbstveranlagungsverfahren kann er seiner 
Rechtsauffassung vorläufig zur Geltung verhelfen. Eine jüngst beim In-
ternationalen Währungsfonds entstandene Studie beschreibt die positi-
ven Effekte eines Selbstveranlagungsverfahrens auf die freiwillige Re-
gelbefolgung. Die Ergebnisse erscheinen mit den Erkenntnissen der 
Verhaltensökonomie plausibel, auch wenn die Studie auf Daten aus 
Entwicklungs- und Schwellenländern mit weniger gut ausgebauten Fi-
nanzverwaltungen beruht.62 

Klar ist, dass Verantwortungsübernahme die Verlässlichkeit und Er-
kennbarkeit der Verantwortungsbereiche voraussetzt. Und bezogen 
hierauf ist die Sorge der Bundessteuerberaterkammer (BStBK) berech-
tigt. Wer die Steuer selbst festsetzt, der übernimmt formal noch mehr 
Verantwortung. Und insbesondere die Drohung mit der strafrechtlichen 
Verantwortung ist so gewaltig, dass Angst entsteht. Angst lähmt und 
Lähmung ist schlecht für die wirtschaftliche Entwicklung. Rechtssicher-
heit ist bekanntlich ein wichtiger Standortfaktor. Im Bereich des Steuer-
strafrechts muss deshalb vor allem über eine Reform des subjektiven 
Elements nachgedacht werden. Es muss der Gedanke der Kooperati-
onsmaxime und der Sphärenverantwortung gestärkt werden. Hierzu hat 
die Steuerrechtswissenschaft in den letzten Jahren großartige Ideen 
entwickelt.  

  
62 Okello, Managing Income Tax Compliance through Self-Assessment, IMF Working 

Paper, WP/14/41, March 2014. 
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In einem modernen Besteuerungsverfahren ist die Finanzbehörde be-
reit, Verantwortung abzugeben. Und der Bürger muss bereit sein, Ver-
antwortung zu übernehmen. Sie muss aber für ihn vorhersehbar und 
berechenbar sein. In der modernen Demokratie vertraut der Staat dem 
Bürger und der Bürger versteckt sich nicht hinter der Verwaltung, son-
dern nimmt seine gesetzlichen Rechte und Pflichten mündig war. Eine 
moderne Abgabenordnung sorgt dafür, dass das Vertrauen der Finanz-
behörde geschützt wird und die Last der Verantwortung den Bürger 
nicht überfordert. Das Einführungsreferat von Herrn Prof. Seer hat dazu 
gute Vorschläge enthalten, an die wir anknüpfen sollten. Ein Selbstver-
anlagungsverfahren, das die Sphärenverantwortung im Besteuerungs-
verfahren mit dem Ziel, die Steuern gleichmäßig festzusetzen und zu 
erheben, effektiv und effizient verteilt, ist meiner Überzeugung nach ei-
nem automatisierten Besteuerungsverfahren vorzuziehen.  
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III. Podiumsdiskussion 

Redaktioneller Hinweis: 
Die im Anschluss an die Einführungsreferate geführte Podiumsdiskus-
sion soll an dieser Stelle dargestellt werden. Für eine bessere Lesbar-
keit wird diese dem Inhalt, jedoch nicht wortgleich wiedergegeben. 

Prof. Dr. Heinz-Jürgen Pezzer, Vorsitzender Richter am Bundesfinanz-
hof, Mitglied des wissenschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ 

Sehr geehrte Podiumsteilnehmer. Vielen Dank für die interessanten 
Einführungsvorträge. Ich eröffne gerne die Podiumsdiskussion. 

Herr Sell, es drängt Sie dazu, etwas zu sagen. 

Ministerialdirektor Michael Sell, Leiter der Steuerabteilung beim Bun-
desministerium der Finanzen 

Zu zwei Schlagworten, die hier immer auftauchen.  

Zunächst zum Kooperationsverhältnis. Damit wir uns da nicht falsch 
verstehen. Es handelt sich im Steuerrecht um ein Über- und Unterord-
nungsverhältnis. Damit da gar keine Irritationen aufkommen. Erstens 
müssen die Daten, die abverlangt werden, geliefert werden. Und wenn 
das auch nach mehrmaligem Nachfragen nicht geschieht, dann muss 
das Folgen haben. Das Falsche zu erklären hat natürlich auch Folgen. 
Bei der Frage, wie man im konkreten Fall einerseits die Arbeitssituation 
der Verwaltung und andererseits die Arbeitssituation der Steuerberater 
organisiert, ist durchaus jede Menge Kooperationsmöglichkeit vorhan-
den. Aber das Steuerverfahren ist per Definition keine Kooperations-
veranstaltung, bei der sich die Beteiligten quasi als Vertragspartner ge-
genüberstehen. Die kooperative Umsetzung der steuerlichen Pflichten, 
um den jeweiligen Bedürfnissen entgegenzukommen, ist, angewandte 
Verwaltungsökonomie, aber das Verfahren selber ist kein Kooperati-
onsverhältnis. Insbesondere nicht, wie wir das in der Vergangenheit in 
dem einen oder anderen Mitgliedstaat erlebt haben, und was ja auch in 
der letzten Zeit in der Presse herauskam, dass man die konkrete Steu-
erbelastung quasi aushandeln kann. Steuern werden nicht ausgehan-
delt. Jedenfalls nicht bei uns.  
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Das Zweite ist die Rechtssicherheit. Ich bin auch für Rechtssicherheit. 
Aber über welche Art der Rechtssicherheit reden wir? Welche wollen 
Sie? Die Rechtssicherheit, die Sie bekommen können, ist die, dass 
Ihnen die Verwaltung, die ihre verbindlich mitteilt. Mehr kann es auch 
nicht geben. Die Verwaltung tut dies im Rahmen ihrer Möglichkeiten. 
Was wir nicht wollen, ist ein Ping-Pong-Spiel, bei dem man seine eige-
ne Rechtsansicht immer weiter ausdehnt, bis irgendwann die Verwal-
tung Nein sagt. Diese Art der Rechtssicherheit kann man sicherlich 
nicht bekommen. Was man auch nicht bekommen kann, ist natürlich 
die Art der Rechtssicherheit, die die Steuerpflichtigen und ihre Berater 
gerne hätten, nämlich ausschließlich die Bestätigung der gewünschten 
Rechtsansicht. Die kann es natürlich auch nicht geben. Sie alle wissen, 
dass die Verwaltung bei den verbindlichen Zusagen an eine vertretbare 
Auslegung gebunden ist. Sie ist aber nicht gezwungen, auch nicht im 
Klageweg, die Rechtsansicht des Steuerpflichtigen oder eines Gerichts 
als die verbindliche Ansicht vertreten zu müssen.  

Also: Rechtssicherheit ja, aber die Frage ist, welche Rechtssicherheit. 
Und dies kann nur die der Verwaltung sein, weil Ihnen nur die mitgeteilt 
werden kann. Selbstverständlich ist dies auch nicht die Letzte, da ganz 
zum Schluss über den Steuerfall zu Recht die Gerichte entscheiden. 
Die Verwaltung kann Ihnen also nicht die letzte Rechtssicherheit ge-
ben. Was Sie aber bekommen, ist Handlungssicherheit. Wir reden doch 
eigentlich gar nicht von Rechtssicherheit, wir reden doch daher tatsäch-
lich von steuerlicher Handlungssicherheit.  

Ich habe das in einem politischen Beispiel sehr genau erfahren. Der ei-
ne oder andere erinnert sich sicher noch an das Strafbefreiungserklä-
rungsgesetz (StraBEG) 2004/2005. Dieses Gesetz hat damals die Idee 
entwickelt, die Erklärung maximal freischöpfend, also ohne Formulare 
auf den Steuerpflichtigen zu übertragen. Da hätten Sie sehen müssen, 
was bei uns los war. Wir sind überschüttet worden mit der Frage: „Wie 
sollen wir es denn machen?“. Es wurde nach Handlungsanleitungen 
und so weiter gefragt, und wir haben es dann aufgrund des engen Zeit-
rahmens versucht, mit Frequently-Ask-Questions zu beantworten.  

Die Idee zu sagen, wir geben dem Steuerpflichtigen seitens der Verwal-
tung keine Erläuterung, wie die Steuererklärung gemacht werden soll, 
und sagen ansonsten, da ist das Gesetz, da ist die Auslegung und da 
sind die Steuerberater und jetzt reicht die Erklärung ein, funktioniert 
nicht. Die Masse der Steuerberater fordert, man möge ihnen sagen, 
welches der sicherste Weg ist.  
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Prof. Dr. Roman Seer, Ruhr-Universität Bochum, Vorsitzender des wis-
senschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ 

Lieber Herr Sell, ich würde doch sehr gern an dieser Stelle einhaken, 
weil Sie das Bild malen, die Finanzverwaltung sei auskunftsfreudig, ha-
be natürlich ihre eigene Meinung, äußere diese; aber mehr sei nun 
einmal nicht zu bekommen. Es wäre ja schön, wenn man wenigstens 
das bekommen würde. Es geht nicht immer nur um Gestaltungsmodel-
le, die Sie sich vorstellen. Sondern es geht einfach in bestimmten Fra-
gen darum, dass man überhaupt weiß, wie die Finanzverwaltung zu 
dem von einem selbst vorgebrachten Sachverhalt steht; dass sie sich 
nicht nur versteckt und erst nach langer Zeit der Unwissenheit, wenn 
eben gehandelt werden muss, alles besser weiß. Ganz zum Schluss ist 
es dann in der Tat der Richter, der alles besser weiß. Und in der Zwi-
schenphase trägt der mitwirkungspflichtige Steuerpflichtige das Risiko. 
Das kann es doch wohl nicht sein!  

Das verstehe ich nicht unter Kooperation. Allerdings heißt Kooperati-
onsmaxime für mich auch nicht etwa Gleichordnung wie unter Privaten. 
Da gebe ich Ihnen Recht. Aber es ist auch nicht umgekehrt einfach ein 
Über- und Unterordnungsverhältnis. Zu einer Kooperationsmaxime in 
einem Rechtsstaat gehört für mich, dass ich als Finanzverwaltung 
rechtliches Gehör gebe, meine Abweichungen mitteile und wo ich dem 
Bürger vorher sage, wie ich den Sachverhalt beurteile, wenn der Bürger 
eine Auskunft haben will. Und das sehe ich in der Verwaltungspraxis al-
lenfalls punktuell.  

Ich begrüße es ausdrücklich, dass Sie den Diskussionsentwurf63 in die 
Öffentlichkeit gebracht haben, sodass man darüber diskutieren und of-
fen sprechen kann. Aber in dem Entwurf ist von den Auskunftspflichten 
der Finanzbehörde nichts zu lesen; der Entwurf ist aus einer bestimm-
ten, einseitigen Perspektive der Finanzverwaltung verfasst. Und das 
gefällt mir an der Stelle nicht. Es ist natürlich ein erzwungenes Koope-
rationsverhältnis, das heißt, die Mitwirkungen sind erzwungen. Das ist 
völlig richtig. Aber auf einer rechtsstaatlichen Grundlage im Sinne eines 
Gebens und Nehmens. Ich stelle mir mal vor, so wie die Piloten würden 
die Steuerberater streiken und einige Wochen nichts tun, keine Steuer-
erklärungen abgeben, gar nichts. Dann bräche die Verwaltung zusam-
men. Und vor dieser Faktizität sollte man die Augen nicht verschließen. 
  
63 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2). 
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Deshalb ist der Steuerberater zwar selbstverständlich nicht der verlän-
gerte Arm der Finanzverwaltung. Er ist ja gerade ein selbstständiges 
Organ der Steuerrechtspflege, aber andererseits auch unabdingbar 
notwendiger Akteur in einem erzwungenen Kooperationsverhältnis. 

Ministerialdirektor Michael Sell, Leiter der Steuerabteilung beim Bun-
desministerium der Finanzen 

Ich gebe Ihnen an der Stelle völlig recht, dass wenn die Deklarations-
berater, die die Masse der steuerberatenden Tätigkeit ausmachen, 
komplett wegfielen und auch in schwierigen Fällen der Steuerpflichtige 
auf die einschlägigen IT-Hilfen verwiesen wäre, die Steuerverwaltung 
sehr ächzen würde. Das wissen Sie und das wissen wir natürlich auch. 
Insoweit ist Ihre Funktion als Steuerberater natürlich eine Kooperations-
funktion, die wir haben. Das kommt, glaube ich, auch in dem entspre-
chenden Papier zur Modernisierung der Steuerverwaltung64 zum Aus-
druck. Aber es ist eine Kooperation zwischen Ihnen als Berater und der 
Steuerverwaltung. Es ist keine Kooperation ohne das Über- und Unter-
ordnungsverhältnis zum Steuerpflichtigen. 

Dr. Hartmut Schwab, StB, Mitglied des wissenschaftlichen Arbeitskrei-
ses „Steuerrecht”, Vizepräsident der Bundessteuerberaterkammer 

Ich möchte noch einmal auf das Stichwort Handlungssicherheit einge-
hen. Herr Sell, da haben Sie vollkommen Recht. Ob man das Wort jetzt 
Rechtssicherheit oder Handlungssicherheit nennt, ist uns eigentlich 
egal. Wir wollen wissen, wie es geht. Und wie Herr Seer bereits ange-
sprochen hat, ist die Anrufungsauskunft im Lohnsteuerrecht ein gutes 
Instrument hierfür. Da muss es schnell gehen und es müssen schnelle 
Entscheidungen getroffen werden, weil die Lohnabrechnung im nächs-
ten Monat gemacht werden muss. Aber gerade dieses Instrument 
brauchen wir auch in anderen Bereichen. Es ist nicht immer so, dass, 
wie Sie sagten, sehr geehrter Herr Sell, die Rechtssicherheit irgend-
wann kommt. Es ist einfach der Zeitablauf. Die Verwaltung kann nicht 
immer etwas dafür, da ist auch der Gesetzgeber mit dran Schuld. Ich 
denke nur mal an das Umwandlungssteuergesetz. Wie lange haben wir 
gewartet, bis wir einen Umwandlungssteuererlass hatten! Wir haben 
  
64 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2). 
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keine verbindlichen Auskünfte bekommen und mussten so zwei Jahre 
warten, bis wir notwendige Strukturumstellungen für unsere Mandanten 
machen konnten. Und die gleiche Situation haben wir jetzt wieder mit 
dem Fall des § 50i EStG. Wir wissen nicht, ob er für Inbound-Fälle an-
wendbar oder nicht anwendbar ist. Das sind Fälle, die ebenso wie bei 
der Lohnsteuer dringend sind. Der Mandant ist 95 Jahre alt und will 
jetzt an seinen Sohn übergeben. Da müssen wir schnell wissen, wie es 
geht.  

Wenn Kapazitäten bei der Finanzverwaltung durch das Selbstveranla-
gungssystem frei werden, dann muss mehr Kapazität auf diese Aspek-
te verwendet werden, damit Planungssicherheit besteht. Ich verstehe, 
dass Sie sich nicht als Berater von Steuergestaltungsmodellen herge-
ben wollen. Mir geht es aber um die Fälle, die kompliziert sind und in 
der Praxis trotzdem nicht aufschiebbar sind. 

Prof. Dr. Heinz-Jürgen Pezzer, Vorsitzender Richter am Bundesfinanz-
hof, Mitglied des wissenschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ 

Ich hätte auch noch eine Frage an Herrn Sell, bei der meine berufliche 
Vorschädigung etwas durchschlägt. Sie haben ja eine Mindestanforde-
rung an das Risikomanagement in Ihrem Entwurf65 vorgesehen. Dort 
steht nun, „Gewährleistung einer hinreichenden Zufallsauswahl zu einer 
umfassenden Prüfung, personelle Prüfung der als prüfungsbedürftig 
ausgesteuerten Sachverhalte, Möglichkeit einer personellen Fallaus-
wahl zur umfassenden Prüfung, regelmäßige Überprüfung der Risiko-
managementsysteme auf ihre Zielerfüllung“.  

Wer oder wie prüft man diese Mindestanforderungen? Wenn ja das, 
was Sie machen, aus nachvollziehbaren Gründen grundsätzlich geheim 
sein soll. Ich versetze mich in die Rolle des Richters, dem der Steuer-
pflichtige vorträgt, er sei nach Maßstäben ausgesucht worden, die die 
Mindestanforderungen verfehlt haben. Wie prüfen so etwas die Gerich-
te? Oder kann man das nicht und ist da ein unüberprüfbarer Raum? 

  
65 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-
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Ministerialdirektor Michael Sell, Leiter der Steuerabteilung beim Bun-
desministerium der Finanzen 

Also, dass es im deutschen Recht völlig unüberprüfbare Räume geben 
wird, das kann ich mir nicht vorstellen. Zunächst einmal setzen Sie das 
Ganze nach tatsächlichen statistischen Auswertungen in Algorithmen 
um. Diese lassen Sie durchlaufen und das führt dazu, dass so und so 
viel Prozent ausgesteuert werden. Dann werden diejenigen, die nicht 
ausgesteuert werden, automatisch beschieden. Dort treffen Sie eben-
falls nach statistischen Grundsätzen zusätzlich eine entsprechende Zu-
fallsauswahl, um zu prüfen, ob diese Stichprobe richtig veranlagt wurde 
oder ob strukturell bestimmte Fallkonstellationen übersehen wurden. 
Das ist der Beginn einer Feedbackschleife und ein iterativer Prozess, in 
dem Sie sich die Sache anschauen und nachsteuern. Das macht die 
Verwaltung intern alleine.  

Mit Parametrisierungen, bei denen Sie sicher sein könnten, nie geprüft 
zu werden, schüfen Sie ein strukturelles Erhebungs- und Verifikations-
defizit. Ich bin mir sicher, dass die Gerichte sich vor dem Hintergrund 
der Notwendigkeit der Gleichmäßigkeit der Steuererhebung anschau-
en, ob das, was wir machen, diesen Grundsätzen entspricht. Das wür-
den wir auch in dem jeweiligen Verfahren dokumentieren. Aber was wir 
nicht machen werden, ist hingehen und die Prüfung vorher ankündigen. 
Es ist auch in anderen Risikosphären ganz selten, dass man die Prü-
fung flächendeckend ankündigt. Dies gibt es bei Straßenverkehrskon-
trollen, vielleicht ein bis zwei Mal im Jahr, wenn man einen „Blitzer-
Marathon“ ankündigt nach dem Motto „Wir möchten an den Tagen zu 
besonderer Wachsamkeit und besonderer Einhaltung der Vorschriften 
anregen“. Aber das ist nicht vergleichbar mit der Steuererhebung.  

Lassen Sie mich zu Herrn Dr. Schwab noch eines sagen. Die Haus-
haltsplanungen der Länder sehen vor, dass ausscheidende Beamte in 
einem bestimmten Maße nachbesetzt werden. Dies ist durchweg unter-
schiedlich in den einzelnen Ländern. Das läuft, wenn nicht plötzlich ein 
völliges Umdenken in der Personalplanung der Länder erfolgt, weitge-
hend automatisch. Automatisch in dem Sinn, dass man sich Zielkorrido-
re gesetzt hat. Ich wäre etwas skeptisch bei der Annahme, dass wenn 
alles umgestellt ist, wir dann so und so viel Kapazitäten frei haben. Das 
heißt, es werden weniger Beamte werden und wir versuchen mit der 
Selbstveranlagung die Gleichmäßigkeit der Besteuerung bei wenig we-
niger werdenden Steuererklärungen, aber erkennbar weniger werden-
den Beamten sicher zu stellen. Die sogenannte Rationalisierungsdivi-
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dende würden Sie nur dann erhalten, wenn der Personalstand gleich 
bliebe und Sie sagen, wir schichten im Grunde genommen um. Von der 
Überprüfung der Erklärung in die Erteilung von Auskünften bzw. Be-
triebsprüfungen. Das sehe ich aber nicht.  
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IV. Diskussion Auditorium 

Redaktioneller Hinweis: 
Auch die Diskussion des Auditoriums wird für eine bessere Lesbarkeit 
dem Inhalt nach, aber nicht wortgenau wiedergegeben. 

Prof. Dr. Heinz-Jürgen Pezzer, Vorsitzender Richter am Bundesfinanz-
hof, Mitglied des wissenschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ 

Jetzt ist es Zeit, das Auditorium an der Diskussion zu beteiligen. Ich will 
Sie gerne ermuntern, sich einzubringen. 

Karl-Heinz Bonjean, StB, Präsident der Steuerberaterkammer Köln 

Wir Steuerberater halten sicherlich den Modernisierungsprozess und 
den Digitalisierungsprozess in der Finanzverwaltung für positiv und 
bringen uns da auch gerne ein. Nur eines ist mir an der Stelle ganz 
wichtig. Das Institut des Steuerberaters als unabhängiges Organ der 
Rechtspflege hat sich über Jahrzehnte bewährt und darf in einem sol-
chen Prozess keinesfalls verändert werden. Und es ist mir ganz wich-
tig, da in der Diskussion noch einmal darauf hinzuweisen. Sie ist nur 
einem verpflichtet, nämlich dem Gesetz. Es kann nicht sein, dass sich 
das in einem solchen Prozess am Ende in Richtung Verwaltung ver-
schiebt. Noch gar nicht diskutiert worden ist die Frage, wo das Ende ei-
ner solchen Digitalisierung zu sehen ist? Wie viele Computer dürfen 
denn da tatsächlich am Ende stehen? Wie viele Menschen sind noch in 
dieser Entscheidungskette eingebunden? Auch das ist etwas, wo man 
vor dem rechtlichen Hintergrund sehr intensiv nachdenken muss. 

Angela Nottelmann, Senatsdirektorin, Finanzbehörde Hamburg 

Ich möchte noch einmal zu dem Personalproblem etwas sagen. Es ist 
nicht so, dass wir planen, weniger Personal zu haben, sondern es wer-
den so viele Beamte ausscheiden, dass wir mit unseren Ausbildungs-
kapazitäten nicht in der Lage sein werden, die abgehenden Beamten 
adäquat zu ersetzen. Daraus erwächst ein Problem, denn das heißt ja, 
dass wir nicht mehr genug Prüfungskapazität haben. Dann sind Sie 
ganz nah an der Willkür, je nachdem, welchen Beamten Sie erwischen 
und welches Finanzamt, ob Ihr Fall geprüft wird oder nicht. Aus diesem 
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Grund haben wir das Risikomanagement befürwortet und haben ge-
sagt, es wird nach bestimmten Parametern systematisch und gleich-
mäßig eine Vorauswahl getroffen, welche Fälle wir uns ansehen soll-
ten, damit es im Zuge des Personalabbaus eben gerade nicht zu 
willkürlichen Entscheidungen kommt, je nachdem, in welchem Finanz-
amt Sie sind und ob da Personalmangel herrscht oder nicht. Es soll al-
so bei Fällen, die sich eigentlich nicht lohnen sich anzusehen, in der 
Tat die Autoquote erhöht werden. Davon gibt es eine ganze Menge, 
insbesondere im Arbeitnehmerbereich. Da haben wir immer noch sehr 
viel Personalkapazität eingesetzt, die eigentlich in Anbetracht der Fälle 
nicht notwendig ist.  

Das ist das eine, was ich noch einmal hervorheben wollte. Es soll der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung dienen. Das andere, was ich noch 
problematisieren will, ist die von Ihnen diskutierte Auskunftspflicht. Die-
se Auskunftspflicht der Finanzverwaltung steht durchaus in einem 
Spannungsverhältnis zur Beratungspflicht. Und die haben wir eben 
nach dem Steuerberatungsgesetz nicht, sondern wir lassen uns sagen, 
wie der Steuerpflichtige meint, die Fragen beantworten zu müssen. Ich 
glaube, das ist auch ein Punkt, bei dem die Berater sensibel sein soll-
ten. Die Beratung sehen wir auch zukünftig bei den Steuerberatern und 
nicht bei der Steuerverwaltung. 

Erich Nöll, RA, Geschäftsführer des Bundesverbandes der Lohnsteuer-
hilfevereine 

Herr Seer hat ausgeführt, dass die Steueranmeldungen im Grunde ja 
heute schon fiktive Verwaltungsakte sind. Schauen wir uns die Lohn-
steueranmeldungen an. Ich stelle die Frage, ob diese Fiktion im Mas-
senverfahren der Arbeitnehmerveranlagung geeignet ist, wenn ein 
Steuerpflichtiger ohne Beratung eine solche Steuererklärung abgibt. 
Die vorherige Auskunftspflicht beim Finanzamt ist im Massenverfahren 
doch überhaupt nicht denkbar. Abgesehen davon, dass Frau Nöttel-
mann sagte, dass man dann in dieses Spannungsverhältnis von Bera-
tung und Auskunft gelangt. Wie soll das im Massenverfahren funktio-
nieren, dass Arbeitnehmer ihre Steuererklärung selbst abgeben und 
das dann schon der fiktive Steuerbescheid sein soll. Ich halte eine 
Selbstveranlagung im Massenverfahren für Arbeitnehmer für nicht 
durchführbar. 
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Uwe Rauhöft, Geschäftsführer, Neuer Verband der Lohnsteuerhilfevereine 

Ich habe zwei Anmerkungen, die miteinander zusammenhängen und 
den Einsatz der Maschine betreffen. Herr Prof. Anzinger sagte, dass 
ihm eine Selbstveranlagung lieber wäre als eine automatisierte Veran-
lagung, bei der der Steuerpflichtige dann Objekt der Maschine wäre. 
Wenn man mit den Sachbearbeitern in den Finanzämtern telefoniert, 
hat man manchmal den Eindruck, dass sie ebenfalls zu der Überzeu-
gung kommen, dass sie selbst mit dem Risikomanagement auch zum 
Objekt der Maschine werden. Wenn das so sein sollte, dann ist es mei-
nes Erachtens der falsche Weg. Die risikoorientierte Verifikation ist ja 
nicht neu. Wir hatten die ja letztendlich bereits schon ohne Maschine. 
Herr Prof. Seer hatte eingangs gesagt, dass ja auch schon früher nicht 
oder schon seit Langem nicht 100 Prozent, sondern nur nach gewissen 
Parametern kontrolliert wurde. Nur dass hierbei der Bearbeiter ent-
schieden hat, was er sich genauer anschaut, was plausibel erscheint 
und was er schneller übergehen kann.  

Jetzt erfolgt der Einsatz der Maschine zunehmend und soll den Sach-
bearbeiter dort unterstützen. Aber sie darf ihn nicht ersetzen. Und so 
verstehe ich den Ansatz des Risikomanagements. Allerdings darf das 
nicht zu einer Zweiklassenveranlagung führen. Ich habe mir das Mo-
dernisierungskonzept angesehen und festgestellt, dass dort unter-
schieden werden soll zwischen Bescheiden, die vollständig automati-
siert ergehen und eine längere Möglichkeit der Nachkontrolle von 
einem Jahr haben, und Bescheiden, die weiterhin personell veranlagt 
werden. Diese Unterscheidung kann ich nicht ganz nachvollziehen. 
Warum soll diese Zweiklassenveranlagung erfolgen, dieses Aufteilen 
Mensch/Maschine? Wir haben im Flugverkehr und anderswo Autopilo-
ten, aber die ersetzen den Piloten nicht, die nehmen ihm Arbeit ab. Und 
ähnlich sehe ich das bei der Veranlagung. Das Risikomanagement soll 
dem Finanzbeamten die Arbeit erleichtern und natürlich auch Personal 
einsparen. Aber es darf nicht zu einer Zweiteilung kommen, in eine au-
tomatisierte und eine personelle Veranlagung. Das muss einhergehen. 
Die Maschine muss letztlich Werkzeug bleiben und darf sich dort nicht 
verselbstständigen.  

Ein zweiter Punkt betrifft letztlich das Verständnis des Steuerpflichtigen. 
Es ist ja eingangs von Prof. Seer aufgeführt worden, dass wir eine Auf-
gabenverlagerung haben. Er führte aus, dass die Berechnung heutzu-
tage nicht so ein Problem sei, weil das der PC berechnet. Wenn ich 
aber vom Bürger erwarte, dass er eine Steuererklärung nach bestem 
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Wissen und Gewissen anfertigt und gegebenenfalls vielleicht sogar ei-
nen Teil selbst errechnet, dann muss er das auch verstehen und darf 
sich nicht auf das verlassen, was ihm letztlich der PC ausspuckt. Um 
das zu verstehen, muss ich wissen, wie sich die Daten zusammenset-
zen. Da komme ich auch zu den Daten von Dritten. Auch dort muss er 
wissen, nicht nur, wo sie herkommen, sondern auch, wie sie sich zu-
sammensetzen. Ich denke, dort ist erheblicher Handlungsbedarf, um für 
mehr Transparenz zu sorgen. 

Prof. Dr. Roman Seer, Ruhr-Universität Bochum, Vorsitzender des wis-
senschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ 

Sie hatten mich ja eben direkt angesprochen. Mein Beispiel mit der 
Lohnsteuer betrifft natürlich die Lohnsteueranmeldung, also den Steu-
erabzug vom Arbeitslohn durch den Arbeitgeber. Nur insoweit haben 
wir derzeit eine echte Selbstveranlagung, was die Lohnsteuer betrifft. 
Die weitere Frage war, wie es mit einer Selbstveranlagung für die Ein-
kommensteuer der Arbeitnehmer wäre? Ich will das mal verbreitern und 
so formulieren: Wie wäre es denn mit einer Selbstveranlagung von 
nicht steuerlich Beratenen? In der Tat ist das natürlich ein Problem mit 
der kognitiven Fähigkeit von Steuerlaien, ihre Steuererklärung selber zu 
erstellen. Tipke hat immer gesagt, dass den steuerberatenden Berufen 
ein Vertrauensvorschuss für die Steuererklärung gegeben werden kann 
und den Steuerlaien dagegen ein Misstrauensvorschuss. Ich bin mir da 
nicht ganz sicher und habe dazu schon das Beispiel aus 1960 ge-
bracht. 

Was Sie angesprochen haben, stellt in der Tat einen gewissen Link zu 
etwas her, was wir bisher überhaupt noch nicht besprochen haben. Ich 
habe mich bewusst dazu enthalten, weil es immer so einfach ist zu sa-
gen, die Steuergesetze seien ja viel zu kompliziert, die könne niemand 
beherrschen und deshalb dürfe es keine Selbstveranlagung geben. Die 
amerikanischen Steuergesetze sind noch deutlich komplizierter und 
trotzdem gibt es die Selbstveranlagung. Mehr als die Hälfte der EU-
Staaten haben Selbstveranlagungssysteme. Im OECD-Vergleich sieht 
das ähnlich aus, und auch dort sind die Steuergesetze nicht deutlich 
einfacher als in Deutschland, sondern nicht selten komplizierter. Auch 
wenn das Argument an sich immer ein bisschen einfach ist, weist es 
aber auf einen wichtigen Punkt hin. Meines Erachtens muss auf der 
normativen Ebene der Steuergesetzgebung immer ein Blick auf die 
Vollzugsfähigkeit des jeweiligen Steuergesetzes geworfen werden. Ich 
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nenne das immer nach Engisch „Das Hin-und-Herwerfen des Blickes 
zwischen Vollzug und normativer Ebene“. Das ist eine reziproke Wech-
selbezüglichkeit. Insoweit ist es natürlich völlig richtig, dass wenn wir im 
Arbeitnehmerbereich versuchen, Einzelfallgerechtigkeit in einem Mas-
senvollzug auf die Spitze zu treiben, wir auf dem falschen Weg sind. 
Das heißt also, dass ein Arbeitnehmerpauschbetrag, der möglichst vie-
le Werbungskostenfälle erledigt, richtig ist. Genauso wäre es richtig, 
vielleicht sogar das Arbeitszimmer im Ausgabenbereich vollkommen 
abzuschaffen. Das mag manch einen Betroffenen stören, aber es wäre 
ein Fortschritt in der Vollzugsfähigkeit. Ähnliches kann man auch, die 
Diskussion haben wir ja hinter uns, hinsichtlich der Entfernungspau-
schale überlegen. Wo beginnt die berufliche Sphäre? Das ist natürlich 
ein altes Problem, immerhin ist das heute vielleicht mit GPS, Google 
Earth oder sonst etwas automatisch verifizierbar. Sie haben aber natür-
lich Recht, je mehr man Einzelpunkte bringt, die manuell ausgefüllt 
werden, umso größer ist die Fallsignifikation. Was ich mit der Maschine 
meinte, war schlichtweg der Rechenvorgang.  

Aber wie sich die Rechenschritte zusammensetzen, die auch in den 
Bescheiden sichtbar sind, das verstehen die meisten Bürger durchaus. 
Ich finde, es wäre auch ein Fortschritt, wenn man unten an dem Be-
scheid anfügen würde, wie hoch der Durchschnitts- und der Grenz-
steuersatz sind. Das verstehen die meisten Bürger sehr wohl. Man soll-
te die Steuerpflichtigen nicht so unterschätzen. Ich kann verstehen, 
dass Sie sagen, die brauchen uns alle. Sie sind Vertreter der Lohn-
steuerhilfevereine. Aber warum sollen eigentlich Arbeitnehmer dämlich 
sein? Während Selbstständige schlau sind? Das verstehe ich nicht. 
Warum soll ein Arbeitnehmer, geführt durch ein sehr gutes Programm, 
nicht seine Standardsteuererklärung auch selbst erstellen und abgeben 
können? Die meisten Dinge sind doch gar nicht so problematisch, das 
muss ich mal ganz ehrlich sagen. Die meisten Arbeitnehmersteuerer-
klärungen sollten sogar überflüssig werden, wenn wir schon durch den 
Lohnsteuerquellenabzug zum Ende kommen könnten.  

Aber das ist eine Frage der normativen Ebene. Also müssten wir se-
hen, dass wir die normative Ebene so hinkriegen, dass möglichst nur 
noch wenige Veranlagungsfälle übrig bleiben. Ich bin dem gegenüber 
selbst kritisch, aber das ist etwas, was wir komischerweise bei den Ein-
künften aus Kapitalvermögen in Kauf genommen haben. Eine Abgel-
tungsteuer ist eine rohe Steuer, sie enthält sogar eine Bruttobesteue-
rung. Eine Bruttobesteuerung, allerdings mit einem niedrigen 
Proportionalsteuersatz, die keine Rücksicht auf das Prinzip der Besteu-
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erung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit nimmt. Das nehmen wir 
bei Einkünften aus Kapitalvermögen hin. Dort sagen wir, dass wir das 
für ein Massenverfahren bräuchten. Bei der Lohnsteuer sind wir aber 
ganz feinnervig. Alle Verästelungen werden berücksichtigt. Das sind 
steuerpolitische Entscheidungen, die wir da treffen müssen. Ich gebe 
Ihnen gerne Recht, dass es auch bei der Selbstveranlagung überfor-
derte Personen geben wird. Da kann man aber sagen, genau wie ein 
Selbstständiger überfordert ist, muss sich der Arbeitnehmer dann Hilfe 
nehmen. Entweder bei Ihnen oder beim Steuerberater, der dann im 
Namen des Mandanten die Selbstveranlagung vornimmt. 

Prof. Dr. Heribert M. Anzinger, Universität Ulm 

Ich würde gern an die Hamburger Kollegin anknüpfen. Was mich in der 
Diskussion immer ein bisschen stutzen lässt, ist der Verweis auf den 
demografischen Faktor. Am Anfang fand ich das ganz plausibel, dass 
man sagt, wir haben Probleme in der Finanzverwaltung und uns gehen 
die Leute aus. Aktuellen Studien zufolge streben aber ein Drittel, an 
manchen Hochschulen sogar mehr als die Hälfte der Studierenden eine 
Festanstellung im öffentlichen Dienst an. Der Finanzverwaltung müsste 
es also gelingen, Nachwuchs zu gewinnen. Wir haben ein Wachstum 
der Weltbevölkerung um ein Prozent jährlich. Die Menschen sterben al-
so auch nicht aus. Deutschland ist ein Zuwanderungsstaat. Ausbil-
dungskapazitäten lassen sich aufstocken oder gemeinsam nutzen. Es 
geht deshalb nur um die Frage, wie viel Geld man in die Hand nehmen 
möchte. Damit will ich mich nicht dafür aussprechen, mehr Geld in die 
Finanzverwaltung zu leiten, aber das Alternativlos-Argument lasse ich 
an der Stelle nicht gelten. Es ist eine politische Entscheidung, wie die 
Finanzverwaltung finanziell ausgestattet wird. 

Wirtschaftlichkeitsüberlegungen im Risikomanagement halte ich für 
problematisch. Ich verstehe das Steuerrecht weniger als Instrument der 
effektiven Einnahmenerzielung, sondern als ein System, um staatliche 
Finanzierungslasten gerecht zu verteilen. Die Aufgabe der Finanzver-
waltung ist, dafür zu sorgen, dass sie gerecht verteilt werden. Wenn der 
Bundestag beschlossen hat … 
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Ministerialdirektor Michael Sell, Leiter der Steuerabteilung beim Bun-
desministerium der Finanzen 

Die Finanzverwaltung ist dafür nicht verantwortlich, sie ist dafür verant-
wortlich, dass die Entscheidungen des Gesetzgebers umgesetzt werden. 
Die Frage, was gerecht oder nicht gerecht ist, die sogenannte Tarie-
rung, der Gesetzgeber zu entscheiden hat. Wir haben Steuereinnahme-
erzielungsabsicht, wie dies schon in § 3 AO steht. 

Prof. Dr. Heribert M. Anzinger, Universität Ulm 

Herr Sell, Sie werden mir vielleicht zustimmen, dass die Rechtsanwen-
dungsgleichheit nicht nach Wirtschaftlichkeitsüberlegungen erst bei 
Steuerzahlern ab einer bestimmten Einkommenshöhe oder Steuerzahl-
last anfangen kann und dass es darum geht, über alle Ebenen hinweg 
die Steuern, so wie es der Gesetzgeber vorsieht, gerecht zu verteilen. 
Da sehe ich ein Problem, dass es Anreize gibt, die die Finanzverwal-
tung verleiten könnten, zu sagen, das Risikomanagement fängt erst an, 
wenn es sich lohnt. Genauso wie der Betriebsprüfer immer auf ein 
Mehrergebnis schielt, obwohl er vielleicht im seltenen Einzelfall auch zu 
dem Ergebnis kommen kann, dass jemand weniger zahlen muss. Das 
ist ein Problem, auf das ich noch einmal hinweisen möchte.  

Schließlich zu der Beratungspflicht und den Beratungsmöglichkeiten 
der Finanzverwaltungen. Da denke ich wie Herr Prof. Seer auch an den 
Fortschritt von Softwaretechnologie. Wenn wir über Selbstveranlagung 
nachdenken, dann stelle ich mir vor, dass der Steuerpflichtige vor Els-
ter-Formular oder einem anderen Programm sitzt und schon hier einen 
Vorschlag bekommt, wie hoch seine Steuerlast ausfallen wird, und er 
sehen kann, was ihn treffen wird. Er kann dann sogar noch ein biss-
chen spielen und wird durch das Programm beraten. Damit nimmt die 
Finanzverwaltung ihre rudimentäre Beratungsfunktion schon tatsächlich 
wahr. Vor diesem technischen Hintergrund glaube ich, dass ein Arbeit-
nehmer, wenn er aus dem Lohnsteuerabzug herausfällt, in den meisten 
Fällen auch mit einer Selbstveranlagung zurechtkommen würde. Und 
wenn er bisher seine Steuererklärung mit Unterstützung eines Lohn-
steuerhilfevereins verfasst hat, dann wird dieser ihn auch bei der 
Selbstveranlagung unterstützen. 
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Prof. Dr. Heinz-Jürgen Pezzer, Vorsitzender Richter am Bundesfinanz-
hof, Mitglied des wissenschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ 

Mit den Wirtschaftslichkeitsüberlegungen könnte es natürlich so absurd 
werden, dass ein kleiner Steuerpflichtiger kommt und sagt, wieso be-
steuern Sie mich überhaupt, ich bin doch viel zu unwichtig. Es ist doch 
unwirtschaftlich sich mit mir zu befassen. Aber dieses Argument würde 
vermutlich nicht verfangen. 

Dipl.-Finw. (FH) Hans Daumoser, StB, Bundesverband der 
Lohnsteuerhilfevereine 

Nachdem vorhin die Arbeitnehmerbesteuerung Thema war, möchte ich 
insbesondere zu den Ausführungen von Herrn Prof. Seer ein paar Sät-
ze sagen. Es ist natürlich so, dass das subjektive und objektive Net-
toprinzip auch für die Arbeitnehmerbesteuerung gilt. Dies hat ja das 
Bundesverfassungsgericht auch mit aller Deutlichkeit bei der Entfer-
nungspauschale entschieden. Wir haben natürlich nicht gesagt, dass 
die Arbeitnehmer zu dumm sind, um die Steuererklärung auszufüllen, 
aber letztlich hat jeder das Recht, dass die Steuer im richtigen Maß und 
in der richtigen Höhe festgesetzt wird. Fragt man die Arbeitnehmer, so 
wollen sie auch bei komplizierten Lebens- und Wirtschaftsverhältnis-
sen, wie wir sie nun haben, durchaus gerecht besteuert werden. Da 
schauen die Leute drauf, wobei da natürlich auch das Floriansprinzip 
zur Wirkung kommt. Wenn bei anderen Steuerpflichtigen Steuerab-
zugsmöglichkeiten gestrichen werden, dann ist das nicht so schlimm, 
aber wenn in meinem Sachverhalt Streichungen erfolgen, dann tragen 
wir das nicht mit. Das subjektive und objektive Nettoprinzip kann man 
für die Arbeitnehmer nicht ausnehmen. Zur Frage eines hohen Arbeit-
nehmerpauschbetrags, der zwangsläufig mehr Steuern kostet, kann 
man sich ja die Zahlen anschauen, was das kostet. Damit sind dann 
erhebliche Mitnahmeeffekte verbunden, die man z. B. bei kostenge-
rechten Pauschbeträgen ansetzen könnte. 

Prof. Dr. Roman Seer, Ruhr-Universität Bochum, Vorsitzender des wis-
senschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ 

Ich möchte eines ganz kurz klarstellen. Ich bezweifele nicht die Geltung 
des Nettoprinzips im Einkommensteuerrecht, auch nicht für die Arbeit-
nehmer. Mein Hinweis war nur, dass wir komischerweise bei bestimm-
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ten Einkommensarten scheinbar gar kein Problem damit haben, eine 
Bruttobesteuerung hinzunehmen. Ich halte diese übrigens nicht für rich-
tig, spreche dies aber aus Vollzugsüberlegungen an. Ich weiß nicht, wie 
Ihre Arbeitnehmer dazu stehen, wenn Sie sagen, sie werden brutto mit 
25 Prozent besteuert. Da gibt es Gewinner und Verlierer, wie immer bei 
diesen Dingen. Ich bin steuersystematisch für Einkunftsartengleichheit, 
wobei das Arbeitszimmer des Freiberuflers genauso wie das des Ar-
beitnehmers wegfallen würde. Und die Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte würden dann selbstverständlich auch für Fahrten des 
Selbstständigen zu seiner Betriebsstätte wegfallen. Das wäre dasselbe. 

Ich muss noch eines klarstellen. Das Bundesverfassungsgericht hat 
auch nicht gesagt, dass die Kosten für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte auf jeden Fall als Elemente des objektiven Nettoprinzips 
abgezogen werden müssen, sondern hat nur gesagt, dass eine Diffe-
renzierung zwischen einem Steuerpflichtigen, der 20 km fährt und ei-
nem, der 21 km oder 30 km fährt, willkürlich ist. Diese Frage ist also gar 
nicht vom Bundesverfassungsgericht entschieden worden. 

Dr. Hartmut Schwab, StB, Mitglied des wissenschaftlichen Arbeitskrei-
ses „Steuerrecht”, Vizepräsident der Bundessteuerberaterkammer 

Ich habe noch eine Anmerkung zu den Ausführungen von den Vertre-
tern der Lohnsteuerhilfevereine. Die Frage, ob ein Arbeitnehmer mit 
dem Selbstveranlagungssystem zurechtkommt oder nicht, ist für mich 
eine Scheindiskussion. Es ist doch auch heute schon so, dass sich der 
Arbeitnehmer hinsetzt und das allein mit seinem Aldi-Programm macht. 
Da rechnet das Programm auch aus, was er rausbekommt oder was er 
nachzahlen muss. In der Regel bekommt er was raus und dann schickt 
er es ab. Das ist in Zukunft bei Selbstveranlagung auch nichts anderes. 
Die Frage ist nur, ob er es sich dann auch allein zutraut. Vielleicht ist 
die Hemmschwelle dann etwas höher, aber sonst ändert sich nach 
meinem Dafürhalten zum jetzigen Zustand nichts. Wer ein Arbeitszimmer 
hat, der geht zum Lohnsteuerhilfeverein, und wer kein Arbeitszimmer 
und keine Werbungskosten hat, der macht es selber. So wird es in Zu-
kunft auch sein, da ändert sich überhaupt nichts. 
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Dipl.-Volksw. Ernst-Dieter Grafe, StB/vBP 

Ich bin Steuerberater und möchte noch einmal auf das Thema „Wegfall 
des Amtsermittlungsgrundsatzes“ zurückkommen. Herr Sell hat ausge-
führt, dass ich als Steuerpflichtiger oder als Berater verpflichtet sei, die 
Erklärungen nach Meinung der Verwaltung abzugeben, weil ich keine 
Chance habe, meine eigene Meinung im Erklärungsverfahren darzutun. 
Andernfalls müssten ganz andere Vorgaben gemacht werden, und es 
müsste Freifelder geben, wo ich meine eigene Meinung eintragen kann. 

Wenn ich das nicht habe, dann gibt es doch für den beratenden Beruf 
nur eine einzige Möglichkeit. Es wird alles nach der Meinung des Fi-
nanzamtes erklärt, und gegen jeden zweiten Bescheid lege ich an-
schließend Einspruch ein, um meine Meinung darzutun. Das kann aber 
doch nicht im Sinne der Verwaltung sein. Sie haben dann zwar bei der 
Veranlagung jede Menge Beamte gespart, aber einen viel aufwendige-
ren Einspruchdienst. Dort muss es ja wirklich ausführlich begründet 
werden, damit es gerichtsfest ist, und das würde Sie personell noch 
mehr in die Enge treiben. Wie stellen Sie sich das vor? Sehen Sie nicht 
eine Möglichkeit, doch schon im Erklärungsverfahren die eigene Mei-
nung dezidiert kundzutun? 

Ministerialdirektor Michael Sell, Leiter der Steuerabteilung beim 
Bundesministerium der Finanzen 

Das ist natürlich die Kernfrage. Will ich im elektronischen Verfahren 
Freifelder haben, die automatisch zur Aussteuerung führen? Wenn ich 
ein Freifeld habe und da trägt jemand etwas ein, dann muss es ausge-
steuert werden. Ob das der richtige Weg ist, weiß ich nicht. Wir haben 
dazu nicht die Leitungslösung. Vielleicht ist es möglich, im elektroni-
schen Bereich ohne Freifelder auszukommen, weil die Masse der Er-
klärungen, Gott sei Dank, eben nicht mit grundsätzlich abweichender 
Rechtsansicht artikuliert wird. Und wenn der Steuerpflichtige abwei-
chend erklären will, er das dann auf postalischem Wege oder wie auch 
immer machen muss. Andernfalls geht bei automatischer Aussteuerung 
ein Teil des Effekts verloren.  

Was nicht geht, ist zu sagen, da bin ich völlig bei Ihnen, der Steuer-
pflichtige kann nur noch die Rechtsansicht in der Steuererklärung arti-
kulieren, die die Verwaltung vertritt, und der Rest muss dann irgendwie 
gerichtlich gemacht werden. Nein, wir sind auch aus verwaltungsöko-
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nomischen Gründen schon daran interessiert, dass jeder Steuerpflichti-
ge bei seinen Erklärungen deutlich machen kann, dass er einen ent-
sprechenden Sachverhalt hat, diesen so und so wertet und diese Wer-
tung sich in dem Feld und in den und den Zahlen wiederfindet, weil wir 
ansonsten immer in Rechtsbehelfsverfahren landen würden.  

Dr. Hartmut Schwab, StB, Mitglied des wissenschaftlichen Arbeitskrei-
ses „Steuerrecht”, Vizepräsident der Bundessteuerberaterkammer 

Nur einen Satz dazu. Diese Problematik, über die wir gerade sprechen, 
haben wir in der Studie zur Selbstveranlagung auch ausführlich disku-
tiert. Wir kennen alle das Problem mit der Umsatzsteuer. Diese ist ja 
auch nicht unbedingt eine Steuer, die so ganz einfach ist, und da gibt 
es auch abweichende Rechtsauffassungen. Dort müssen wir in der 
Umsatzsteuervoranmeldung auch verwaltungskonform erklären und 
dann Einspruch einlegen. Da gibt es wahrscheinlich keine einfache Lö-
sung.  

Dipl.-Volksw. Wolf D. Oberhauser, StB 

Noch einmal zu dem Thema, das der Herr Kollege Grafe eben ange-
sprochen hat, weil es ja noch komplexer wird. Es soll in Zukunft auf die 
Vorlage von Belegen vollständig verzichtet werden. Jetzt haben wir 
vorhin ein Beispiel von Herrn Prof. Dr. Seer zum Thema Arbeitsklei-
dung gehört. Bisher hätte der Steuerpflichtige die Arbeitskleidung ein-
getragen, die Belege zum Anzug beigelegt und damit wäre die Sache 
erledigt. Wir erfahren heute allerdings, dass in vielen Fällen bereits im 
heutigen manuellen Verfahren die Belege gar nicht mehr angeschaut 
werden, obwohl sie beim Finanzamt vorliegen. Wenn jetzt zukünftig 
keine Belege mehr vorzulegen sind, schärfen wir das Problem, wie ich 
eine abweichende Rechtsansicht überhaupt noch geltend machen 
kann. Im Gegensatz zur manuellen Steuererklärung, wo ich im Zwei-
felsfall mit Rotstift irgendwo etwas reinschreiben konnte, geht das bei 
den elektronischen Formularen natürlich nicht. Wir haben vor ein paar 
Jahren bereits die Diskussion gehabt, ob es Steuerhinterziehung ist, im 
Feld für die Renten die Steuerberatungskosten einzutragen. Ob das 
richtig ist oder nicht, steht nicht im Raum. Es ist das Problem, dass ich 
in dem Formular nichts mehr kenntlich machen kann. Anlagen werden 
bereits heute häufig, wenn das Risikomanagementsystem darüber ge-
laufen ist, ungelesen zurückgeschickt. Wir haben daher schon heute das 
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Problem, wie eine abweichende Rechtsansicht geltend gemacht werden 
soll. Im Zusammenhang mit der Frage der Selbstveranlagung müssen 
hierfür dringend technologische Möglichkeiten geschaffen werden. 

Prof. Dr. Uwe Schramm, StB, Präsident der Steuerberaterkammer 
Stuttgart 

Ich möchte noch einmal einen Gedanken aufgreifen, den Herr Seer in 
seinem Impulsreferat angeschnitten hatte, der hier aber noch nicht wei-
ter ausgeführt wurde: der Eintritt des Rechtsfriedens. Bei der möglichen 
Selbstveranlagung oder auch bei dem Diskussionspapier zur Moderni-
sierung der Abgabenordnung66 haben wir einen schnelleren Durchlauf. 
Wir haben das Risikomanagementsystem, aber ich habe in dem Dis-
kussionspapier nur eine Änderung bei § 172a AO in Verbindung mit 
§ 129 AO gefunden. Der § 171 AO ist unangetastet geblieben. Das 
heißt, Sie lassen die Festsetzungsverjährungsfristen gleich und auch 
bei der Anlaufhemmung habe ich nichts gefunden. Vielleicht könnten 
wir in diesem Zusammenhang noch einmal darüber nachdenken. Ich 
weiß, dass es ein zweischneidiges Schwert ist und es natürlich auch 
einmal zugunsten des Steuerpflichtigen sein kann, wenn man nach drei 
Jahren neue Tatsachen entdeckt und die noch vorzubringen kann. 
Trotzdem müsste es in dem Gesamtkontext mit beraten werden, insbe-
sondere weil man den automatisierten Verspätungszuschlag möglich-
erweise nach dem 28. Februar des Fortfolgejahres einführen will. Da-
her frage ich mich, ob die Fiktion der dreijährigen Anlaufhemmung noch 
notwendig ist. Oder könnte man nicht hier wenigstens zu einer Verkür-
zung kommen, um das Ganze für uns Berater, die wir dann die Dinge 
noch lange Zeit vorhalten müssen, zu vereinfachen?  

Was Sie gesagt haben, Herr Dr. Schwab, mit dem Wording. Nennen wir 
es doch Selbstanmeldeverfahren, dann wären wir schon bei einem an-
deren Wording und wüssten, dass wenn wir etwas angemeldet haben, 
die Gegenseite vielleicht noch einmal drüberschaut. 

  
66 Gemeinsames Konzept von Bund und Ländern zur Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens vom 30. Oktober 2014 (Anlage 2). 
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Dr. jur. Arndt Neuhaus, StB/RA/FA f. StR/Notar a. D., Präsident der 
Steuerberaterkammer Schleswig-Holstein 

Ich möchte auch auf das Impulsreferat von Herrn Prof Seer zurück-
kommen. Sie hatten am Rande gesagt, dass Sie es für notwendig hal-
ten, dass die Kriterien für die Prüfung des Risikos offengelegt werden. 
Wir leben ja auch schon heute damit, dass die Betriebsprüfungsanord-
nungen nicht nachvollziehbar sind. Es wäre also kein so großer Unter-
schied, wenn die Finanzverwaltung dies auch auf das elektronische 
Verfahren überträgt. Andererseits hören wir von einigen Landesfinanz-
verwaltungen, dass sie mitteilen, welche Prüfungsschwerpunkte in dem 
Jahr existieren. Gibt es rechtsstaatliche Gesichtspunkte, die dafür 
sprechen, die Risikopunkte offenzulegen? 

Prof. Dr. Roman Seer, Ruhr-Universität Bochum, Vorsitzender des wis-
senschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ 

Das war ja auch die Frage, die Herr Pezzer vorhin aus der eher retro-
spektiven Sicht eines Bundesrichters gestellt hat. Ich meine, es darf 
nicht so werden, dass im Vorhinein alles kalkulierbar ist. Das ist völlig 
richtig, das muss es aber auch nicht. In abstrakter Weise möchte ich 
aber schon wissen, nach welchen Kriterien die Finanzverwaltung Ob-
jekt- und Subjektrisiken beurteilt. Ich möchte wissen, was denn eigent-
lich die Risikomerkmale sind. Ist es nur der mögliche Steuerausfall? Wir 
hatten hier früher immer die Einteilung nach schlichten Einkunftsgren-
zen. Danach wurden sogenannte bedeutsame Steuerpflichtige einer 
sogenannten Intensivprüfung unterzogen und die anderen nicht. Oder 
sind es diejenigen mit hohen Verlustbeträgen oder ähnliches? Auch 
wenn es kein abschließender enumerativer Katalog ist, würde ich gerne 
lesen, was die Kriterien sind. Bei dem Subjektrisiko waren wir uns 
glücklicherweise einig, dass das Querulantentum allein noch kein Sub-
jektrisiko begründet. Ich würde es gern umgekehrt sagen. Was sind ei-
gentlich die Marker? Und ich meine auch, dass es eine rechtsstaatliche 
Frage ist, dass ich weiß, was eigentlich „Compliance“ im Sinne der Fi-
nanzverwaltung ist. Ich kann mein Verhalten dann auch darauf in einem 
positiven Sinne ausrichten. Dies wird immer negativ gesehen, kann 
aber auch edukatorisch betrachtet werden. Ich kann sagen, das sind 
beispielhafte Risikokriterien, so sollte ich mich nicht verhalten. Ich sollte 
mich nicht schätzen lassen, verspätet zahlen und Säumniszuschläge 
riskieren oder gar Steuern hinterziehen. Vielmehr sollte ich Steuererklä-
rungen rechtzeitig und vollständig abgeben. Wer dies über die Zeit tut 
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und damit seine Mitwirkungsbereitschaft zeigt, sollte durch einen Ver-
trauensvorschuss belohnt werden. 

Ich verstehe die Angst der Finanzverwaltung an dieser Stelle nicht so 
ganz. Es ist klar, dass sie nicht ihren algorithmischen Modus offenlegen 
muss. Das finde ich, ist völlig richtig. Aber wenn sie beschreiben könn-
ten, dass sie nach Prinzipien von Statistiken oder ähnlichem die Risiko-
wahrscheinlichkeiten berechnen, würde das rechtsstaatlich völlig aus-
reichend sein. Wie man das dann umsetzt, ist wieder „Hausgut“ und 
Prärogative der Verwaltung. Aber wenigstens die Grobsteuerung zu 
wissen, würde ich rechtsstaatlich erwarten.  

Cornelia Metzing, StBin/RAin/vBPin, Referentin der Bundessteuerbera-
terkammer 

Herr Prof. Seer, wenn man Ihren Gedanken zugrunde legt und ihn ein 
bisschen weiterspinnt, könnte man Überlegungen wie die niederländi-
sche Finanzverwaltung anstellen. Diese hat im betrieblichen Bereich 
hinsichtlich der Auswahl bei Betriebsprüfungen bestimmte Risikokrite-
rien festlegt und wendet sie entsprechend an. Es gibt Unternehmen 
und Steuerpflichtige, die mit der Finanzverwaltung kooperiert haben 
und sich in der Vergangenheit so und so verhalten haben. Die nieder-
ländische Finanzverwaltung kommt dann zu dem Ergebnis, dass diese 
Steuerpflichtigen gar nicht oder in selteneren Abständen zu prüfen sind. 
Das heißt, man könnte dann wirklich überlegen, diesen Gedanken wei-
terzuführen. Wie wird das gesehen? 

Prof. Dr. Heribert M. Anzinger, Universität Ulm 

Vielleicht können wir noch einmal auf den Punkt der Rechtssicherheit 
im Selbstveranlagungsverfahren zurückkommen. Mit der Normierung 
des Steueranmeldeverfahrens in der AO 1977 hat der Gesetzgeber 
zeitgleich den Vorbehalt der Nachprüfung geregelt. Beides ist zusam-
men mit Blick auf die Automatisierung im Massenverfahren eingeführt 
worden. In der Gesetzesbegründung der AO 1977 findet sich bereits 
die Überlegung, dass die Steueranmeldung später auch auf die Kör-
perschaft- und Einkommensteuer ausgedehnt werden könnte. Der Vor-
behalt der Nachprüfung war einerseits komplementär zur Steueranmel-
dung angelegt und sollte andererseits eine beschleunigte Festsetzung 
durch das Finanzamt ermöglichen. Er schiebt die materielle Bestands-
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kraft und damit die formelle Rechtssicherheit für den Steuerpflichtigen 
hinaus. Das empfinden manche Steuerpflichtige als Nachteil. 

Bekanntlich beträgt die Festsetzungsverjährung vier Jahre. So lange 
kann auch ein Vorbehalt der Nachprüfung bestehen. Bis jetzt muss der 
Vorbehalt der Nachprüfung im normalen Veranlagungsverfahren aus-
drücklich angeordnet werden. In einem Selbstveranlagungsverfahren 
ist die Steuererklärung eine Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der 
Nachprüfung. Der Vorbehalt der Nachprüfung ist dann der Regelfall. 
Bei Großbetrieben, die anschlussgeprüft werden, ist das schon heute 
so. Das Finanzamt setzt beinahe immer unter Vorbehalt der Nachprü-
fung fest. Für diese Unternehmen wäre es deshalb unbedeutend, wenn 
der Vorbehalt der Nachprüfung durch ein Selbstveranlagungsverfahren 
ausgeweitet wird. Bei kleinen und mittelständischen Unternehmen ist 
der Vorbehalt der Nachprüfung bisher aber nicht der Regelfall.  

Deshalb muss man im Zusammenhang mit der Einführung eines 
Selbstveranlagungsverfahrens über die Dauer des Vorbehalts nach-
denken. Wenn man die Begründung der AO 1977 heute liest, sieht 
man, dass schon damals darüber nachgedacht wurde, dass vier Jahre 
eigentlich zu lang sind. Im Gesetzgebungsprozess sind zwei Jahre ge-
fordert worden. Der politische Kompromiss war vier Jahre für eine 
Übergangsphase, die dann später auf zwei Jahre herabgesetzt werden 
sollten. Ins Gesetz hat das freilich niemand geschrieben, und der Ge-
setzgeber hat sich bis heute nicht dazu durchringen können. Wenn der 
Vorbehalt der Nachprüfung in einem Selbstveranlagungsverfahren der 
Regelfall wird, muss diese Frist verkürzt werden. Der Gesetzgeber 
muss dann entscheiden, ob er auf ein oder zwei Jahre zurückgeht, um 
Rechtssicherheit eintreten zu lassen.  

Prof. Dr. Heinz-Jürgen Pezzer, Vorsitzender Richter am Bundesfinanz-
hof, Mitglied des wissenschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ 

Eine Frage zum Schluss, um ein Stichwort von Herrn Prof. Anzinger 
noch einmal aufzugreifen. Wie ist es mit den Blumen für den Steuer-
pflichtigen? Stichwort: Akzeptanz. Was kann man tun?  

Mir ist in einem etwas größeren Zusammenhang in den letzten Mona-
ten aufgefallen, dass wenn das Steuerrecht durch die Talkshows tingel-
te, allen Experten und Medienschaffenden als Rezept eigentlich nur 
eingefallen ist, die obrigkeitsstaatliche Daumenschraube des Straf-
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rechts möglichst stark, effektiv und streng anzuziehen. Müsste es nicht 
in einer Kulturnation wie Deutschland noch andere Möglichkeiten ge-
ben? Ich habe gelesen, dass z. B. in den USA nach dem Weltkrieg, 
weil Verständnis für Steuererhöhungen geweckt werden sollte, die Fi-
nanzverwaltung ein Filmchen mit Donald Duck hat laufen lassen. Bei 
uns muss es nun ja sicherlich nicht gerade Donald Duck sein, aber 
müsste man nicht auch, außer dem Algorithmus, noch nach anderen 
Möglichkeiten suchen, um so etwas wie ein steuerrechtliches Bürger-
bewusstsein zu schaffen? Vielleicht muss man in die Schulen gehen, 
um dort zu vermitteln, dass es zur Zivilisation wie Händewaschen und 
Zähneputzen gehört, anständig Steuern zu zahlen. Da ist irgendetwas 
ein bisschen schiefgelaufen, dass das von so vielen vernachlässigt 
wird. 

Ministerialdirektor Michael Sell, Leiter der Steuerabteilung beim Bun-
desministerium der Finanzen 

Der Erziehungsprozess findet im Augenblick statt. Jeder wird ja ein 
bisschen durch sein Erleben geprägt. Und ich habe vorhin das Beispiel 
mit dem Strafbefreiungserklärungsgesetz (StraBeG) angeführt. Maxi-
male Kooperation, Überantwortung auf den Steuerpflichtigen nach dem 
Motto: „Wer es sich überlegt, steuerehrlich zu sein, hat jetzt die besten 
Chancen.“ Seien wir ehrlich, das Ganze war finanziell nicht durchschla-
gend. Es haben nur diejenigen den Weg gewählt, die entweder extrem 
gut beraten waren oder die den heißen Atem der Fahndung schon im 
Nacken gespürt haben. Komischerweise hat sich das Ganze mit dem 
CD-Ankauf geändert. Ich war auch überrascht über den Umfang der 
Selbstanzeigen. Nicht im Einzelnen, sondern alleine von der schieren 
Masse, die diesen Weg gegangen ist. Ich glaube, es ist ein öffentlicher 
Erziehungsprozess weg von der Steuerhinterziehung als Kavaliersde-
likt, der im Augenblick stattfindet. Wir haben in den letzten vier, fünf 
Jahren einen erheblichen Bewertungsunterschied zwischen leichtferti-
gen und vorsätzlichen Steuerverkürzungen feststellen können. Heute 
geht man auf der einen oder anderen Feier nicht mehr hin und sagt, 
wie „steuerschlau“ man war - und damit meine ich nicht beraten - man 
war. Insoweit hat das ein Gutes.  

Auf der anderen Seite bin ich skeptisch, die Fahndung allein aufgrund 
von Fehlern in Gang zu setzen. Wir haben das im Rahmen der Moder-
nisierung der Selbstanzeige diskutiert. Auch die Korrektur, die vom 
Steuervolumen her groß ist, führt nicht zum Vorsatz. Aus Fehlern ist 



Diskussion Auditorium 69 

nicht das Indiz zum Vorsatz abzuleiten. Allerdings verstehe ich aber 
auch Kollegen, die in Fällen, in denen eine unkommentierte Korrektur in 
erheblichem Umfang vorgelegt wird, sich schwertun zu sagen, das wird 
jetzt genauso gemacht, sondern das vorsichtshalber an den Kollegen 
von der Straf- und Bußgeldstelle abgeben.  

Noch einmal. Wir müssen weg von der Idee, aus der Korrektur der 
Steuererklärung das Indiz der Steuerverkürzung abzuleiten und damit 
in der Korrektur inzidenter die Selbstanzeige zu sehen. Ich glaube, das 
haben wir auch im Zusammenhang mit der Modernisierung der Selbst-
anzeige sehr deutlich gemacht. Wir werden das auch noch zusätzlich 
unterstützen. Ich war wirklich, muss ich sagen, überrascht und lerne in 
meinem Beruf jeden Tag etwas Neues. Ihnen geht das wahrscheinlich 
auch so. Ich wusste nicht, dass wir keine Verwaltungsvorschrift zu 
§ 153 AO hatten. Wir haben ja zu allen möglichen Steuernormen Ver-
waltungsvorschriften, aber wir hatten keine zu § 153 AO. Dieses weiße 
Feld werden wird jetzt füllen und im ersten Quartal eine Verwaltungs-
vorschrift zu § 153 AO erstellen, um genau die Abgrenzung zwischen 
Korrektur und Selbstanzeige zu machen und insbesondere den Um-
stand festschreiben, dass aus der objektiven Korrektur eben kein Vor-
satz zu schließen ist. Ich glaube, das trägt ein bisschen zur Deeskalati-
on bei. Wir wollen an dieser Stelle der gefühlten Bedrohung Ruhe 
reinbringen, aber nicht dafür werben, dass die Straf- und Bußgeldstel-
len nunmehr in einen Dornröschenschlaf fallen.  

Eines ist klar, diese Masse an Selbstanzeigen hat natürlich auch einen 
gewissen Effekt auf das Denken des einen oder anderen Beamten ge-
habt. Man stellt sich doch die Frage, ob das alles immer so in Ordnung 
ist. Es haben sich ja nicht nur Menschen selbst angezeigt, die Steuer-
hinterziehung als Lebensziel oder -aktivität propagiert haben, sondern 
viele, die Steuerhinterziehung als sozial akzeptiertes Kavaliersdelikt be-
trachtet haben.  

Prof. Dr. Roman Seer, Ruhr-Universität Bochum, Vorsitzender des wis-
senschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ 

Es gab ja die Frage, ob die Einstellung zum Steuerzahlen verbessert 
werden kann. Herr Sell, ich begrüße ausdrücklich, dass Sie die Gren-
zen des § 153 AO in einer Verwaltungsvorschrift etwas sicherer und 
klarer formulieren wollen. Neben den fiskalisch erfolgreichen Auswir-
kungen der – meines Erachtens rechtsstaatswidrigen – CD-Ankäufe, 
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die Sie beschrieben haben, sollte der Staat auch mal werbemäßig posi-
tive Beispiele des Steuerzahlens und -verwendens einsetzen. Ich habe 
mich immer gefragt, warum kurz vor 20 Uhr ein Anbieter von Unterhal-
tungstechnik früher propagieren konnte, wie und wo man sein 
Schwarzgeld richtig verwendet. Das macht er heute übrigens auch 
nicht mehr, weil er merkt, dass die Zeit für derartige Botschaften nicht 
mehr gut ist. Ich habe mich gewundert, wieso der Staat das früher ge-
duldet hat und dem keine positiven Gegenbeispiele entgegengesetzt 
hat, was man Vernünftiges mit Steuern macht, und Beispiele von Per-
sonen bringt, die sagen, ich zahle gern Steuern für diese Zwecke. Ich 
glaube, positive Beispiele sind ganz wichtig. Herr Kollege Kirchhof hat 
das mal ganz gut gesagt und wurde dafür belächelt. Er hat vorgeschla-
gen, einen Steuerorden zu verleihen und einen Steuer-Dax zu etablie-
ren, in dem die treuesten deutschen Steuerzahler aufgenommen wer-
den. Die Idee, die dahinter steckt, soll ja nur positive Beispiele zeigen, 
um damit Nachahmeffekte zu erreichen.  

Und gleichzeitig ist ein ganz wichtiger Punkt für die Steuerpflichtigen 
die Planbarkeit und Handlungssicherheit. Ich glaube, dass wenn die Fi-
nanzverwaltung, natürlich nur, soweit sie es kann, kooperativ und ser-
viceorientiert auftritt und einem Rechtssicherheit gibt, viel für eine posi-
tive Grundhaltung zur Erfüllung der Steuerpflichten getan hat. 

Dipl.-Volksw. Helga Wilk, StB/vBP 

Ich wollte Herrn Prof. Seer mit seinem Stichwort „Steuerverwendung“ 
noch einmal ansprechen. Ich glaube die Steuerakzeptanz der Bürger 
würde sich wesentlich erhöhen, wenn nicht der Eindruck der Steuerver-
schwendung Platz greife würde. Als Rheinland-Pfälzerin habe ich die 
Nürburgring-Affäre vor Augen und glaube, dass es eine Vielzahl von 
Beispielen gibt, bei denen der Steuerbürger meint, dass die Steuerver-
wendung ein Problem ist. Das ist natürlich kein Problem der Steuer-
verwaltung, sondern des Gesetzgebers. Dort müssen andere Weichen 
gestellt werden. 

Prof. Dr. Heinz-Jürgen Pezzer, Vorsitzender Richter am Bundesfinanz-
hof, Mitglied des wissenschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ 

Das führt uns sozusagen zu neuen Ufern. Aber mit Blick auf die Uhr 
könnte das auch ein schönes Schlusswort sein. Ich danke Ihnen sehr 
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herzlich und schließe diese Veranstaltung mit besonderem Dank an die 
Teilnehmer auf dem Podium. 
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1. Modernisierung des Besteuerungsverfahrens Motivation und
Handlungsfelder

1 Die moderne Informationstechnologie hat Gesellschaft und Wirtschaft in den vergangenen

elektronische Kommunikation haben Eingang auch in das Besteuerungsverfahren
gefunden. So
werden, seit der Jahrtausendwende stetig weiterentwickelt. Die IT ist auf Seiten der
Finanzverwaltung und auf Seiten der meisten nicht mehr
wegzudenken.

2 Neben den technischen Rahmenbedingungen beeinflussen sowohl die demografische

der Wirtschaft das Besteuerungsverfahren. Die Globalisierung der Wirtschaft wirkt bis in
private Lebenssachverhalte hinein: Waren und Dienstleistungen werden international

Lebenswirklichkeit und damit auch die der Besteuerung nehmen

auch in den kommenden Jahren begrenzt bleiben oder noch knapper werden.

3 Aufgrund dieser sich stetig fortentwickelnden Rahmenbedingungen ist es erforderlich, das

Unternehmen, ihrer Berater und der Steuerverwaltung, weiter zu modernisieren. Hierzu
sind die technischen und organisatorischen Voraussetzungen zu schaffen, aber auch die

und die Kompetenzverteilung bleiben.

4 Die drei wesentlichen Handlungsfelder der Verfahrensmodernisierung sind

der Steuerverwaltung

gerechte und effiziente Besteuerung in der Lebenswirklichkeit des 21. Jahrhunderts

strukturelle Verfahrensanpassungen mit dem Ziel einer nachhaltig wirtschaftlichen
der Steuerverwaltung unter den genannten verfassungsrechtlichen

und finanzpolitischen Rahmenbedingungen.

5
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Ressour
Zudem

Dritte der Finanzverwaltung die
steuererheblichen Daten aufgrund gesetzlicher Anordnung bereits . Zudem wird

durch Schaffung
gesteigert wird.

6 g sind
der Sachverhalte und

Rechtsfragen
effektiv zu sichern. Das gilt zum Beispiel bei der Nutzung des vereinbarten internationalen
automatischen Informationsaustausches.

7 Auch die Wirtschaftlichkeit des Handelns der Steuerverwaltung ist angesichts der
skizzierten technischen, demografischen und globalen Entwicklungen ein entscheidender
Faktor. Nicht zuletzt die verfassungsrechtlich verankerten Verschuldungsgrenzen von

effizient zu sichern. Dies kann in einer globalisierten und digitalisierten Gesellschaft und
-

einem verbesserten
Prozessablauf und einer verbesserten Infras

8 Im Zentrum steht die Notwendigkeit
risikoorientiert auszugestalten, insbesondere

Verwaltungsvollzugs an Wirtschaftlichkeits-

im gebotenen Umfang Beachtung geschenkt wird. Der
Gesetzentwurf sieht dazu zahlreiche steuerlichen
Verfahrensrechts vor.

2. Vorgehensweise

9 Die Abteilungsleiter (Steuer) und Abteilungsleiter Organisation (Steuerverwaltung) hatten
die Notwendigkeit
optimieren und zu modernisieren. Sie hatten

sowie der
Nordrhein-Westfalen und Bayern mit dem Auftrag eingerichtet, einen
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Gesetzgebungsvorschlag zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens bis Ende III.
Quartal 2014 zu erarbeiten.

sollte den Abteilungsleitern (Steuer) sowie Abteilungsleitern
Organisation (Steuerverwaltung) zur Entscheidung vorgelegt werden.

10 des
Unterabteilungsleiters IV A in der Steuerabteilung des BMF, dem Abteilungsleiter (Steuer)
und Organisation (Steuerverwaltung) des Landes Bayern und dem Abteilungsleiter
Organisation (Steuerverwaltung) des Landes Nordrhein-Westfalen eingerichtet. In der
ersten Sitzung vom 21. bis 22. Januar 2014 in Berlin wurde folgende Herangehensweise
beschlossen:

11 Die Aufgaben der Arbeitsgruppe wurden in Module aufgeteilt.

Modul 1: Automation und Organisation

Modul 1 hat ein Positionspapier erarbeitet
und Vereinfachung, insbesondere des einkommensteuerlichen Massenverfahrens,
aufgezeigt werden. Es wurden hierbei auch bereits bestehende und in anderen
Gremien era .

Modul 2 hat die zur Erreichung der im Modul 1 erforderlichen und
sowie verfahrensrechtlichen und

verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen untersucht und entsprechende
Formulierungen entworfen.

Materiell-rechtliche Regelungen (z. B. die von Rheinland-Pfalz vorgeschlagenen
Pauschalierungen im Bereich der Einkommensteuer), die in ihrer Ausrichtung oder in

wurden nicht aufgenommen.

In Modul 2 wurde teilweise auf bereits in anderen Gremien
des Besteuerungsverfa -
Referatsleitern beschlossene Schaffung eines gesetzlichen Auskunftsanspruchs im

)
gelei

Die im Kreis der AO-
sollen in den Gesetzentwurf

zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens aufgenommen werden.

12 Die von den Wirtschaft uerberatenden Berufen vorgetragenen
wurden im Rahmen
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der Arbeiten in ggf.
bei den vorgeschlagenen

13 Die haben
Auswirkungen sowohl auf die Verwaltung als auch und die
Unternehmen. Daher wurden die Bundessteuerberaterkammer, der Steuerberaterverband,
die Dachv

ihrer Meinung nach bei der

T. in diesen Bericht mit eingebunden vgl. u.a.
3.1.1), Ausbau VaSt (3.2), Umgang mit

Belegen (4.2) und Freitexten (4.3), etc.

14 zu ELStAM und IdNr.) werden bereits in anderem

Zusammenhang
werden.

15 sgesamt drei
Sitzungen in Berlin (21./22. Januar 2014) (7./8. April 2014)
(3./4. Juli 2014)

16 Die Abteilungsleiter (Steuer) und Abteilungsleiter Organisation (Steuerverwaltung) hatten
in ihrer gemeinsamen Sitzung am 22. und 23. Oktober 2014 den von der Arbeitsgruppe

gebilligt.

3. Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten

3.1 ELSTER-Quote

17 bildet einen zentralen Baustein zur Modernisierung des
Besteuerungsverfahrens. Sie medienbruchfreie
Kommunikation mit den Steuerpflichtigen

.
Fallbearbeitung und den effizienten Einsatz von IT-

Risikomanagementsystemen. Insgesamt zu einer schnelleren Bearbeitung durch
die Steuerverwaltung bei.

18 Der mit dem Ziel,
dass
verarbeitbarer Form eingehen dienen die nachfolgend beschriebenen gesetzlichen und

.
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19 D sollte damit mittelfristig entfallen.

3.1.1 ELSTER

20 Zu einer -Quote kann eine weitere Verbesserung der
von ELSTER beitragen.

Komfortverbesserungen von ELSTER sollen insbesondere erreicht werden durch:

Vereinfachung der Authentifizierung

bessere weiterung des

- un

Angleichung der Internetportale
BOP und EOP und Schnittstellen (vgl. 3.1.2, Rz. 22 ff.)

21 ELSTER-Quote sollte ggf. in
einem anderen Gesetzgebungsverfahren , inwieweit der Kreis der

verpflicht .

3.1.2 Angleichung der
Internetportale BOP und EOP und Schnittstellen

22 Die elektronische Kommunikation mit der Steuer
das BZStOnlinePortal (BOP) bzw. die ELMA5-Schnittstelle und auf Seiten der

-
abweichenden Ausgangs- und Rahmenbedingungen wurden bedarfsspezifisch

Internetportale
und die Schnittstellen im Laufe der Jahre heterogen entwickelt haben. In diesem

ERiC zu nennen.

23 Bislang hatten die Nutzer des BOP und der ELMA5-Schnittstelle und des EOP und der
ERiC- . Die Zahl

Nutzergruppen die Verwendung der Portale und Schnittstellen vermischt. Die Nutzer
haben dabei jeweils verschiedene Kommunikationsstandards zu beachten, aus denen auch
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unterschiedliche Realisierungs-
Um in der elektronischen

mit einheitlichen Standards u. a.

Die Um

24 Die Schaffung einheitlicher Kommunikationswege und -standards wird insbesondere von
den Wirtschaftsve , den steuerberatenden Berufen

angeregt, da deren Mitgliedsunternehmen bzw.
dem Bund

n haben.

3.2 Ausbau des Serviceangebots der sog. (VaSt)

25 des Serviceangebots der sog.
(VaSt)

Abruf von vorliegen, z. B. Lohndaten,
KV/PV ; geplant auch Lohnersatzleistungen).

26 Die Attraktivit t durch die iche Zurverf stellung im Rahmen der VaSt
beispielsweise folgender, im Kenntnisbereich der Finanzverwaltung liegender
Informationen gesteigert werden:

KiSt-Zahlungen / Erstattungen
-Konto

Zinsen auf Steuererstattungen
-Konto

Grad der Behinderung (vgl. 5.5.4, Rz. 138 ff.)

27 -Kontoabfrage und VaSt bzw.
Erweiterung der VaSt ist, dass ein gemeinsam vom BZSt und den n zu
entwickelndes IT-Verfahren zur korrekten Zuordnung der Identifikationsnummer zur

n Steuernummer . Mit der fachlichen Konzeptionierung
(Lastenheft) wurde begonnen, eine konkrete Zeitplanung
gibt es derzeit noch nicht.
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28 Die vorgeschlagene Erweiterung der VaSt . Dabei sollte auch
untersucht werden, ob die derzeit in dem vorgenannten Lastenheft vorgesehenen

Di

3.3 Elektronische Kommunikation zwischen den Steuerpflichtigen und den

29 verfolgte weitere konsequente
Ausbau der elektronis

insoweit die Nutzung von De-Mail-Diensten
weitgehend entbehrlich machen.

30 Die mit dem weiteren Ausbau der elektronischen Kommunikation verbundene
Reduzierung von Medienb auch
und der steuerberatenden Berufe. Dabei spielt der elektronische Schriftverkehr zu und von

3.3.1 Elektronischer Schriftwechsel (allgemein)

31 In ELSTER sollte elektronische
und frei formulierten Nachrichten
Finanzamt auf Aussetzung der
Vollziehung) geschaffen werden.

32 ne
Dabei ist sicherzustellen, dass

n.

33 sollte eine gesetzliche
Verpflichtung ggf. in einem anderen
Gesetzgebungsverfahren ge werden,

eine
Eine

solche Verpflichtung k beratene Steuerpflichtige vorgesehen werden,
die das
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34 Zur elektronischen Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten (insbes. Steuerbescheiden,
) vgl. Rz. 38 ff.

3.3.2 Elektronische Belege

35 ELSTER
ngen, Berechnungen etc. erweitert

werden. Dabei sollten nicht nur eingescannte Papierbelege,
elektronisch erstellte Dokumente (z. B. elektronisch signierte Rechnungen)

eingereichte Belege etc. sollte vgl. auch unter 4.2, Rz. 90 ff.

3.3.3

36 Absatz 1 AO sollte zur Vereinfachung der Kommunikation bestimmt werden, dass
elektronische Benachrichtigungen (E-Mail) aus dem Verfahren ELSTER
Unternehmen und deren Berater

steuerlichen Daten zum Abruf oder

der den n Daten
igung)

Dies ist datenschutzrechtlich vertretbar,
da die E-Mail-Nachrichten selbst keine personenbezogene

Der Zugang zu den konkreten und
personenbezogenen Daten sollte aber weiterhin nur nach Authentifizierung und unter

37 In Absatz 1 AO sollte werden:

der
n

3.3.4 Elektronische Steuerbescheide

38 Zur Vermeidung von sollte

per Post Absatz 2 AO) Absatz 2a AO) in
verzichtet werden. Stattdessen sollte der Steuerbescheid zur
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elektronischen Abholung durch den Steuerpflichtigen bereitgestellt werden. Hierzu
t

werden:

39 87a Absatz 1 AO siehe Rz. 37.

40 te

bekannt gegeben werden, indem sie dem Steuerpflichtigen oder einem von

authentifizieren. Der Verwaltungsakt gilt am dritten Tag nach der Absendung
der elektronischen Benachrichtigung an den Abrufberechtigten, dass der
Verwaltungsakt zum Abruf bereit steht, als bekannt gegeben. Satz 3 gilt nicht,

zugegangen ist;
und den Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen.

zugegangen, in dem die abrufberechtigte Person de
hat.

41 Absatz 1 AO sollte wie folgt gefasst werden:

Art und Betrag bezeichnen und angeben, wer die Steuer schuldet. Ihnen ist

3.3.5 Elektronisches Einspruchsverfahren

42
Vollziehung siehe Rz. 31 ff.

43 Ebenso wie bei Steuerbescheiden sollte bei Einspruchsentscheidungen eine elektronische

44 Es wird vorgeschlagen, neu zu fassen:

- Form, Inhalt und Bekanntgabe der Einspruchsentscheidung

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und den Beteiligten schriftlich oder

3.3.6

45 B te
werden.
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46 te dazu wie folgt gefasst werden:

-

3.3.7

47 D sollte erweitert werden

48 E

Datenformats (Siche

nach
werden.

Die Umsetzung der beschriebenen

3.3.8 Elektronisches LSt-
Faktors

49 Ein elektronisches Lohnsteuer-

elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) geschlossen werden.

Die Umse

50 Steuerklassen-

wurde das Faktorverfahren zum 1. Januar 2010 vor allem, um Ehegatten, die den
beruflichen Wiedereinstieg planen, in der Steuerklasse V jedoch eine Hemmschwelle

Vorteile wird das Faktorverfahren relativ selten in Anspruch genommen. Ein wesentlicher
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51 Zur Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens sollte

s

-

Freibetragsregelung ist. Dasselbe sollte gelten, wenn eine Anpassung des Faktors beantragt

sein, dass beide 2-Jahr

trag gestellt werden muss.

52 Die Regelungen a und f EStG sollten . I sollte
bestimmt werden, dass der Startzeitpunkt durch ein BMF-Schreiben festzulegen ist.

53 sollte werden:

Na

54 sollte werden:

Absatz 1 wird

das der Faktor
erstmals gelten soll.

dem Faktor erstmals

1 Satz 5 oder

Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

ungen

Absatz 6 Satz 3 sind.
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55 sollte werden:

obersten Finanzbeh

11 sowie des Absatz 3 Satz 1 erstmals anzuwenden sind. Dieses Schreiben

3.4 Abfrage von Daten in den

56
.) aufgrund diverser

Regelungen im EStG von Dritten nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz an die

57 Als weiterer Baustein zur Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens ist ein
Verzicht auf die Abfrage dieser Daten in den

erstrebenswert. Hierbei muss sichergestellt sein
die an die Finanzverwaltung in geeigneter Weise informiert werden.

Finanzverwaltung elektronisch eingegangenen
und Ansicht

-Probeberechnung nutzen kann.

hat der Dritte der
Finanzverwaltung einen korrigierten Datensatz zu

Im Regelfall kommt

Besteuerungsgrundlagen nach. Bei der Steuerfestsetzung auf die der
vorliegenden Daten abgestellt.

Berufsausbildung befindlichen Kindes).

, dass
Daten abweichende Angaben machen kann. In diesem Fall muss die
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Denn die von
g eines Grundlagenbescheids.

3.5 Rechtzeitige Bereitstellung der Steuerformulare

58 Die Steuerformulare und die entsprechenden ELSTER-Produkte (ElsterFormular und/oder
EOP) werden zurzeit nicht immer bis zum Ablauf des jeweiligen Veranlagungszeitraums

auch

Umsetzung in ELSTER nicht mehr rechtzeitig ab

59 D

Zurzeit wird in der r Forderung durch

nachkommen kann.

3.6 Erweiterung des Zugriffs der Steuerpflichtigen auf bei der Steuerverwaltung
vorliegende Daten

60 Mit der Erweiterung des elektronischen Zugriffs der Steuerpflichtigen auf die zu ihrer
Person gespeicherten Daten kann die Steuerverwaltung einen Service
anbieten. Als weitere Ausbaustufe auch die elektronische Weitergabe von z. B.

-Bilanz, die der Veranlagung zu

tige (die der Veranlagung zu Grunde gelegt werden soll) von den
-Bilanz (dauerhaft) zum

einer zweiten Stufe auch -Bilanz bereitgestellt werden.
Diese zweite Stufe ist im Lastenheft RMS E-Bilanz 2.0 bereits angelegt.
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61 Die Erweiterung des elektronischen Zugriffs der Steuerpflichtigen auf die zu ihrer Person
gespeicherten Daten soll gep Der Wunsch nach einer Erweiterung des
elektronischen Zugriffs der Steuerpflichtigen auf die zu ihrer Person gespeicherten Daten,
insbesondere hinsichtlich der E-Bilanz-Daten, wurde aus der Wirtschaft an BMF
herangetragen.

4. Optimierung der Einkommensteuerveranlagung

62 Wesentliches Ziel sollte es sein, bei der Bearbeitung der Einkommensteuer
Massenverfahren folgenden musterhaften Prozess einzusetzen:

verarbeitbarer Form eingehen.

sollten vorzugsweise durch Scannen in eine elektronisch
werden maschinelle

Weiterverarbeitung erforderlich, personell nachbearbeitet werden.

sollten durchlaufen.

Vom Risikomanagement sollten
ausgesteuert werden. Die ausgeste sollten hinsichtlich der

werden. Hinzu sollten
Aussteuerungsprinzipien kommen

Soweit erforderlich sollten
werden.

sollten
(Steuerbescheid) werden.

sollte das IT- anagement
sollten weitergehende gesetzliche

werden.

63 IT- n Risikomanagements auf signifikante Risiken

und dem gesetzlichen Auftrag einer zutreffenden Steuerfestsetzung in der Gesamtschau
besser gerecht zu werden. Der bedarfsgerechte Einsatz von Arbeitshilfen und Checklisten
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gehalten,
um diese Anforderung in der Praxis durchzusetzen und ggf. zu belegen.

4.1 vollmaschinell bearbeiteten
Einkommens Risikomanagement (RMS)

64 Ein wichtiges Ziel ist es, sich auf die n
B. rein technischer Natur),

zu reduzieren. , dass die Quote der vo maschinell
deutlich gesteigert wird. Um dies zu erreichen,

ist unter anderem die gesetzliche Verankerung des Risikomanagementsystems (RMS)
Voraussetzung.

65 Es wird Absatz 3 AO als neuer Absatz 5 vorgeschlagen:

5

weiterer Ermittlungen

(Risikomanagementsysteme). Dabei soll auch der Grundsatz der

Risikomanagement muss folge
1.

2.
Sachverhalte;

3. ng;
4. -

Einzelheiten der Risikomanagementsysteme
werden.
Bundes verwalteten Steuern lege

bundeseinheitlichen Vollzugs der Steuergesetze im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Finanzen fest.

66 Absatz 5 Satz 5 AO bleibt die verfassungsrechtliche
Organisations-, Personal- die

aufgenommen und entsprechend Des Weiteren ist in
zuweisen,
im Verfahren zur Festsetzung der Kraftfahrzeugsteuer
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im Einsatz ist, kein Risikomanagementsystem Absatz 5
AO darstellt.

67 Folgende Formulierung zur gesetzlichen Verankerung der vollmaschinellen
Steuerfestsetzung wird vorgeschlagen:

(6
der ihnen vorliegenden Informationen und der Angaben des Steuerpflichtigen

verbundenen Verwaltungsakten. Hierauf ist im Steuerbescheid hinzuweisen.

6 die
einzusetzen

ist.

68 Steigerung der Quote der
sollte das bestehende Hinweissystem

- und Risikohinweise sowie der
CLAUDIA) und konsequent weiterentwickelt

Risikogesichtspunkten
Vorauswahl des Falls

Unterg

4.1.1 Kennzeichnung der vollmaschinell erlassenen Steuerbescheide

69 Bei vollmaschin
- und

Absatz 1 AO nachkommen kann. Absatz 1 AO
daher gesetzlich zu bestimmen, dass die Beratungs-

bei vollmaschineller Steuerfestsetzung nicht gilt
(neuer Satz 3):

Absatz 6

70 Absatz 2 AO aus dem gleichen Grund geregelt werden, dass eine

Angaben des n bzw.

Behandlung seines Steuerfalls nicht erforderlich ist.
aufgrund der Bescheidkennzeichnung zumindest abstrakt nachvollziehbar.
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6.
Absatz 6

71
zu steuererheblichen Tatsachen und Beweismitteln

geschaffen werden, die auf
.

anhand der Bescheidkennzeichnung dem Grunde nach erkennen, dass unter den
-Entwurf innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe des

Steuerbescheids eine Durchbrechung der Bestandskraft und zwar zu seinen Gunsten wie
zu seinen Ungunsten

72

-
Steuerbescheiden

ngaben des

bis zur Bekanntgabe
mitgeteilt hat, in ein

6 Die
nach Satz 1 ist nur innerhalb eines Jahres nach

, es sei denn, der Steuerpflichtige

nach Satz 1 gestellt.

73
und damit maschinell

ist ein Ankreuzfeld
mit einer n n Formulierung in den

sformularen vorzusehen.

zwingend zur personellen Bearbeitung
.

74 cheide sind als solche zu
kennzeichnen.
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69
Absatz 2 AO (vgl. Rz. 70).

4.1.2
O) bei vollmaschinell erlassenen Steuerbescheiden

75 In 173 AO sollte aufgenommen werden, wann
Tatsachen oder Beweismittel bekannt geworden sind. Hierbei sollte bei
ganz oder teilweise personeller Fallbearbeitung an den bisherigen, von der BFH-

Steuerbescheide sollte nicht die Programmfreigabe
sondern

76

geworden,
wenn sie

1.
Steuerfestsetzung oder

2.
6) nach dem Zeitpunkt des

Abschlusses der maschinellen Verarbeitung
bekannt geworden sind.

2
genannten Zeitpunkt um den Rechentermin handelt.

77 Es wird folgende vorgeschlagen:

(2)
6

den Erlass des Verwaltungsakts und seiner Bekanntgabe als im Zeitpunkt des
Abschlusses der maschinellen Verarbeitung als abgeschlossen.

rten Papier-

4.1.3 - oder Rechenfehlern des Steuerpflichtigen,

78 Sind dem Steuerpflichtigen in seiner (Papier-)
Unterlagen) Schreib- oder Rechenfehler oder andere mechanische Versehen unterlaufen
und hat sich das Finanzamt diese zu Eigen gemacht, kann der Steuerbescheid auch
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nach
129 AO zugunsten wie auch zuungunsten des Steuerpflichtigen berichtigt werden

.

79 Insbesondere bei elektronisch te
Belegen, Berechnungen etc. dann bei
vergleichbaren, dem Finanzamt aber nicht mehr vorgetragenen Schreib- oder

sollte eine neue geschaffen werden. Da mechanische

- oder Rechenfehler

anzusehen.

- Schreib- oder Rechen

-

Steuerbescheids rechtserhebliche Tatsachen unzutreffend mitgeteilt, kann der
Steuerbescheid insoweit innerhalb eines Jahres nach seiner Bekanntgabe

, es sei denn, der Steuerpflichtige hat vor Ablauf dieser Frist
.

80 Ablaufhemmung der Festsetzungsfrist rlich,
172a und 173a AO-

Festsetzungsfrist hinaus reicht:

Absatz 2 Satz 2 AO neu:
Gleiche

4.1.4 ngen sowie Wirtschaftlichkeits-

4.1.4.1
Einzelfall

81 Absatz 1 und 2
Einzel
Ermittlungen vor. alle notwendigen

, wobei
der verfassungsre Trotz

bei ihren
Entscheidungen nach der Rechtsprechung des BVerfG aber auch einbeziehen,
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-Beschluss
vom 20.6.1973, 1 BvL 9-

danach auch
eine Rolle spielen, ob

steuerlichem Erfolg abgestellt werden.

82 Absatz 1 und 2 AO sollte ng getragen werden.
Zwingende Kriterien der Einzelfall-

ten aber auch allgemeine Erfahrungen der
und Wirtschaftlichkeits-

83 Absatz 1 und 2 AO sollten dazu wie folgt gefasst werden:

hat sie alle

Neben d

Ermittlungen auch allgemeine Erfahrungen und Wirtschaftlichkeits- und

84 Allgemei
bestimmbaren Fallgruppen

85 Absatz 1 und 2 AO sollte um eine
bezogene rt und Umfang

t.

86 Auf dem Gebiet der Auftragsverwaltung bundeseinheitliche
Verwaltungsanweisungen Absatz 3 AO-Entwurf dabei von den obersten

a diese
Weisungen neben organisatorischen Fragen auch Rechtsanwendungsfragen betreffen.

87 neuen Absatz 3

(3

bestimmbare Fallgruppen aufgrund allgemeiner Erfahrungen und unter
- -

Verarbeitung von erhobenen oder erhaltenen Daten erteilen, soweit gesetzlich
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dies

ines bundeseinheitlichen Vollzugs der Steuergesetze im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen fest.

88 Nach geltendem Recht hat das BZSt die Pflicht, die ihm z.B. nach der EU-Zinsrichtlinie
elten, insbesondere

genau bestimmten Person zugeordnet werden (z.B. wegen

Daten, die ihrerseits auch nur mit erheblichem
ass die

steuerlichen Auswirkungen mancher Daten
sollte
und nicht unmittelbar einer Person zuzuordnenden Daten vorzunehmen. Zur Vermeidung
eines

aber

Hinsichtlich der Auswertung des Kontrollmaterials vgl. 4.5, Rz. 103 ff.

89 te dazu um folgenden neuen Absatz 4

(4

einem bestimmten Finanzamt eindeutig zuordnen, soll es auf eine

Buchstabe a und b verwendet werden.

4.2 Vorlage von Belegen

90 Der Umgang mit Belegen sollte angesichts des Ziels einer
gepasst werden.

91 Dabei sollten die generellen Belegvorlagepflichten (nach Gesetzen, Rechtsverordnungen
oder BMF-Schreiben etc.) weitgehend in
Belegvorhaltepflichten mit risikoorientierter Anforderung durch das Finanzamt
umgewandelt werden.

Hinsichtlich der anzupassenden gesetzlichen Regelungen vgl. ab 5.5.3, Rz. 134 ff.
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92 Die
35). Es sollte allerdings vermieden werden,

dass dies t. Dies sollte

oder da
gelten

diesem Zusammenhang auch selbst erstellte Auflistungen und Zusammenstellungen und
sonstige Schriftst Im Rahmen der

sollte
werden. Die Anleitung

zur ESt- das ELSTER-Merkblatt entsprechend zu n.

93 (vgl. Rz. 92) sollten bei der maschinellen Veranlagung nicht
zu einer Ausste
Bedeutung sollten nur diejenigen Angaben haben, die verkennziffert sind und damit

Finanzamt (z. B. im Fall der Ausgabe eines entsprechenden Risikohinweises) entscheiden

94 Zur Vermeidung von Rechtsnachteilen und eines
Vollzugsdefizits ist sicherzustellen, dass der Bearbeiter im Fall jedweder punktuellen

esen wird, um diese in die personelle
zubeziehen. m 172a AO-Entwurf eine

sammenhang mit der
zur Bekanntgabe des Steuerbescheids

; vgl. Rz. 72. Nach
172a AO-

Risiko zu niedriger Steuerfestsetzungen.

95
sondern auch F
sich - Sachverhalte

96
(Ausnahme vgl. Rz. 134 ff.) nicht geschaffen werden. Es gelten die allgemeinen

97
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AO-Entwurf gespeichert bleiben.

98 Bei Papierbelegen sollte die bisherige Praxis, diese Belege an den Steuerpflichtigen

der Finanzverwaltung eingescannt und entsprechend Rz. 97

4.3 Reduzierung des Umfangs der abgefragten
Informationen

99 E e
Informationen) zugleich ein

me

100
sollte weitgehend auf die Abfrage von Informationen verzichtet werden, die in Textfeldern
einzugeben sind, weil diese nicht maschinell auswertbar sind.

4.4

101

vorzugsweise durch Scannen (SteuBel t
werden, sodass insbesondere die der
Grunddatenabgleich automatisch erfolgen k .
Steuere
sichergestellt werden kann.
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Die Verfahren SESAM und SteuBel sind in vielen L

Die

102 Nach durchlaufen diese die gleichen Prozesse
wie die orig , damit ergeben sich hinsichtlich der
vorgeschlagenen rechtlichen Anpassungen keine Besonderheiten.

4.5 Auswertung von elektronischen Mitteilungen

103 Zu Beginn der Veranlagungskampagne sollten prinzipiell alle elektronisch von Dritten zu
en Daten vorliegen, damit sie sowohl in der

(VaSt) bereitgestellt als auch bei der Veranlagung in die elektronische
(Harmonisierung der gesetzlichen

ittlungsfristen, siehe auch Vorschlag der AG Anpassung des
Besteuerungsverfahrens an die moderne Kommunikation siehe Anlage 2).

104 ten zum einen
-

Entwurf, siehe Anlage 2) und risikoorientiert elektronisch ausgewertet ( )
werden. Ein Aufgriff sollte aber nur bei signifikanten Abweichungen von der
Steuerfestsetzung -Entwurf) erfolgen , soweit die Daten nicht
rechtliche Bindungswirkung haben (als Grundlagenbescheid Absatz 1 Satz 1
Nr. 1 AO). B und nicht bindender
Mitteilungen sollte werden als bei der Erstveranlagung.

sollte geschaffen werden Absatz 6 i.V.m.
175b AO-Entwurf).

105 Sofern Mitteilungen zu steuerlich nicht erfassten Personen eingehen, sollte ebenfalls
entschieden , ob

zur
Sachverhaltsermittlung geboten sind Absatz 3 AO-Entwurf). Auf diese Weise

nachgelagerte personelle Auswertungen anhand von Listen vermieden.

106 Hinsichtlich elektronischer Kontrollmitteilungen (z. B. nach der
Zinsinformationsverordnung) besteht die Notwendigkeit, eine fachliche Festlegung zu
treffen, wie mit den Kontrollmitteilungen und sonstigen elektronischen

zu verfahren ist, die vom BZSt entgegenzunehmen und
bereitzustellen sind. Eine sachgerechte Regelung

ist umso dringender, weil sich vor dem Hintergrund des internationalen
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Informationsaustausches (z. B. FATCA1 und CRS AEOFAI 2) der Umfang des
Vgl. dazu 88 Absatz 3 AO-Entwurf (Rz. 89).

107 Um mit den zu erwartenden Mengen (und der
sollte wie folgt vorgegangen werden:

In einer erste sollten die
eingehenden Kontrollmitteilungen bereits vor der Zuordnung zu einer Person bzw.
einem konkreten Steuerfall unter Risikogesichtspunkten bewertet werden und die
danach als risikoarm eingestuften Kontrollmitteilungen sollten ausgesondert und
nicht weiter verarbeitet werden (abstrakte Risikobewertung). Die ausgesonderten
Kontrollmitteilungen t
evtl. Recherchen der Finanz gespeichert werden.

Nur die Kontrollmitteilungen mit Risikogehalt sollten einer maschinellen Zuordnung
zu einer Person (bzw. IdNr.) zu und die danach nicht zuordenbaren ebenfalls
ausgesondert und nicht weiter verarbeitet werden. Es t werden, ob in

Kontrollmitteilungen auch eine personelle Zuordnung erfolgen kann.

Die einer Person bzw. einem Steuerfall zugeordneten Kontrollmitteilungen w rden
dann in einer weiteren Risi inell
auswertbaren Daten des konkreten Steuerfalls unterzogen (individuelle
Risikobewertung).

108 Die Risikoorientierung bei der Auswertung von (elektronischen)
Mitteilungen im Rahmen von maschinellen Relevanzpr
von Wirtschaftlichkeitskriterien sollte durch folgende Neufassung des AO gesetzlich
verankert werden:

- Absehen von Steuerfestsetzung
(1) Das Bundesministerium der Finanzen kann zur Vereinfachung der
Verwaltung durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Steuern nicht
festgesetzt werden, wenn der Betrag, der festzusetzen ist, einen durch diese
Rechtsverordnung zu bestimmenden Betrag voraussichtli
der zu bestimmende Betrag darf 25 Das Gleiche gilt

1 Das FATCA-Abkommen vom 31. Mai 2013 (Foreign Account Tax Compliance Act) zwischen der

bestimmte Informationen von Finanzinstituten zu erheben und auszutauschen.
2 CRS AEOFAI (Common Reporting Standard Automatic Exchange of Financial Accout Information) ist ein

Finanzkonten. Auf Basis dieses Standards haben am 29.
Staaten eine multilaterale Vereinbarung zum automatischen steuerlichen Informationsaustausch
unterzeichnet.
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Die
Rechtsverordnung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates, soweit sie
die Kraftfahrzeugsteuer, die Luftverkehrsteuer, die Versicherungsteuer,
Einfuhr- und Ausfuhrabgaben und Verbrauchsteuern, mit Ausnahme der
Biersteuer, betrifft.
(2) Die Festsetzung von Steuern und steuerlichen Nebenleistungen sowie

1. die Einziehung keinen Erfolg haben wird oder
2.

Nummer 2 erteilen. D

heitlichen
Vollzugs der Steuergesetze im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der

109 Im Gegensatz zum geltenden Recht sollte das Absehen von
einer Steuerfestsetzung Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 AO- ftig nicht mehr
darauf ankommen, dass die Erfolglosigkeit . Es sollte vielmehr
eine entsprechende Prognoseentscheidung .

110 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 AO-Entwurf nur eine einzelfallbezogene
Wirtschaftlichkeits , 156 Absatz 2 Satz 2 AO-Entwurf

88 Absatz 3 AO-Entwurf eine Gesamtbetrachtung einer
. Dies z. Kontrollmitteilungen gelten, die

einer Person nicht zuordenbar oder nach abstrakter Risikobewertung nicht
sind.

5. Weitere Verfahrensanpassungen

5.1 Flexibilisierung der landesintern

111 Im Interesse einer flexiblen Arbeitsorganisation erscheint es erforderlich, dass jederzeit,
bei Bedarf auch kurzfristig (ohne dienstrechtliche und personalvertretungsrechtliche

Landesverordnungen), die Mitarbeiter eines Finanzamts an ihren vorhandenen
Veranlagungsarbeiten oder andere

106 Anlage 2: Diskussionsentwurf „Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“



Stand: 30. Oktober 2014 27

112 Dieses Ziel sollte durch folgende neue Regelung in der AO erreicht werden:

- auf Anweisung

ie von ihr beauftragte
Landesfi

anordnen,

seiner Aufgaben in Besteuerungsverfahren durch ein anderes Finanzamt

Finanzamts zuzurechnen ist.

113 bliebe
29a AO- inanzamt

Namen und a inanzamtes handeln
inanzamtes t

nebeneinander verschiedene F

114 diese
Vorgehensweise nur einen relativ geringen Verwaltungsaufwand zur Folge (z.B.

Briefkopf). Der betroffene Steuerpflichtige
informiert werden (z.B.:

. Zugleich erg ben sich keine
rechtlichen Folgeprobleme (auch nicht im finanzgerichtlichen Verfahren und im
Strafverfahren).

115 29a AO-Entwurf in jedem Fall eine Dokumentation
den Anlass/Grund sowie den sachlichen und zeitlichen Umfang der Zuweisung durch

die zuweisende Stelle notwendig. Die Au sich

sein).

116 29a
- und Personallage

entsprechenden Programmierung
zugrunde liegen, wie

z. B. nach Vorliegen bestimmter

117 Die Fachaufsicht im Einzelfall weiterhin der Amtsleitung
Finanzamtes obliegen. Eventuelle fachliche Weisungen dieser Amtsleitung

.
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5.2

118
KONSENS (z. B. Elster-Clearingstellen) sind t. Der Begriff

sollte soweit verfassungsrechtlic konkretisiert
und modifiziert werden, um den
entbehrlich zu machen. Die nach den datenschutzrechtlichen Vorschriften erforderlichen

on
Verwaltungsvereinbarungen abgeschlossen werden.

119

:

m der Finanzen

lassen.
insbesondere die Entgegenna

des Zugangs zum Abruf von Steuerdaten durch die Steuerpflichtigen, die

Mit
Finanzverwaltung. Die beauftragten Stelle
oder Einrichtung
zuzurechnen. erzustellen, dass die technischen

Aufgabenwahrnehm

120

5.3

121 Absatz 2 AO (vgl. Rz. 108) sollte

- Niederschlagung

wenn zu erwarten ist, dass
1. die Einziehung keinen Erfolg haben wird oder
2.

108 Anlage 2: Diskussionsentwurf „Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“



Stand: 30. Oktober 2014 29

122 Im Gegensatz zum geltenden Recht sollte
Niederschlagung nicht mehr darauf ankommen, dass die Erfolglosigkeit der Einziehung

te eine entsprechende Prognoseentscheidung ausreichen.

5.4 Pflichtveranlagungen /

123 Heute stehen der Finanzverwaltung durch die unterschiedlichen gesetzlichen Regelungen
eine

Ermittlung .

124 So sollte
Vorjahresdaten, sondern der aktuellen Daten erfolgen. Mit der
entsprechenden IT-Umsetzung ist konzeptionell bereits begonnen worden.

125 Absatz 3 AO-Entwurf (vgl. Rz. 87) eine
der .

126 Eine de in wird aus fachlicher
Sicht nicht .

127 Allerdings erscheint eine
Hierzu sollte 39e EStG

:

EStG

kann

weiteren Bezug abweichend von Absatz 5 ohne Abruf weiterer elektronischer
Lohnsteuerabzugsmerkmale nach der Steuerklasse VI einbehalten.

der Arbeitnehmer neben
1.

2.

3.

bezieht. Der Einbehalt nach Satz 1 setzt voraus, dass der Arbeitgeber
1. es oder am Ende des

zusammenfasst und die Jahreslohnsteuer nach der als
Lohnsteuerabzugsmerkmal mitgeteilten Steuerklasse erhebt. Dabei ist
bisher zu viel erhobene Lohnsteuer zu erstatten und zu wenig erhobene

2.
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3.
.

128

weils nach dem

Die Neuregelungen sollten
sein, um den Arbeitgebern und Herstellern von

.

5.5

129 Die elektronischen en Dritter sollten erweitert werden (z. B. um
Daten zur Anlage VL, . Die bereits
bestehenden sollten so ausgestaltet werden,

5.5.1 Ergebnisse der AG ng des Besteuerungsverfahrens an die moderne

130 Die von den Abteilungsleitern (Steuer) eingesetzte Arbeitsgruppe

verschiedene Normen des EStG verstreuten und teilweise uneinheitlichen Vorschriften

Regelungen in der AO zu verorten.

131 weiterer
Vorschriften 2.

5.5.2 -IdNr.

132 erwogenen - 139c AO sind in dem Entwurf eines
Gesetzes zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex der Union und zur

aufgegriffen worden.

133 Mit diesen sollen
und der steuerberatenden Berufe aufgegriffen werden.

5.5.3 Zuwendungs

134
sollte Absatz 1 EStDV

generell vorgesehenen Vorlage e
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Abzug einer Zuwendung abgesehen werden. Ausreichend, aber auch erforderlich sollte

ich vorgeschriebenem Vordruck ausgestellt hat (wie
bisher) und die der Zuwendende bis zum Ablauf eines Jahres nach Bekanntgabe der
Steuerfestsetzung aufzubewahren und nur noch auf Verlangen des Finanzamts vorzulegen

Absatz 5 EStDV-Entwurf, vgl. Rz. 137). An diesen Verzicht auf die Pflicht zur
generellen Belegvor 50 EStDV angepasst werden.

135 Angesichts
schon jetzt vorzugsweise auf elektronischem Wege erledigen wollen, sollte die

elektronischen
Absatz 1a EStDV erhalten bleiben. Damit verbunden

zugleich die Pflicht zur Aufbewahrung eines Doppels der
entfallen.

136
3

entfallen kann.
Fehleintragungen vermieden sowie gleichzeitig eine Reduzierung von
Nachfragen erreicht werden kann.

Untergese

137

-

vorbehaltlich des Absatzes 1a nur abgezogen werden, wenn der Zuwendende
erhalten hat, die der Zuwendungse

an nicht i 10b Absatz 1
Satz 2 Nummer 1 und 3 des Gesetzes.

vorgeschriebenem Datensatz durch Daten
Steuerdaten-

139b der Abgabenordnung) mitzuteilen. Die Vollmacht kann nur mit

3 s 48 bzw. Zeilen 49 bis 51.
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Zukunft widerrufen werden. Der Datensatz ist bis zum 28.
Februar des Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem die Zuwendung geleistet

aten elektronisch oder

sind.

(2) der Bareinzahlungsbeleg
oder die

1.
a)

trophenfall eingerichtetes

liedsorganisationen
eingezahlt worden ist oder

b) bis zur Einrichtung des Sonderkontos auf ein anderes Konto der

auf eines der

Kreditinstituts des Zuwendenden zusammen mit einer Kopie des

des Dritten;
2. die Zuwendung

a)

b)
Absatz 1 Nr. 9 des

von ihm hergestellten Beleg aufgedruckt sind und darauf angegeben
ist, ob es sich bei der Zuwendung um eine Spende oder einen
Mitgliedsbeitrag handelt oder

c)
Parteiengesetzes ist und bei Spenden der Verwendungszweck auf

rgestellten Beleg aufgedruckt ist.

ersichtl
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aufzubewahren.

Zeitraums, den die obersten Finanzbe

das
Erhalten einer auf den jeweiligen Spender ausgestellten

Drit
n

einzelnen Spendern und ihrem jeweiligen Anteil an der Spendensumme

(3) Bei gen an politische Parteien im Sinne des
en Bareinzahlungsbelege,

n oder Beitragsquittungen.

Absatz

Vereinnahmung der Zuwendung und ihre zweckentsprechende Verwendung

aufzubewahren.
Absatzes 1a. Bei Sachzuwendungen und beim Verzicht auf die Erstattung von

Zuwendenden auf Verlangen des Finanzamts vorzulegen. Soweit der
Zuwendende sie nicht bereits auf Grund eines Verlangens nach Satz 1 der

bis zum Ablauf
eines Jahres nach Bekanntgabe der Steuerfestsetzung aufzubewahren.

5.5.4 Feststellungen zur Behinderung

138 (= Grundlagenbescheid)
nach amtlich vorgeschriebenem

(vgl. Rz. 142) zu schaffen.

139

140 sollte
142) wie folgt gefasst werden:

-Pauschbetrages setzt voraus, dass
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2 zusammen mit seiner Steuer -

141 Nach Absatz 3 sollte werden:

-Pauschbetrages setzt voraus, dass

Antrag der diese

1. Grad der Behinderung;
2. Feststellung weiterer gesundheitlicher Merkmale (Merkzeichen):

a) G (erheblich gehbehindert);
b) ich gehbehindert);
c)
d) H (hilflos);
e) Bl. (blind);
f)

3.

4. Feststellung, dass die Behinderung auf einer typischen Berufskrankheit
beruht;

5.
6.

142 sollte wie folgt gefasst werden:

undessteuerblatt

und Satz 2 2. Halbsatz nicht mehr anzuwenden und der Anwendungsbereich

f der
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5.5.5 Bescheinigung der Kapitalertragsteuer

143 der ausstellenden Stellen
Kapitalertragsteuer-Bescheinigungen an die Steuerverwaltung zum Zwecke der
Anrechnung auf die ESt sollte nic

. Bei einer generellen
n Kapitalertragsteuer-

Besteuerungsverfahren zu verwenden. Eine auf , in
denen der Steuerpflichtige dies verlangt, ist nicht praktikabel. Die ausstellenden Stellen

Abg

Absatz 6 EStG sollte stattdessen die
Absatz 2 und 3 EStG) von den

bislang geltende Vorlagepflicht in eine Belegvorhaltepflicht mit
risikoorientierter Anforderung durch das Finanzamt umgewandelt.

-

KStG bei der Ermittlung
es dagegen bei der Pflicht zur Vorlage der Kapitalertragsteuer-Bescheinigung bleiben. Im

eine Abschaffung der
gesetzlichen Pflicht zur Vorlage von Steuerbescheinigungen nur dann

inanzamt des

lt werden oder wenn die korrekte Anrechnung auf andere
Weise gesichert wird.

144 Es wird vorgeschlagen,

2. die durch Steuerabzug erhobene Einkommensteuer, soweit sie
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durch Steuerabzug erhobene Einkommensteuer wird nicht angerechnet, wenn

in denen Satz 1 Buchstabe b Anwendung f

ausreichen

5.5.6 Rentenbezugsmitteilungen

145 Es existiert kein gemeinsames eindeutiges Ordnungskriterium bei den
Rentenbezugsmitteilungen. Eine eindeutige maschinelle Zuordnung der
Rentenbezugsmitteilungen zu Daten ist mithin in

146
maschinell verarbeitet und im RMS effektiv ausgewertet werden kann. Dazu sollte bei den

Zuordnungsmerkmal . Es ggf. in einem anderen
Gesetzgebungsverfahren gesetzlich geregelt werden .

5.6 Weitere Anpassungen der AO

147 n auch
andere notwendige oder sinnvolle AO-
Einzelnen Anlage 5).

148 Die von den AO-Referatsleitern erarbe
Auskunftsanspruchs des Steuerpflichtigen in der AO sowie zur Schaffung
bereichsspezifischer Datenschutz-Regelungen (vgl. Anlage 3) sollen in das
Gesetzgebungsverfahren aufgenommen werden. In -Entwurf soll geregelt werden,

AO-Entwurf soll bestimmt werden, dass der Steuerpflichtige au
zu seiner Person gespeicherten Daten erhalten soll (bereichsspezifische Regelung anstelle

19 BDSG). -Entwurf soll geregelt werden, dass Auskunfts- und
Informationszugangsrechte nach anderen Gesetzen nicht weitergehen als

- -Entwurf sollen
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5.7 Ausweitung des Angebots an fremdsprachlichen Informationen und ggf.

149 Angesichts der fortschreitenden Verflechtung der Wirtschaftsbeziehungen ist davon
auszugehen, dass die Zahl internationaler Unternehmen, die in Deutschland wirtschaftlich
aktiv sind, zunimmt. Ein entsprechender Ausbau des Serviceangebotes im Rahmen einer

diesem Hintergrund wurde sowohl von international ausgerichteten Steuerkanzleien als
auch von Seiten des Bundesrechnungshofes 4 angeregt, Informationen

auch in englischer Sprache zu erhalten.

150
z. B.
Website der Germany Trade and Invest -
Standortmarketing mbH wird unter Einbindung der Beraterschaft analysiert, ob und wenn

Informationsangeboten existiert.

6. Weiteres Vorgehen

151 Die organisatorische und die IT-Umsetzung aller vorgeschlagenen M kann nur
stufenweise Personal- und
Finanzressourcen erfolgen. sind erhebliche finanzielle
Investitionen von Bund und n in entsprechendes Personal und in die (Weiter-)
Entwicklung der KONSENS-Verfahren notwendig. Ohne Investitionen
sich entweder die Vereinheitlichung und die Modernisierung der bestehenden
Steuerverfahren oder die Umsetzung der vorgeschlagenen

de eine unvertretbar lange Zeit in Anspruch nehmen.

152
Software zeitgerecht eingesetzt und betrieben werden kann. Die sich aus dem
Verwaltungsabkommen KONSENS ergebenden

153

Bereichen Personal, Organisation und Hausha

4

November 2013, Gz. VIII2 - 2012 - 0839
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DWS-Symposium 2014 
Selbstveranlagung – Wegfall des Amtsermittlungsgrundsatzes? 

 
Dipl.-Ök. Dr. Hartmut Schwab, StB,  

Vizepräsident der Bundessteuerberaterkammer, 
Mitglied des wissenschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ des DWS-Instituts 

 
 

Thesen zur Selbstveranlagung 

 

Die Bundessteuerberaterkammer lehnt den Übergang zu einem Selbstveranlagungssystem 
angelsächsischer Prägung ab. 
 

 Ein Übergang zu einer Selbstveranlagung, wie es sie beispielsweise in den USA gibt, würde 
einen grundlegenden Wechsel des Steuerregimes darstellen. Das Verhältnis zwischen Steu-
erverwaltung und Steuerbürger und die Rechtskultur des angelsächsischen Raums weichen 
von in Deutschland geltenden Rechtsgrundsätzen (Amtsermittlungsgrundsatz, Nettoprinzip) 
ab. Eine Übertragung einzelner Systemelemente in ein ganz anderes Gemeinwesen ist nicht 
angebracht. 

 
Es darf keine Verschärfung von Sanktionen geben. 
 

 Die bestehenden Selbstveranlagungsverfahren sind mit weitreichenden, harten Sanktionen 
bewehrt. Solche Sanktionen sind im gegenwärtigen deutschen Steuersystem nicht verhält-
nismäßig. Dem Steuerbürger darf nicht die alleinige Verantwortung für die Richtigkeit seiner 
Steuererklärung auferlegt werden. 

 
Der Amtsermittlungsgrundsatz muss erhalten bleiben. 

 
 Bestimmte hoheitliche Aufgaben müssen weiterhin von der Steuerverwaltung wahrgenom-

men werden. Dazu gehört ein ausreichendes Ausmaß an Kontrollen, um sicherzustellen, 
dass die Gleichmäßigkeit der Besteuerung gewährleistet wird. Die Beweislast darf jedoch 
nicht allein auf die Steuerpflichtigen abgewälzt werden. Der Nachweis eines gesetzwidrigen 
Verhaltens muss durch die Finanzverwaltung geführt werden. 
 

Es muss bei der Möglichkeit bleiben, eine von der Finanzverwaltung abweichende Auffas-
sung zu vertreten. 

 
 Betrachtet man die Praxis der Selbstveranlagung in den USA, besteht dort eine Tendenz, 

Steuern nicht gesetzeskonform, sondern in erster Linie verwaltungskonform zu erklären. Ei-
ne eigene, abweichende Rechtsauffassung zu vertreten, ist mit erheblichen Risiken behaftet. 
Eine Entwicklung in diese Richtung lehnt die Bundessteuerberaterkammer nachdrücklich ab. 
Als Organe der Steuerrechtspflege sind die Steuerberater an Recht und Gesetz gebunden; 
keinesfalls sind sie lediglich Handlanger der Finanzverwaltung. 
 

Eine Umgestaltung bei der Körperschaftsteuer und der Festsetzung des Gewerbesteuer-
Messbetrags in eine Anmeldesteuer ist auch ohne einen grundsätzlichen Wechsel des 
Steuerregimes möglich. 
 

 Anpassungen im Rahmen des bestehenden Steuerregimes stellt sich die Bundessteuerbera-
terkammer grundsätzlich nicht entgegen. 
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Überlegungen zum Übergang auf die Selbstveranlagung 

 
Positionspapier der Bundessteuerberaterkammer 

 

 

 

 

 

Gliederung 

1. Ansätze zur Vorbereitung einer Selbstveranlagung 
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1. Ansätze zur Vorbereitung einer Selbstveranlagung 
 
a) Kooperativer Steuervollzug nach Professor Seer 
 
Professor Dr. Roman Seer beschäftigt sich seit Jahren mit der Frage der Steuerverwaltung 
im 21. Jahrhundert. Aufgrund der Unmöglichkeit für die Steuerverwaltung, jeden Steuerfall 
umfassend zu überprüfen, sieht er einen faktischen Wandel von der hoheitlichen Veranla-
gung zur Selbstveranlagung. Der Staat sollte dies gesetzlich nachvollziehen, indem er die 
normative Ausgestaltung eines Selbstveranlagungsverfahrens mit einem funktionsfähigen 
Risikomanagement vorantreibt. 
 
Durch ein Selbstveranlagungsverfahren kann der Staat nach Seer das im Veranlagungsver-
fahren bestehende Vollzugsdefizit mindern. Die Finanzbeamten werden von Erhebungs- und 
Erfassungsaufgaben entlastet und können sich wieder der Aufgabe der Verifizierung der 
eingereichten Steuererklärungen und der Steueraufsicht zur Erhebung bisher unbekannter 
Steuerausfälle widmen. Das von Seer propagierte System beinhaltet (in Anlehnung an das 
Verfahren in den USA) u. a. folgende Aspekte: 
 
- kurze Abgabefristen, mit deren Ablauf die Steuern direkt fällig werden, um zu gewähr-

leisten, dass die Steuerfälle zügig abgewickelt werden und der Fiskalbedarf des Staa-
tes ohne längere Verzögerung befriedigt wird; 

- lückenlose Verzinsung und Steuerzuschläge, damit säumige Steuerzahler keine Vortei-
le genießen, sondern Nachteile spüren; 

- Kontrollmitteilungspflichten, damit die Finanzverwaltung die Steuererklärungen durch 
Datenabgleich verifizieren kann; 

- Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten für alle Steuerpflichtigen, nicht nur für 
unternehmerische Einkünfte; 

- Verstärkung der Außenprüfungen, wobei die Fallauswahl sich nicht am Mehrergebnis, 
sondern vielmehr an der Schadenseintrittswahrscheinlichkeit orientieren soll; die spür-
bare Prüfungsbelastung soll derjenige tragen, der seinen Verpflichtungen nicht nach-
kommt, nicht der rechtschaffene Steuerbürger, 

- ein Abweichen von der Verwaltungsauffassung soll möglich bleiben, aber offenbart 
werden müssen, bzw. über eine gesonderte Anlage zur Steuererklärung. 

 
Ergänzt werden sollen die Sanktionen für den Fall der Nichtkooperation aber auch durch 
Anreize zur Kooperation. Zur Steigerung der Kooperationsbereitschaft der Steuerpflichtigen 
sollen Steuervordrucke deutlich vereinfacht und Serviceleistungen der Finanzverwaltung 
(Telefonauskunft, Internetseiten, Steuerberechnungsprogramme, Anleitungshandbücher 
usw.) ausgebaut werden. Kooperative Handlungsformen wie verbindliche Zusage und tat-
sächliche Verständigung sollen ausgebaut und in der Abgabenordnung geregelt werden. 
Wenn der Staat von Bürgern und Unternehmen eine umfangreiche Kooperation verlangt, 
sollen diese das umgekehrt auch von den staatlichen Organen verlangen können. Ergän-
zend sollten die Festsetzungsverjährungsfristen deutlich verkürzt werden. 
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Zur Qualitätssicherung bei der Selbstveranlagung hat Seer auch die Einführung einer Pflicht 
zur Konsultation eines Angehörigen der steuerberatenden Berufe erwogen. Den von Steuer-
beratern erstellten Steuererklärungen würde dann ein Vertrauensvorschuss gegeben wer-
den; das Kontrollbedürfnis würde signifikant verringert. 
 
Einschätzung der Bundessteuerberaterkammer 
 
Rechtlich wäre eine Systemumstellung hin zu einer Selbstveranlagung möglich. Bedenken, 
wie sie von der Deutschen Steuergewerkschaft im Hinblick auf Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts geäußert werden, welche eine Ergänzung des Deklarationsprinzips 
durch das Verifikationsprinzip verlangen, sind u. E. nicht durchschlagend. Auch bei einer 
Selbstveranlagung werden Kontrollmaßnahmen zur Verifikation der Erklärungen durchge-
führt werden, sie werden sich voraussichtlich lediglich anders verteilen als bisher und ver-
mehrt auf risikobehaftete Fälle ausgerichtet sein. 
 
Der Ansatz von Seer würde in der Praxis jedoch nicht mit allen seinen Aspekten umgesetzt 
werden. Zu befürchten ist vielmehr, dass die Finanzverwaltung nicht hinreichend Augenmerk 
auf die Elemente legen würde, die die Steuerpflichtigen bei der Erfüllung ihrer Deklarations-
pflichten unterstützen. Da die Landesrechnungshöfe und der Bundesrechnungshof bereits 
mehrfach erhöhte Kontrollen der Steuererklärungen angemahnt haben, dürften die repressi-
ven Aspekte die Überhand erhalten, woraus erhöhte Risiken für die Steuerpflichtigen und 
ihre Berater zu erwarten sind. 
 
b) Selbstveranlagung in der Einkommensteuer – Vorschläge aus Rheinland-Pfalz 
 
Dieser Ansatz wird insbesondere vom Finanzministerium Rheinland-Pfalz vorangetrieben. Er 
könnte wohl frühestens im Jahr 2020 in Kraft treten. Zur Vermeidung von für die Zukunft be-
fürchteten Vollzugsdefiziten soll zur Selbstveranlagung in der Einkommensteuer übergegan-
gen werden, d. h., dass das Finanzamt in besonders dafür geeigneten Bereichen keinen 
Steuerbescheid mehr erteilen muss, sondern der Steuerpflichtige mit seiner Einkommen-
steuererklärung gleichzeitig auch die Einkommensteuer selbst berechnet und anmeldet. Um 
technische und rechtliche Anpassungen zu erleichtern, soll die Systemumstellung sukzessiv 
erfolgen. Ausgangspunkt sollen die typischen Arbeitnehmerveranlagungen sein. 
 
Als Grundvoraussetzung für eine Selbstveranlagung wird die vollelektronische Steuererklä-
rung angesehen. Die bei der Finanzverwaltung bereits gespeicherten Daten sollen in Weiter-
entwicklung der vorausgefüllten Steuererklärung dem Steuerpflichtigen zur Verfügung ge-
stellt werden. Bei der Dateneingabe der elektronischen Steuererklärung soll das Programm 
anhand der angesprochenen Kennzahlen erkennen, ob der Fall für eine Selbstveranlagung 
geeignet ist. Bevor der Steuerpflichtige seine Steuererklärung abschließt, soll er programm-
gesteuert darüber informiert werden, ob es zur Selbstveranlagung kommt oder ob er einen 
Steuerbescheid erhält. Eine etwaige Steuererstattung soll bereits kurz nach der Datenüber-
mittlung ausgezahlt werden. 
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Es wird davon ausgegangen, dass Steuerpflichtige sich beim Übergang zur Selbstveranla-
gung vermehrt an Lohnsteuerhilfevereine und Steuerberater wenden werden. Deshalb sollen 
die Kosten der Steuerberatung wieder steuermindernd berücksichtigt werden können. Weite-
re Steuervereinfachungsvorschläge, die laut dem Vorschlag von Rheinland-Pfalz einen Ein-
stieg in die Selbstveranlagung bei der Einkommensteuer unterstützen sollen, sind bisher 
nicht von der Gesetzgebung aufgegriffen worden. Nach der ablehnenden Stellungnahme der 
Bundesregierung auf den Bundesratsvorschlag für ein Steuervereinfachungsgesetz war der 
Entwurf bisher nicht in das weitere Gesetzgebungsverfahren eingebracht worden. Der Bun-
desrat fordert allerdings aktuell eine Behandlung der Vorschläge im Rahmen des Zollkodex-
Anpassungsgesetzes. 
 
Einschätzung der Bundessteuerberaterkammer 
 
Zum Vorschlag aus Rheinland-Pfalz liegen noch keine weiteren konkreten Pläne, Studien 
oder Entwürfe vor. Durch die Weiterentwicklung der vorausgefüllten Steuererklärung ist eine 
Bewegung in Richtung auf eine Verlagerung von Aufgaben und Verantwortlichkeiten auf die 
Steuerpflichtigen allerdings schon angelegt, ganz unabhängig von einer grundlegenden Sys-
temumstellung. 
 
Soweit der Ansatz von Änderungen auch im materiellen Steuerrecht weiter verfolgt wird, ist 
zu erwarten, dass es vermehrt zu Pauschalierungen kommt. Dies kann im Rahmen eines 
Massenverfahrens zwar aus Vereinfachungsgründen zu rechtfertigen sein, könnte aber ggf. 
soweit gehen, dass zum einen das Nettoprinzip und damit das Leistungsfähigkeitsprinzip 
verletzt werden und zum anderen, dass die Nachfrage nach Beratung nicht steigt, sondern 
vielmehr sogar abnimmt. 
 
c) Machbarkeitsstudie zur Ertragsbesteuerung von Unternehmen 
 
Die KPMG ist vom Bundesministerium der Finanzen mit der Erstellung einer ergebnisoffenen 
Machbarkeitsstudie zur Einführung eines Selbstveranlagungsverfahrens zur Ertragsbesteue-
rung von Unternehmen beauftragt worden. Im Zuge der Machbarkeitsstudie hat die KPMG 
drei Sitzungen mit einem Expertenbeirat (30. Januar, 23. Juni und 7. Oktober 2014) und zu-
sätzlich zwei Experten-Workshops (1. April und 6. Mai 2014) durchgeführt. Untersucht wur-
den in der Machbarkeitsstudie sechs verschiedene Module, nämlich: 
 
- Modul 1:  Körperschaftsteuer inkl. Vorauszahlungen 
- Modul 2:  Gewerbesteuer – Feststellung des Messbetrags 
- Modul 3:  Gewerbesteuer – Zerlegung des Messbetrags 
- Modul 4:  Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer 
- Modul 5:  Gewerbesteuer – One-Stop-Shop 
- Modul 6: Gesonderte und einheitliche Gewinnfeststellung bei Personenunternehmen 
 
Wie sich auf der dritten Sitzung des Experten-Beirats ergab, bestand die wesentliche Tätig-
keit der KPMG darin, eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung nach vorgegebenem Standard für 
die Einführung einer Selbstveranlagung bei Unternehmen durchzuführen (WiBe 4.1: Empfeh-
lung zur Durchführung von Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen in der Bundesverwaltung, insbe-
sondere beim Einsatz der IT). Bei der quantitativen Betrachtung ergeben sich nach den Be-
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rechnungen der KPMG für alle Module deutlich positive Kapitalwerte (bei einem Ansatz von 
30,00 € pro Körperschaft- bzw. Gewerbesteuersignal und einem Kapitalisierungszinsfuß von 
1,7 %), die von der Politik als Argument für einen Übergang zur Selbstveranlagung herange-
zogen werden könnten. 
 
Einschätzung der Bundessteuerberaterkammer 
 
Nach den Untersuchungen der KPMG und den Diskussionen auf den Sitzungen erscheint 
der Übergang auf eine Selbstveranlagung bei den Modulen 1 und 2, d. h. bei der Körper-
schaftsteuer incl. Vorauszahlungen sowie im Hinblick auf die Feststellung des Gewerbesteu-
er-Messbetrags, technisch vorstellbar. Für das Modul 6, die gesonderte und einheitliche Ge-
winnfeststellung für Personenunternehmen, erscheint eine technische Machbarkeit zwar 
grundsätzlich denkbar. Aufgrund der großen Fehleranfälligkeit ist hier eine praktische Um-
setzung jedoch fraglich. 
 
In den Sitzungen haben sich große Unterschiede bei den Erwartungen von Finanzverwaltung 
und Wirtschaft gezeigt. Die Wirtschaft ist teilweise sehr an den Modulen 3, 4 und 5 interes-
siert, d. h. der Zerlegung sowie Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer. Besonders 
vorteilhaft wäre aus ihrer Sicht ein „One-Stop-Shop“ für die Gewerbesteuer. Gerade gegen-
über diesen Überlegungen ist die Finanzverwaltung besonders kritisch eingestellt, wie sich 
die Mehrzahl ihrer Vertreter auch vom Grundsatz her kritisch und eher ablehnend gegenüber 
der Idee einer Selbstveranlagung geäußert hat. Die Deutsche Steuergewerkschaft hat kürz-
lich erklärt, dass aus ihrer Sicht keine stichhaltigen Argumente für Selbstveranlagungspläne 
im unternehmerischen Bereich erkennbar seien. Die Einführungskosten für ein Risikomana-
gementsystem seien im Rahmen der Studie zu Unrecht völlig ausgeblendet worden. 
 
 
2. Internationale Erfahrungen 
 
Es ist nicht ganz einfach, Darstellungen und Informationen über internationale Erfahrungen 
mit der Selbstveranlagung zu erhalten. Die folgenden Ausführungen erheben daher weder 
Anspruch auf Vollständigkeit noch ist in jedem Fall bekannt, ob die Informationen noch den 
ganz aktuellen Stand wiedergeben. 
 
A. USA 
 
I. Einkommensteuer 
 
Die USA repräsentieren den Grundtypus des (modernen) selbstveranlagten Einkommen- 
und Körperschaftsteuersystems. Die schon früh im Jahr 1913 in den USA eingeführte Feder-
al Income Tax (Einkommensteuer) basiert vollständig auf dem Selbstveranlagungsgrundsatz. 
Sie wird als Quellensteuer vom Arbeitgeber zurückbehalten und an die Finanzbehörden ab-
geführt. Die Steuerzahler sind verpflichtet, eine jährliche Steuererklärung bis zum 15. März 
des Folgejahres abzugeben. Die Steuerpflichtigen müssen ihre Steuerpflicht selbst veranla-
gen, den zu bezahlenden Betrag anhand von Steuertabellen oder des Steuersatzes selbst 
ausrechnen und unaufgefordert in vier gleichen Quartalsbeträgen pro Jahr an die Finanzbe-
hörden bezahlen.  
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Es besteht die Wahl zwischen einem pauschalen Steuerabzug (vom Status des Steuerpflich-
tigen abhängig) oder einer detaillierten Auflistung der Abzüge, je nachdem, welche Möglich-
keit zu einer höheren Rückerstattung führt.  
 
Dieses System beruht auf dem Prinzip der „voluntary compliance“, d. h. der freiwilligen Ein-
haltung der Steuergesetze. 
 
In der Steuererklärung müssen die Steuerpflichtigen auch ihre Beteiligung an Steuersparmo-
dellen angeben (involvement in tax shelters). Eine Reihe von Steuergesetzen wurde erlas-
sen, um potentiell missbräuchliche Steuersparmodelle zu unterbinden. Hiernach müssen die 
Anbieter von Steuersparmodellen das Modell in einem Register anmelden, Steuerberater 
müssen eine Liste der Investoren führen und die Steuerpflichtigen müssen das Steuerver-
günstigungsmodell unter Angabe der Register-Nr. angeben. 
 
Bei Zuwiderhandlungen haben die Finanzbehörden verschiedene Sanktionsmöglichkeiten, 
insbesondere bei: Unterlassen der Steuererklärung, Nichtbezahlung (der Vorauszahlung 
oder des veranlagten Betrags), aber auch bei unrichtigen Angaben in der Steuererklärung, 
z. B. zu niedriges Ansetzen der Einkommensteuer, Überbewertung von Abzugspositionen 
oder Pensionsrückstellungen, Unterbewertung von Immobilien oder anderen grob falschen 
Angaben. 
 
 
II. Körperschaftsteuer 
 
Bei der Körperschaftsteuer sind die Körperschaften selbständige Steuersubjekte, die der 
Corporate Income Tax unterliegen. Hierbei existiert allerdings kein eigenständiges Körper-
schaftsteuergesetz. Rechtsgrundlage ist vielmehr der Internal Revenue Code (IRC) des Ein-
kommensteuergesetzes. Der IRC sieht keine an der Rechtsform orientierte Besteuerung von 
Unternehmen vor. Vielmehr wird auf die Begrifflichkeiten „Unbegrenzte Lebensdauer“, 
„zentralisierte Leitung“, „Haftungsbegrenzung“ und „freie Übertragbarkeit der Anteile“ abge-
stellt, um die steuerliche Charakterisierung des Unternehmens als corporation, Personenge-
sellschaft (partnership) oder Einzelunternehmen vorzunehmen. Bei den Körperschaften wer-
den weiterhin verschiedene Klassifizierungen nach Größen vorgenommen. Kleine Kapitalge-
sellschaften (max. 75 Gesellschafter) haben das Wahlrecht, die Besteuerung auf Ebene der 
Anteilseigner oder auf Ebene der Gesellschaft vorzunehmen. Ein entsprechendes Wahlrecht 
steht auch den partnerships zu. Große Kapitalgesellschaften unterliegen zwingend der Kör-
perschaftsteuer (Ausschüttungen werden beim Anteilseigner der Einkommensteuer unter-
worfen), Einzelunternehmen werden nach der persönlichen Einkommensteuer des Unter-
nehmers besteuert. 
 
Eine Unterteilung nach Einkunftsarten findet nicht statt, es gilt vielmehr das Prinzip, dass 
jeglicher Einkommenszufluss ohne Berücksichtigung der Quelle zu besteuern ist. Dieser 
Grundsatz wird jedoch wiederum von zahlreichen Ausnahmen durchbrochen, die sich in den 
fast 10.000 Paragraphen des IRC finden lassen. Die Einkommensermittlung erfolgt durch 
eine Gewinn- und Verlustrechnung, die unabhängig von handelsrechtlichen Regelungen zu 
erstellen ist. 
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Auch die Körperschaften haben ihre Steuerlast selber zu ermitteln. Es gilt ebenfalls als Ab-
gabe und Zahlungsfrist der 15. März des dem Wirtschaftsjahr folgenden Jahres, und es sind 
quartalsweise Vorauszahlungen zu entrichten. Wird bei einer Prüfung festgestellt, dass zu 
wenig Steuern gezahlt wurden, sind die Nachzahlungen zu verzinsen und es bleiben Straf-
zahlungen vorbehalten. 
 
Da bei einer fehlerhaften Steuererklärung und der daraus folgenden zu geringen Steuerzah-
lung auch das steuerberatende Unternehmen zur Verantwortung gezogen werden kann, 
müssen Körperschaften in der Steuererklärung eine Preparer Tax Identification Number 
(PTIN) angeben. 
 
Der IRS überprüft die Angaben in den Steuererklärungen auf verschiedene Weise. Hierbei 
stehen automatisierte Verfahren und manuelle Überprüfungen (IRS Examinations/Audits) zur 
Verfügung. Bei den automatisierten Verfahren prüft zunächst das Math Error Program die 
Erklärung auf Rechen- und Schreibfehler. Das Document Matching vergleicht die Erklärun-
gen mit anderen Quellen und durch das Automated Substitute for Return werden durch den 
Einsatz von Kontrollmitteilungen oder Informationen aus Vorjahren Steuerpflichtige ermittelt, 
die keine aktuellen Erklärungen abgegeben haben. 
 
Weitere Überprüfungen finden anhand von Wahrscheinlichkeitsrechnungen (Discriminant 
Function System – DIF) und anhand von umfangreichem Kontrollmaterial statt, welches die 
Steuerpflichtigen selber zur Verfügung stellen müssen. 
 
Stellt die Finanzbehörde ein Fehlverhalten fest, übermittelt sie dem Unternehmen eine 
Schätzung über den Steuerfehlbetrag (Notice of Deficiency). Das Unternehmen hat nun die 
Möglichkeit, die Mitteilung vor dem Bundesgericht (US Tax Court) anzufechten. Bei kleineren 
Abweichungen, deren Schwellenwert intern durch das IRS festgelegt wird, versucht die Be-
hörde den Fall mittels einfacher Korrespondenz zu erledigen. Einigt sich das Unternehmen 
nicht, wird ein 30-Tages-Brief verschickt, mit dem das reguläre Festsetzungsverfahren einge-
leitet wird. Werden Schreib- und Rechenfehler festgestellt, kann das IRS sofort selber Kor-
rekturen vornehmen und von dem Steuerpflichtigen direkt den Differenzbetrag einfordern. 
Das Unternehmen hat in diesem Fall 60 Tage Zeit, um eine Minderung des festgesetzten 
Steuerbetrags zu beantragen.  
 
Weiterhin sieht das System teils drastische Strafe für Fehlverhalten vor. 
 
 
B. Großbritannien 
 
I. Allgemeines 
 
Bei der Einkommensteuer in Großbritannien erfolgt, wie in Deutschland, ein Steuerabzug an 
der Einkommensquelle. Nach dem System „Pay as You Earn“ (PAYE) wird der Lohnsteuer-
abzug monatlich oder wöchentlich vom Arbeitgeber durchgeführt. Ursprünglich bestand in 
Großbritannien, wie in Deutschland, ein System der Fremdveranlagung. Zum Steuerjahr 
1996/97 wurde der Wechsel hin zur Selbstveranlagung vollzogen, um das Steuersystem zu 
vereinfachen. 
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Nach dem Besteuerungsverfahren der Selbstveranlagung in Großbritannien liegt der Haupt-
teil der Verantwortung für die korrekte Abführung der Steuer bei den Steuerpflichtigen. Im 
Gegensatz zum deutschen Veranlagungsverfahren besteht für die Finanzverwaltung keine 
Ermittlungspflicht. Deren Tätigkeit beschränkt sich vielmehr auf die nachträgliche Kontrolle 
der Steuerzahler. 
 
Bei der Körperschaftsteuer hat die Körperschaft seit 1999 die Steuern ebenfalls selber zu 
berechnen und von sich aus zu begleichen. Steuergegenstand ist hierbei das Gesamtein-
kommen, welches sich aus Einkünften aus dem normalen Geschäftsbetrieb und Erlösen aus 
Vermögensverkäufen ermittelt. 
 
 
II. Steuererklärung und -entrichtung 
 
Der Einkommensteuerpflichtige ist verpflichtet, für jedes Jahr eine Steuererklärung mit sei-
nen gesamten Einkünften abzugeben. Das Steuerjahr läuft in Großbritannien grundsätzlich 
vom 6. April bis zum 5. April des Folgejahres. Wird die Steuererklärung im Wege eines 
schriftlichen Formulars in Papierform erstellt, muss sie bis zum 31. Oktober, der dem Ende 
des entsprechenden Steuerjahres folgt, bei den Finanzbehörden eingehen. Wird sie online 
erstellt, kann sie noch bis zum 31. Januar des Folgejahres eingereicht werden. 
 
Beispiel: Für das Steuerjahr vom 6. April 2013 bis zum 5. April 2014 muss die Steuererklä-
rung bis zum 31. Oktober 2014 und online bis zum 31. Januar 2015 eingereicht sein. 
 
Für Einkünfte aus Gewerbebetrieb und selbstständiger Tätigkeit sind auf die im Wege der 
Selbstveranlagung ermittelte Steuerschuld Vorauszahlungen zu leisten. Diese sind jeweils in 
gleicher Höhe am 31. Januar und am 31. Juli zu zahlen. Die Höhe orientiert sich i. d. R. am 
Vorjahreseinkommen. 
 
Körperschaften haben, sofern sie nicht zu einer früheren Abgabe aufgefordert werden, die 
Steuererklärung spätestens 12 Monate nach Ende des Wirtschaftsjahres abzugeben. Die 
Steuerfestsetzung ist endgültig, wenn die Steuerbehörde innerhalb von 12 Monaten keine 
Prüfungen einleitet. Die Steuerverbindlichkeiten sind innerhalb von 9 Monaten und einem 
Tag nach dem Ende der Rechnungsperiode zu begleichen und bei Zahlungsverzug zu ver-
zinsen. 
 
 
III. Missbrauch und Kontrolle 
 
Am 17. Juli 2013 trat in Großbritannien im Rahmen der „Finance Bill 2013” eine allgemeine 
Anti-Missbrauchs-Regelung („General Anti-Abuse Rule, GAAR“) in Kraft, mit der Steuerhin-
terziehungssysteme gestoppt werden sollen. In den Richtlinien zur GAAR wird definiert, wel-
che Steuergestaltungen als missbräuchlich einzustufen sind. Teil dieser Richtlinien ist die 
„GAAR-Procedure“, in der verschiedene Maßnahmen gegen Steuerbetrug und missbräuchli-
che Steuergestaltungen vorgesehen sind.  
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Auch wenn ein Steuergestaltungsmodell nicht unter diese Richtlinien fällt, bleibt es den Fi-
nanzbehörden dennoch vorbehalten, gegen ein solches Modell nach den bisher (vor Inkraft-
treten der GAAR) bestehenden Methoden zur Betrugsbekämpfung einzuschreiten. 
Die GAAR findet auf die folgenden Steuerarten Anwendung: 
 
• Einkommensteuer, 
• Körperschaftsteuer, 
• Kapitalertragsteuer, 
• Erbschaftsteuer, 
• Mineralölsteuer, 
• Grunderwerbsteuer, 
• Wohneigentumsteuer. 
 
Bei der Selbstveranlagung sind die Steuerpflichtigen nach den GAAR-Richtlinien von sich 
aus verpflichtet, diese allgemeine Anti-Missbrauchs-Regelung zu berücksichtigen und even-
tuelle ungerechtfertigte Steuervorteile selbst zu berichtigen. Es spielt keine Rolle, ob eine 
Aufforderung durch die Steuerbehörden vorliegt oder ob das „Advisory Panel“ (Beratungs-
kommission zur GAAR) zu dem Steuergestaltungsmodell, an dem der Steuerpflichtige betei-
ligt ist, eine Stellungnahme abgegeben hat. 
 
 
C. Frankreich 
 
I. Verfahren 
 
Die Einkommensteuer in Frankreich ist nicht als Quellensteuer konzipiert, sondern wird erst 
nach Selbstveranlagung im Folgejahr an die Finanzverwaltung abgeführt. Der Steuerpflichti-
ge muss vor Ablauf einer vom Haushaltsministerium festgesetzten Frist (i. d. R. 31. Mai) sei-
ne Einkünfte des Vorjahres erklären. Die entsprechenden Formulare werden dem Steuer-
pflichtigen von der Finanzverwaltung per Post zugeschickt. Um welche Formulare es sich 
dabei handelt, richtet sich nach der Steuererklärung des Vorjahres. Die Steuererklärung 
kann online eingereicht werden. 
 
Bestimmte Einkommensarten (z. B. Einkommensteuer bei abhängig Beschäftigten) werden 
von der Finanzverwaltung auf der Basis der ihnen vorliegenden Informationen vorausgefüllt. 
Die Arbeitgeber sind verpflichtet, der Finanzverwaltung die Höhe der an die Arbeitnehmer 
ausgezahlten Bruttogehälter mitzuteilen. 
 
In einem nächsten Schritt rechnet der Steuerpflichtige anhand der Einkommensteuertabelle 
den Betrag der geschuldeten Steuer selbst aus und trägt ihn in das Formular ein. Bei der 
Ermittlung der Einkommensteuerbelastung findet der Familienstand in Form eines Vollsplit-
tingsystems sowie die Größe des Haushalts in Anlehnung an eine Quotientenmethode Be-
rücksichtigung (Familienquotient und berücksichtigungsfähige Kinder). 
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II. Kontrolle 
 
1. Nach Aktenlage 
 
Die am häufigsten angewandte Prüfmethode ist die Überprüfung nach Aktenlage. Hierbei 
prüft die Finanzverwaltung lediglich die Übereinstimmung der Erklärung mit den persönlichen 
Daten und die Schlüssigkeit der erklärten Steuern mit den Angaben und den ihr vorliegenden 
Informationen. Wird hierbei ein Fehler nach Aktenlage entdeckt, kann die Finanzverwaltung 
zu einer „gütlichen Berichtigung“ auffordern, ohne ein Bußgeld, einen Verspätungszuschlag 
oder Zinsen zu erheben.  Die Finanzbehörden haben auch das Recht, bei bestimmten, im 
Gesetz abschließend aufgezählten natürlichen oder juristischen Personen Informationen 
einzuholen. Dies sind z. B. Verwaltung, Sozialversicherungseinrichtungen, Gewerbetreiben-
de, Freie Berufe (außer Ärzte), Banken, Versicherungen, Hotel- und Gaststättengewerbe. 
 
2. Kontradiktorisches Verfahren 
 
Bei größeren Auffälligkeiten kann auch ein sog. „kontradiktorisches Prüfungsverfahren“ ein-
geleitet werden, bei dem die gesamten letzten 3 Jahre des Steuerpflichtigen überprüft wer-
den können. Dieses Prüfungsverfahren beginnt zunächst mit dem Vorschlag einer Berichti-
gung durch die Finanzverwaltung. Der Steuerpflichtige muss innerhalb einer Frist von 30 
Tagen antworten. Diese Frist kann auf Antrag um weitere 30 Tage verlängert werden. Erklärt 
er sich mit der Berichtigung einverstanden, erfolgt die Steuerfestsetzung auf dieser Basis. 
Falls er eine abweichende Stellungnahme zum Vorschlag der Finanzverwaltung abgibt, gilt 
der Vorschlag als abgelehnt. In diesem Fall kann die Finanzverwaltung die Steuer von Amts 
wegen festsetzen. 
 
 
D. Polen 
 
In Polen müssen Steuerpflichtige grundsätzlich monatlich Steuervorauszahlungen abführen 
(bis zum 20. Tag eines Monats für den vorangegangenen Monat). Die Verbindlichkeit in der 
endgültigen Höhe ist nach Beendigung dieses Jahres (bis Ende April des folgenden Jahres) 
zu entrichten. 
 
Der Einkommensteuerpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, sowohl die Steuervorauszah-
lungen wie auch die Steuer selbstständig zu berechnen und abzuführen. Hat der Einkom-
mensteuerpflichtige einen Arbeitgeber in Polen, wird die Steuervorauszahlung pauschal vom 
Arbeitgeber abgeführt (Quellensteuer). 
 
Die Berechnung der Höhe der Vorauszahlungen erfolgt bei Einkommen aus unselbständiger 
Arbeit nach den Sätzen 19 %, 30 % bzw. 40 % ab dem Folgemonat nach dem Erreichen der 
in der Steuertabelle genannten Grenzbeträge. Vorauszahlungen entstehen für alle Monate 
des Jahres. Die Berechnung, Erhebung und Zahlung an das Steueramt nimmt der Steuer-
zahler vor.  
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Die Berechnung von Einkommen aus selbstständiger Arbeit sowie Gewerbe oder gleichge-
stellter Tätigkeit erfolgt durch den Steuerpflichtigen als monatliche Vorauszahlungen nach 
dem vor Jahresbeginn erzielten steuerlichen Gesamtergebnis. Die Höhe der Vorauszahlun-
gen bestimmt sich nach der errechneten Steuerschuld abzüglich unterjährig bereits geleiste-
ter Vorauszahlungen. Vorauszahlungen entstehen für jeden Monat des Jahres, wobei die 
Vorauszahlung für Dezember in Höhe der Vorauszahlung für November zu entrichten ist.  
 
Falls ein Steuerpflichtiger Einkünfte aus einem Arbeitsverhältnis aus dem Ausland empfängt, 
ist er selbst für Berechnung, Erklärung und Zahlung der Vorauszahlungen verantwortlich. 
Eine Vorauszahlung für den Monat Dezember ist erst im Termin der Jahressteuer zu entrich-
ten. Die Jahressteuererklärung ist bis zum 30. April des Folgejahres abzugeben. Die Steuer-
schuld ist durch den Steuerpflichtigen in Höhe einer Restzahlung zu begleichen. Mit der Ab-
gabe der Jahressteuererklärung nimmt der Steuerpflichtige eine Selbstveranlagung vor. Das 
Steueramt kann eine abweichende Veranlagung durch Steuerbescheid vornehmen. 
 
 
E. Sonstiges 
 
In Japan wird ebenfalls eine Selbstveranlagung durchgeführt. Das japanische System orien-
tiert sich stark an dem der USA, da nach dem zweiten Weltkrieg amerikanische Steuerexper-
ten bei der Implementierung involviert waren. 
 
Eine Orientierung an fremden Rechtssystemen findet ebenfalls in den Ländern des Com-
monwealth statt. Irland, Canada und Australien nehmen die Veranlagung ebenfalls im Rah-
men der Selbstveranlagung vor. Irland hat weitestgehend das britische System übernom-
men. Interessant ist, dass Australien die Selbstveranlagung 1989/1990 schon vor Großbri-
tannien eingeführt hat. Auch hier gleichen sich die Systeme aber in den Grundlagen. 
 
Zum System in Spanien wird in zahlreichen Veröffentlichungen lediglich die Feststellung ge-
troffen, dass die Einkommensteuer auf dem System der Selbstveranlagung beruht.  
 
In der Schweiz besteht ein Selbstveranlagungsverfahren bei der Umsatzsteuer. Eine Selbst-
veranlagung bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer wird nicht durchgeführt. 
 
Österreich veranlagt die meisten Steuerarten im Selbstveranlagungsverfahren. Hierbei han-
delt es sich allerdings überwiegend um einfach zu veranlagende Steuerarten mit geringerem 
Steueraufkommen. In dem Bereich der Einkommen- und Körperschaftsteuer findet auch in 
Österreich keine Selbstveranlagung statt.  
 
 
F. Zusammenfassende Beurteilung 
 
Der Überblick über die verschiedenen Ausgestaltungen der Selbstveranlagung  zeigt, dass 
den erhöhten Mitwirkungspflichten (selbstverständlich) staatliche Kontroll- und Sanktions-
möglichkeiten gegenüberstehen.  
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Teilweise findet in Konfliktfällen ein – auf den ersten Blick – „kooperatives“ Verfahren statt. 
Dem Steuerpflichtigen wird die Möglichkeit gegeben, (sanktionslos) der Verwaltungsauffas-
sung zu folgen. Auffällig ist jedoch, dass dies meist vor dem Hintergrund und der konkluden-
ten Androhung weiterer Sanktionen „angeboten“ wird.  
 
Insbesondere bei dem flächendeckenden Einsatz von automatisierten Risikomanagement-
systemen besteht für den Steuerpflichtigen stets die Gefahr, in den folgenden Veranlagun-
gen mit Risikomerkmalen belastet zu werden, sollte man sich nicht der Auffassung der Fi-
nanzverwaltung fügen. 
 
Da in den USA auch die Steuerberater für Verstöße der Mandanten in Haftung genommen 
werden können und eine Rechtskultur herrscht, die von drastischen Strafen geprägt ist, wird 
nur noch in wenigen Fällen von der Verwaltungsauffassung abgewichen.  
 
Die Ausgestaltung der Selbstveranlagung mit einem hohen Grad an Eigenverantwortung der 
Steuerpflichtigen und reinen Kontroll- und Sanktionsrechten der Finanzverwaltung stellt so-
mit den wesentlichen Unterschied zur deutschen Steuerrechtskultur dar. Diese basiert vor 
dem Hintergrund der Eingriffsverwaltung schon aus verfassungsrechtlichen Gründen auf 
dem Grundsatz der Amtsermittlung. 
 
Zwar sieht auch das deutsche Steuerrecht teils erhebliche Mitwirkungspflichten des Steuer-
pflichtigen vor, jedoch führt dies nicht zu einer Beweislastumkehr, sondern vielmehr zu ei-
nem – durch das Gesetz vorgesehenen – kooperativen Steuervollzug. 
 
Eine durch diese Beweislastverteilung eröffnete, dem deutschen Steuerrecht immanente 
„Streitkultur“ ist in Ländern mit Selbstveranlagung ebenfalls nicht in dieser Form zu erken-
nen. Dies mag auch mit den teilweise erheblichen Sanktionsandrohungen in Zusammenhang 
stehen. Insbesondere die Möglichkeit, im Einspruchsverfahren eine „Selbstkontrolle der Ver-
waltung“ zu erreichen, ist teilweise (faktisch) nicht gegeben.  
 
Ob die Erfahrungen der Selbstveranlagung aus anderen Ländern ohne Weiteres auf die 
deutsche Steuerrechtsordnungen übertragbar sind, scheint daher zweifelhaft. Auch stellt sich 
die Frage, ob Effizienzsteigerungen bei nur punktueller Übernahme einzelner Elemente aus 
anderen Systemen erreicht werden können. Sollte beispielsweise das Einspruchsverfahren 
abgeschafft werden, müssten sämtliche Konflikte vor den Finanzgerichten ausgetragen wer-
den. In jedem Fall ist mit einer deutlichen Zunahme von Sanktionsandrohungen zu rechnen. 
Länder, die der deutschen Rechtskultur nahe stehen (Österreich und Schweiz), haben keine 
Erfahrung mit der Selbstveranlagung im Bereich der Einkommen- und Körperschaftsteuer. 
Da insbesondere in Österreich nahezu alle anderen Steuerarten im Selbstveranlagungsver-
fahren durchgeführt werden, ist zu vermuten, dass die österreichische Finanzverwaltung das 
Selbstveranlagungsverfahren gerade für diese Steuerarten für nicht praktikabel erachtet. 
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3. Mögliche Auswirkungen eines Übergangs zur Selbstveranlagung auf den 
Berufsstand 

 
 Stellenwert des Amtsermittlungsgrundsatzes 

 
Im Besteuerungsverfahren gilt heute der Untersuchungsgrundsatz. Der Untersuchungs-
grundsatz ist rechtsstaatlich begründet, er verwirklicht die Grundsätze der Gesetzmäßigkeit 
und der Gleichmäßigkeit der Besteuerung.  
 
Nach der Abgabenordnung ermittelt der Finanzbeamte den steuerlich relevanten Sachverhalt 
von Amts wegen (§ 88 Abs. 1 Satz 1 AO), um anschließend die gesetzlich geschuldete 
Steuer festzusetzen (§ 155 AO). Art und Umfang der Ermittlungen des Finanzbeamten rich-
ten sich nach den Umständen des Einzelfalls (§ 88 Abs. 1 Satz 2, 3 AO). Es sind von der 
Finanzbehörde alle für den Einzelfall bedeutsamen, auch die für den Beteiligten günstigen 
Umstände, zu berücksichtigen (§ 88 Abs. 2 AO). Die Regelung des § 88 AO verlangt von der 
Finanzbehörde allerdings nicht, jeden einzelnen Steuerfall auszuermitteln, vielmehr wird hier 
klargestellt, dass die Sachaufklärung nicht vom Parteienvortrag abhängig ist. Allein mit der 
Berücksichtigung des Parteienvortrags wäre die Gesetzmäßigkeit und Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung nicht gewährleistet. Offen bleibt nach § 88 AO, in welchem Umfang die Beteilig-
ten bei der Ermittlung des Sachverhalts mitzuwirken haben.  
 
Um ihrem Vollzugsauftrag nachkommen zu können, ist die Finanzverwaltung bei der Sach-
verhaltsaufklärung auf die Mitwirkung des Steuerpflichtigen angewiesen. Dem Finanzbeam-
ten stehen bestimmte abgestufte hoheitliche Aufklärungsmittel zur Verfügung. Am wichtig-
sten sind dabei die Mitwirkungspflichten des Steuerpflichtigen, insbesondere die Steuererklä-
rungspflicht. Das Besteuerungsverfahren ist somit auf eine kooperative Arbeitsteilung zwi-
schen Finanzbehörde und Steuerpflichtigem angelegt. 
 
Kommt der Steuerpflichtige seinen Pflichten nach und gibt es keine Hinweise auf unrichtige 
Angaben, wird ihm ein Vertrauensvorschuss gewährt, weitere Ermittlungen unterbleiben. Um 
die Gesetzmäßigkeit und Gleichmäßigkeit der Besteuerung gleichwohl sicherzustellen, sind 
Kontrollen notwendig (Verifikationsprinzip). Im Massenverfahren der Steuerverwaltung erfolgt 
dies zunächst durch eine edv-gestützte Plausibilitätskontrolle. Sofern diese Unstimmigkeiten 
aussteuert, erfolgt eine Einzelfallprüfung. Der Einsatz solcher Risikomanagementsysteme 
muss darüber hinaus eine hinreichende Zufallsauswahl und auch eine personelle Fallaus-
wahl ermöglichen. 
 
Der Amtsermittlungsgrundsatz beinhaltet heute die Prüfung des Steuerfalles zugunsten und 
zulasten des Steuerpflichtigen. Ein vollständiger Wegfall des Amtsermittlungsgrundsatzes 
durch die Einführung eines Selbstveranlagungsverfahrens ist insoweit nicht zu erwarten, als 
auch unter der Selbstveranlagung Kontrollen durch die Finanzverwaltung erfolgen werden. 
Offen ist dabei aber, ob über das edv-gestützte Risikomanagementsystem der Blick nur noch 
auf Aspekte gerichtet wird, die zulasten der Steuerpflichtigen gehen. 
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Wenn die Beweislast einseitig dem Steuerpflichtigen in der Art auferlegt würde, dass er stets 
nachweisen muss, sich in jeder Hinsicht gesetzeskonform (oder sogar verwaltungskonform?) 
verhalten zu haben, und die Finanzverwaltung nicht mehr nachzuweisen hätte, dass das 
festgestellte Verhalten gesetzeswidrig war, ergäbe sich gegenüber dem heute geltenden 
Rechtszustand eine signifikante Schlechterstellung des Steuerpflichtigen. Der Amtsermitt-
lungsgrundsatz würde dann zwar formal erhalten bleiben, er würde aber inhaltlich ausgehöhlt 
und in seiner Substanz weitgehend eingeschränkt werden. 
 
 Chancen bei der Selbstveranlagung 

 
Wenn die Einführung eines Selbstveranlagungsverfahrens zu einer erhöhten Nachfrage nach 
Beratungsleistungen durch Steuerberater führt, können sich dem Berufsstand hieraus neue 
Chancen bieten. Dies gilt grundsätzlich sowohl bei einer Selbstveranlagung von Unterneh-
mensteuer bei der Körperschaft- und der Gewerbesteuer wie auch bei der Selbstveranla-
gung bei der Einkommensteuer. Soweit hier nach den Vorstellungen aus Rheinland-Pfalz 
zunächst nur einfache Arbeitnehmerfälle betroffen wären, dürfte eine steigende Nachfrage 
aber in erster Linie auf die Lohnsteuerhilfevereine entfallen. 
 
Die Umstellung auf ein Selbstveranlagungsverfahren könnte wegen der steigenden Bedeu-
tung der Beratung des Steuerpflichtigen zu einer Verbesserung des Status des Steuerbera-
ters führen. Sicherzustellen wäre in diesem Rahmen jedoch, dass der Steuerberater auch 
unter einem Selbstveranlagungssystem weiterhin als Organ der Steuerrechtspflege und Ver-
treter seines Mandanten und nicht als Handlanger der Finanzverwaltung gesehen würde. Ob 
dies der Fall wäre würde auch mit davon abhängen, ob es ebenfalls bei der, von Seer bejah-
ten, Möglichkeit bleibt, in der Steuererklärung eine von der Auffassung der Finanzverwaltung 
abweichende Meinung zu vertreten. 
 
Falls es, wie von Seer angesprochen, im Weiteren dazu käme, dass eine vom Steuerberater 
betreute Selbstveranlagung automatisch das Risiko einer gründlichen Prüfung und/oder Au-
ßenprüfung senkt, würde darüber der Steuerberater faktisch zum Compliance-Faktor. Der 
Berufsstand hat sich bisher nicht auf eine eindeutige Aussage darüber einigen können, ob 
eine solche Entwicklung wünschenswert wäre. 
 
 Risiken bei der Selbstveranlagung 

 
Wesensmerkmal einer Selbstveranlagung ist, dass Aufgaben von der Finanzverwaltung auf 
die Steuerpflichtigen übertragen werden. Genauer zu prüfen wäre, ob sich durch die Verfah-
rensänderung ein grundlegender Wandel in der Rechtsposition des Steuerpflichtigen 
und ggf. seines Beraters ergibt. Erfahrungen aus den USA zeigen, dass die Beauftragung 
eines Steuerberaters dort von der Finanzverwaltung nicht als Bonus, sondern als Malus ge-
wertet wird. 
 
Denkbar wäre ein erhöhtes Haftungsrisiko im Rahmen der Selbstveranlagung. Wenn dem 
Unternehmen in seiner Steuererklärung ein Fehler unterläuft, besteht unter dem Amtsermitt-
lungsgrundsatz prinzipiell die Möglichkeit, dass dieser Fehler der Finanzverwaltung auffällt 
und schnell bereinigt werden kann.  
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Die finanziellen Auswirkungen eines solchen Fehlers können ggf. stark wachsen, wenn er 
erst Jahre später im Rahmen einer Außenprüfung entdeckt wird. 
 
Grundsätzlich haften der Steuerpflichtige (und sein Berater) bereits heute für die Korrektheit 
ihrer Angaben. Neue Risiken können sich aber ggf. aufgrund neuer Sanktionsmöglichkei-
ten ergeben, wenn diese im Zusammenhang mit der Selbstveranlagung eingeführt werden. 
Diese können finanzieller (bei Steuerstrafzuschlägen) oder auch strafrechtlicher Art sein. Ob 
das Risiko für Steuerberater deutlich ansteigt wird davon abhängen, welche Möglichkeiten 
zur Fehlerkorrektur es geben wird, wie die Beweislast zwischen Verwaltung und Steuer-
pflichtigem verteilt ist und ob bzw. inwieweit auch steuerstrafrechtliche Risiken auf den Bera-
ter durchschlagen. 
 
Bei einer Selbstveranlagung würde die Steuererklärung/-anmeldung mit ihrer Einreichung 
gleichzeitig zum Steuerbescheid unter dem Vorbehalt der Nachprüfung. Der Vorbehalt ent-
fällt erst nach Ablauf der Festsetzungsfrist oder nach Abschluss einer Außenprüfung. Damit 
wird die Bestandskraft der Festsetzung weit in die Zukunft verschoben. Viele kleinere Un-
ternehmen haben ein großes Interesse daran, Planungssicherheit zu erlangen und vergan-
gene Jahre steuerlich abzuschließen. Dies könnte erreicht werden, indem Außenprüfungen 
schneller als bisher erfolgen und/oder die Festsetzungsfrist verkürzt wird.  
 
Für die Unternehmen könnte sich ein erhöhtes Liquiditätsrisiko ergeben, wenn die Steuer-
zahlung unmittelbar mit Abgabe der Steuererklärung fällig wird. Soweit eine Steuererstat-
tung, wie von der Finanzverwaltung derzeit gefordert, nicht automatisch, sondern erst nach 
Überprüfung zurückgezahlt wird, ist der Staat hier im Vorteil gegenüber dem Steuerpflichti-
gen. Dies gilt umso mehr, als es für die Überprüfung des Erstattungsanspruchs durch die 
Finanzverwaltung keine festgesetzte Frist gibt. 
 
 
4. Positionen der Bundessteuerberaterkammer 
 
Vor einem Übergang zur Selbstveranlagung muss der Zustand des Steuerrechts 
grundlegend verbessert werden. 

 
 Bei einem Selbstveranlagungsverfahren wird die Verantwortung für einen zutreffenden 

Steuerbescheid von der Verwaltung auf den Bürger übertragen. Dies ist beim gegen-
wärtigen Zustand des Steuerrechts äußerst kritisch zu sehen, wie auch die Äußerun-
gen des Präsidenten des BFH, Rudolf Mellinghoff, auf dem Deutschen Steuerberater-
tag am 27. und 28. Oktober 2014 in München verdeutlicht haben. Die steuerliche Be-
lastungsgleichheit muss laut Mellinghoff auch weiterhin durch den Staat kontrolliert 
werden. Das Steuerrecht ist als Eingriffsrecht mit strafrechtlichen Konsequenzen be-
wehrt. Um Verantwortung für die Richtigkeit seiner Erklärungen übernehmen zu kön-
nen, muss der Steuerpflichtige in der Lage sein zu verstehen, woran die Belastungsfol-
gen geknüpft werden. Dies ist derzeit nur unzureichend der Fall. 
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Bei einem Übergang zur Selbstveranlagung muss der Amtsermittlungsgrundsatz er-
halten bleiben. 

 
 Auch wenn eine hundertprozentige Kontrolle jedes einzelnen Steuerfalles weder mög-

lich noch erforderlich ist, müssen bestimmte hoheitliche Aufgaben weiterhin von der 
Steuerverwaltung wahrgenommen werden. Dazu gehört ein ausreichendes Ausmaß an 
Kontrollen, um sicherzustellen, dass die Gleichmäßigkeit der Besteuerung gewährleis-
tet wird. Die Beweislast darf jedoch nicht allein auf die Steuerpflichtigen abgewälzt 
werden. Der Nachweis eines gesetzwidrigen Verhaltens muss durch die Finanzverwal-
tung geführt werden. Um Risiken für die Steuerpflichtigen beherrschbar bleiben zu las-
sen, müssen Kontrollen, insbesondere auch Außenprüfungen, außerdem möglichst 
zeitnah erfolgen. Die Festsetzungsverjährungsfristen könnten dann begleitend verkürzt 
werden. 
 
 

Bei einem Übergang zur Selbstveranlagung muss die Möglichkeit erhalten bleiben, 
eine von der Finanzverwaltung abweichende Auffassung zu vertreten. 

 
 Betrachtet man die Praxis der Selbstveranlagung in den USA, so ist zu beobachten, 

dass die massiven Strafandrohungen dazu führen, dass Steuern nicht gesetzeskon-
form, sondern verwaltungskonform erklärt werden. Weder die Steuerpflichtigen noch 
ihre Berater wagen es hier noch, eine eigene Rechtsauffassung zu vertreten. Steuer-
pflichtige und Verwaltung bewegen sich nicht mehr auf einer Ebene. Eine solche Situa-
tion ist nicht mehr als „kooperativer Steuervollzug“ anzusehen. Eine Entwicklung in 
diese Richtung lehnt die Bundessteuerberaterkammer nachdrücklich ab. 
 
 

Bei einem Übergang zur Selbstveranlagung dürfen nicht nur die Steuerpflichtigen be-
lastende Maßnahmen umgesetzt werden. 

 
 Die Selbstveranlagung darf nicht lediglich durch Sanktionsmechanismen und einer 

Verschärfung des Steuerstrafrechts erzwungen werden. Entsprechend den Überlegun-
gen von Professor Seer müssen ergänzende Maßnahmen der Finanzverwaltung auch 
positive Anreize für die Steuerpflichtigen enthalten. So sollte beispielsweise, wie auch 
in anderen Ländern, eine automatische Auszahlung von Steuererstattungsansprüchen 
vorgesehen sein. Außerdem müssen sich aus der Umstellung auf das elektronische 
Steuerverfahren endlich auch Vorteile und nicht nur Umstellungsarbeiten und –kosten 
für die Steuerpflichtigen ergeben. Die im Zuge einer Systemumstellung entstehenden 
Kosten müssen explizit mit in das Kalkül und die Vorteilhaftigkeitsberechnungen der 
Finanzverwaltung miteinbezogen werden. 
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Bei einem Übergang zur Selbstveranlagung darf es nicht zu einem Personalabbau in 
der Steuerverwaltung kommen. 

 
 Wie aus den obigen Forderungen ersichtlich, kommt es nicht zum einem Weniger an 

Aufgaben für die Finanzverwaltung, sondern stattdessen zu einer Neuorganisation ih-
rer Arbeit, weg von „einfachen“ Tätigkeiten wie der Erstellung von Steuerbescheiden 
und Routinekontrollen, hin zu Aufgaben im Service oder bei der der Prüfung von risiko-
behafteten Steuerfällen. Nach Aussagen aus England hat dort der Übergang zur 
Selbstveranlagung zu einem spürbaren Qualitäts- und Kompetenzverlust in der Fi-
nanzverwaltung geführt. Dazu darf es in Deutschland nicht kommen. 
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Lebenslauf von Prof. Dr. jur. Heribert Anzinger

Professor Dr. iur. Heribert M. Anzinger, geboren 1973 in München, studier-
te 1993–1998 in Bayreuth Rechtswissenschaft, Wirtschaftswissenschaf-
ten und Soziologie. Nach der Ersten Juristischen Staatsprüfung 1998 
mit der Zusatzqualifi kation Wirtschaftsjurist (Univ. Bayreuth) absolvierte 
er das Rechtsreferendariat im Bezirk des Oberlandesgerichts München 
u.a. mit Stationen beim Landgericht München, dem Verwaltungsgericht 
Venedig (Tribunale Administrativo per il Veneto), der Konzernsteuer-
abteilung der E.ON Energie AG und beim Finanzamt München. Neben 
dem Referendariat war er für eine insolvenzrechtlich ausgerichtete Be-
ratungsgesellschaft in München tätig. Nach dem Zweiten Juristischen 
Staatsexamen 2000 in München arbeitete er in selbständiger Praxis 
gutachtlich zu gesellschafts-, kartell- und steuerrechtlichen Fragestel-
lungen bei Unternehmensveräußerungen und Unternehmensnachfolge-
planungen und bereitete am Institut für Politik und Öffentliches Recht der 
Ludwig-Maximilians-Universität München im Seminar im Internationalen 
Steuerrecht seine Promotion vor. 2005/06 promovierte er am Fachgebiet 
Finanz- und Steuerrecht bei Frau Prof. Dr. Susanne Sieker mit der Arbeit 
„Anscheinsbeweis und tatsächliche Vermutung im Ertragsteuerrecht“. 
Anschließend war er als Wissenschaftlicher Mitarbeiter und Lehrbeauf-
tragter am Fachgebiet für deutsches und internationales Wirtschafts-
recht bei Prof. Dr. Dr. hc. Uwe H. Schneider tätig. Von 2007 bis 2012 war 
er Juniorprofessor für Steuerrecht am Fachbereich Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaften der Technischen Universität Darmstadt. Seit 1. 
Juli 2012 ist er Universitätsprofessor für Wirtschafts- und Steuerrecht 
im Institut für Rechnungswesen und Wirtschaftsprüfung der Universität 
Ulm. Seit 2011 ist er zudem Gastdozent für Steuerrecht an der Privaten 
Universität im Fürstentum Liechtenstein und im WS 2012/13 Lehrbeauf-
tragter für Bürgerliches Recht, Handels- und Steuerbilanzrecht an der 
Universität Halle.

Seine Forschungsschwerpunkte liegen im deutschen, europäischen und 
internationalen Unternehmens-, Finanz- und Steuerrecht mit dessen Be-
zügen zum Zivil-, Bilanz-, Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht.

Mitgliedschaften: International Fiscal Association (IFA), Deutsche 
Steuerjuristische Gesellschaft (DStJG), Arbeitskreis Bilanzrecht Hoch-
schullehrer Rechtswissenschaft, Wissenschaftlicher Beirat der IFA Re-
gionalgruppe Rhein-Main-Neckar, Wissenschaftliche Vereinigung für 
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Unternehmens- und Gesellschaftsrecht (VGR), Gesellschaft Junger 
Zivilrechtswissenschaftler, Deutscher Juristentag, Tübinger Juristische 
Gesellschaft, Darmstädter Juristische Gesellschaft, Vorstand der Stif-
tung zur Erforschung des Stiftungsrechts, Darmstadt.

Auszeichnungen: Athene Preis für Gute Lehre im Fachbereich Rechts- 
und Wirtschaftswissenschaften der Carlo und Karin Giersch Stiftung 
an der Technischen Universität Darmstadt 2011, Universitätspreis für 
besondere Verdienste und Erfolge in der Lehre der Freunde der Tech-
nischen Universität Darmstadt 2010, Postbank Finance Award 2009, 
Erster Platz mit fünf Studierenden des FB 1 (Preisgeld: 30.000 Euro), 
Wissenschaftlicher Nachwuchspreis
 
der Vereinigung von Freunden der Technischen Universität Darmstadt 
2009, Albert-Hensel-Preis 2006, Hans-Flick-Ehrenpreis 2006, Förder-
preis der Nürnberger Steuergespräche 2006.
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Lebenslauf von Prof. Dr. Heinz-Jürgen Pezzer

Heinz-Jürgen Pezzer hat bei Prof. Dr. Klaus Tipke promoviert; die Dis-
sertation ist unter dem Titel „Die verdeckte Gewinnausschüttung im Kör-
perschaftsteuerrecht“, 1986 erschienen. Er ist Mitautor der Gedächtnis-
schrift für F. G. Nagelmann, 1984. Außerdem hat er zahlreiche weitere 
Beiträge insbesondere auf dem Gebiet des Einkommen- und Körper-
schaftsteuerrechts sowie des Verfassungsrechts veröffentlicht.

Geburtsjahr
1950

Akademischer/berufl icher Werdegang
Heinz-Jürgen Pezzer war nach dem zweiten juristischen Staatsexamen 
(1978) zunächst wissenschaftlicher Assistent am Institut für Steuerrecht 
der Universität zu Köln (Prof. Dr. Klaus Tipke), bevor er Ende 1979 in 
die Finanzgerichtsbarkeit eingetreten ist (Finanzgericht Düsseldorf). Von 
1981 bis 1985 war er wissenschaftlicher Mitarbeiter beim Bundesverfas-
sungsgericht; anschließend nahm er die Richtertätigkeit beim Finanzge-
richt Düsseldorf wieder auf. Seit 1991 ist Prof. Pezzer Richter am Bun-
desfi nanzhof (zunächst Mitglied des IX. Senats, von 2000 bis Mai 2005 
auch des Großen Senats, seit 1. Januar 2007 Mitglied des VIII. Senats 
und erneut des Großen Senats, seit Januar 2009 Vorsitzender Richter 
des VIII. Senats).

Forschungsschwerpunkte
• Einkommensteuerrecht
• Körperschafsteuerrecht
• Prozessrecht
• Verfassungsrecht

Sonstiges
Prof. Pezzer ist Mitverfasser des „Kölner Entwurfs eines Einkommen-
steuergesetzes“. Er ist außerdem Mitglied der Kommission Steuerge-
setzbuch der Stiftung Marktwirtschaft, Mitglied des Vorstands des Deut-
schen wissenschaftlichen Instituts der Steuerberater e.V., Mitglied des 
wissenschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ und Mitglied des wissen-
schaftlichen Beirats der Deutschen Steuerjuristischen Gesellschaft e. V. 
Ferner ist er Mitglied der European Association of Tax Law Professors. 
Seit 2003 ist er zudem Honorarprofessor an der Universität Osnabrück.

141Anlage 5: Lebensläufe





Lebenslauf von Dr. Hartmut Schwab

Dr. Hartmut Schwab studierte Wirtschafts- und Sozialwissenschaften an 
der Universität Augsburg. Er schloss sein Studium 1984 als Diplom-Öko-
nom ab. 1987 folgte die Promotion.

Geburtsjahr
1959

Lebenslauf
Von 1984 bis 1990 war Dr. Schwab an der Universität Augsburg als wis-
senschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Betriebswirtschaftliche Steu-
erlehre von Prof. Dr. Lutz Haegert, ab 1987 war er Akademischer Rat auf 
Zeit. Im Mai 1989 folgte die Bestellung zum Steuerberater. Im Jahr 1990 
stieg er als StB in die väterliche Kanzlei in Augsburg ein, die er 1991 
übernahm. Seither ist er als niedergelassener Steuerberater tätig.

Ehrenamtliche Tätigkeiten (Auswahl)
Seit 1998 ist Dr. Schwab Mitglied des Vorstandes der Steuerberater-
kammer München, seit 1999 Mitglied des Präsidiums und seit Novem-
ber 2006 Präsident der Steuerberaterkammer München. Im September 
2007 wurde er zum Vizepräsidenten der Bundessteuerberaterkammer 
gewählt. Seit 1999 ist er im Vorstand des LSWB in Augsburg; seit 2002 
Vizepräsident des Verbandes Freier Berufe in Bayern. 2007 wurde er 
Vorsitzender der AG „Steuern“ des Bundesverbandes der Freien Berufe.

Dr. Schwab arbeitet seit 2008 im Beirat der DATEV eG mit. Seit 2010 
ist er Mitglied des wissenschaftlichen Arbeitskreises „Steuerrecht“ des 
Deutschen wissenschaftlichen Instituts der Steuerberater e.V.
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Lebenslauf von Prof. Dr. Roman Seer

Prof. Dr. Roman Seer ist Gründer und Direktor des Instituts für Steuer-
recht und Steuervollzug an der Ruhr-Universität Bochum.

Geburtsjahr
1960

Akademischer/berufl icher Werdegang
Roman Seer absolvierte zunächst eine Ausbildung in der Finanzver-
waltung NRW zum Diplom-Finanzwirt und konnte Praxiserfahrungen in 
mittelständischen Wirtschaftsprüfungs- und Rechtsanwaltssozietäten 
sammeln. Nach dem 2. Juristischen Staatsexamen war er als Wissen-
schaftlicher Assistent am Institut für Steuerrecht der Universität zu Köln 
unter der Leitung von Prof. Dr. Joachim Lang tätig. Seine Dissertation 
wurde 1992 mit dem Albert-Hensel-Preis der Deutschen Steuerjuristi-
schen Gesellschaft ausgezeichnet. 1996 habilitierte er sich mit dem 
Thema „Verständigungen in Steuerverfahren“. Im Oktober 1996 berief 
ihn die Ruhr-Universität Bochum als Nachfolger von Prof. Dr. Heinrich 
Wilhelm Kruse auf den Lehrstuhl für Steuerrecht.
Roman Seer hat zahlreiche Beiträge veröffentlicht, welche die gesamte 
Breite des nationalen, europäischen und internationalen Steuerrechts 
abdecken. Als Dauerprojekte sind seine Arbeiten als Mitherausgeber 
und Mitautor des Lehrbuchs „Tipke/Lang, Steuerrecht“ und als Mitkom-
mentator in „Tipke/Kruse, Abgabenordnung und Finanzgerichtsordnung“ 
sowie im „Bonner Kommentar zum Grundgesetz“ (Art. 108 GG – Steu-
erverwaltungshoheiten) hervorzuheben. Seit 2004 gibt er die „Bochu-
mer Schriften zum Steuerrecht heraus. Seit 2005 ist er neben Prof. Dr. 
Heinz-Klaus Kroppen, LL.M., Mitherausgeber der „Internationalen Wirt-
schafts-Briefe“.

Seit 1994 gehört er dem Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen Steu-
erjuristischen Gesellschaft e.V. (DStJG) an. Von 2006 bis 2011 leitete er 
die DStJG als Vorstandsvorsitzender; für eine weitere Amtsperiode dient 
er überleitend als Stellvertretender Vorsitzender. Des Weiteren gehört 
Roman Seer dem Wissenschaftlichen Beirat der Berliner Steuergesprä-
che e.V. an. Seit 2002 wirkt er außerdem im Vorstand des Gesprächs-
kreises Rhein-Ruhr Internationales Steuerrecht e.V. mit und ist Mitglied 
des Fachinstituts der Steuerberater e.V., der European Association of 
Tax Law Professors (EATLP), der International Fiscal Association (IFA) 
und der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer. Innerhalb der 
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EATLP ist er seit 2006 einer der beiden deutschen Vertreter des Acade-
mic Committee (AC).

Innerhalb der Ruhr-Universität (RUB) war und ist Roman Seer in unter-
schiedlichen verantwortungsvollen Funktionen tätig. Von 2004–2006 war 
er Dekan der Juristischen Fakultät; von 2009–2011 Mitglied des Senats 
und stellvertretender Professorensprecher. Seit 2009 dient er als Beru-
fungsbeauftragter des Rektorats und ist seit 2010 Auslandsbeauftragter 
im Austausch mit der Jagellionischen Universität Krakau/Polen. Roman 
Seer ist Gründer und Direktor des Instituts für Steuerrecht und Steuer-
vollzug an der Ruhr-Universität Bochum. Er unterhält schließlich enge 
Kontakte zu ausländischen Partneruniversitäten, wo er zum Teil auch 
Gastprofessuren wahrgenommen hat. Hervorzuheben sind davon eini-
ge längere Forschungsaufenthalte an amerikanischen Law Schools (St. 
Louis University, University of Houston) in den Jahren 2001–2011.
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Lebenslauf von Michael Sell

Leiter der Steuerabteilung im Bundesministerium der Finanzen

Ministerialdirektor Michael Sell ist gebürtig aus Mühlheim an der Ruhr. Er 
ist verheiratet und hat eine Tochter. Nach Ablegung seines zweiten juris-
tischen Staatsexamens arbeitete er in der Steuerabteilung einer großen 
deutschen Steuerberatungs- und Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. 1993 
begann er seine Verwaltungslaufbahn als Referent für Dienstrecht im 
Bundesministerium der Finanzen. Nach seinem Wechsel ins Bundes-
kanzleramt wurde er 1998 zuständiger Referatsleiter und später Grup-
penleiter für Steuerpolitik. 2008 wechselte er als Exekutivdirektor für 
Querschnittsaufgaben und innere Verwaltung in die BaFin. Er absolvier-
te erfolgreich die Fachanwaltslehrgänge für Steuer- und für Strafrecht.

Seit Mai 2012 leitet Ministerialdirektor Michael Sell die Steuerabteilung 
im Bundesministerium der Finanzen.

147Anlage 5: Lebensläufe



Karl-Heinz Bonjean, StB 
Präsident Steuerberaterkammer Köln 

Dipl.-Finw. (FH) Hans Daumoser, StB 
Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine 

Dipl.-Volksw. Ernst-Dieter Grafe, StB/vBP 

Cornelia Metzing, StBin/RAin/vBPin 
Referentin der Bundessteuerberaterkammer 

Dr. jur. Arndt Neuhaus, StB/RA/FA f. StR/Notar a. D. 
Präsident der Steuerberaterkammer Schleswig-Holstein 

Erich Nöll, RA 
Geschäftsführer des Bundesverbandes der Lohnsteuerhilfevereine 

Angela Nottelmann 
Senatsdirektorin, Finanzbehörde Hamburg 

Dipl.-Volksw. Wolf D. Oberhauser, StB 

Uwe Rauhöft 
Geschäftsführer Neuer Verband der Lohnsteuerhilfevereine 

Prof. Dr. Uwe Schramm, StB 
Präsident der Steuerberaterkammer Stuttgart 

Dipl.-Volksw. Helga Wilk, StBin/vBPin 
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